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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Stück vom Jahr 1810.

 I. Gesetz,

die Bekanntmachung der Gesetze und Verordnungen betreffend,

vom 15. Jannar 1840.

Gir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Fraf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.

verordnen hiermit:

Es soll in Zukunft für Unser Fürstenthum eine Gesetzsammlung in der

Weise veranstaltet werden, dass Verordnungen kürzeren Inhalts zwar auch

ferner durch das hiesige Wochenblatt oder das Frankenhäuser Intelligenzolatt

bekannt gemacht, später abck, wenn sie nicht blos von lokalem oder vorüber-

gehendem Interesse sind, mit den ein größeres Ganze bildenden und ausschließ-

lich durch die Gesetzsammlung zu publicirenden Verordnungen chronologisch zu-

sammengestellt und daß die einzelnen Stücke dieser Gesechemmlung mit dem

hiesigen Wochenblatte und beziehungsweise mit dem Frankenhzuser Intelligenz=

blatte, in deren betreffende Stücke eine desfallsige Nachweisung zu inseriren

ist, ausgegeben werden.

Diese Gesetzsammlung ist daher als officiell dergestalt zu betrachten, daß

die in derselben geschehende Bekanntmachung landetherrlicher Gesetze und obrig-

keilichee Verordnungen für eine gesemäßige und allgemein verbindliche Art

der Publication angesehen werden soll. Insofern nun die in dlese Geseczsamm-

lung aufzunehmenden Gesetze und Verordnungen nicht bereitsführ- durch das
Fämt. Schw. Rudolst. Gesetsamminng. I.
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hiesige Wochenblatt und beziehungsweise das Frankenhäuser Intelligenzblatt

bekannt gemacht worden sind und damit Gesetzeskraft erlangt haben oder in-

sofern nicht ein späterer Termin des Eintritts der Gesetzeskraft in den Gesc=

ben ausdrücklich festgesetzt worden ist, so beginnt die Gesetzeskrast mit der

Ausgabe desjenigen Stückes des Wochenblatte oder Frankenhäuser Intelligenz-

blattes, mit welchem das bezügliche Stück der G.setzsammlung in das Publi-
cum kommt.

Die in der Gesctzsammlung aufgenommenen Gesetze und Perordnungen

gelten für beide Landestheile, falls nicht aus dem Inhalte der Verordnungen

oder dem Ressort-Verhältnisse der Behörde, von welcher sie erlassen sind,

hervorgcht, dass sie nur für die Ober= oder Unterherrschaft bestimmt sind.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig unterschrieben und

mit Unserm Fürstl. Insiegel wissentlich bedrucken lassen.

So geschehen Rudolstadt, den 15. Jan.1840.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S.

 H. Allgemeine Münzconvention

der zum Zoll= und Handelsvereine verbundenen Staaten nebst

besonderer protokollarischer Uebereinkunft zu derselben
vom 30. Juli 1838.

Nachdem die sämmmtlichen zu dem Zoll= und Handelsbereine verbundenen

Regicrungen, in Gemähheit der in den Zollvereinigungs-Verträgen getroffenen

Verabredung, auf die Einführung eines gleichen Münzsystems in ihren Landen

hinzuwirken, übereingekommen sind, die vorbehaltenen besonderen Unterhand=

lungen hierüber eröffnen zu lassenz so haben zu diesem Zwecke zu Bevollmäch=

tigten ernannt:
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Seine Majestät der König von Preusen:

Allerhöchst-Ihren Geheimen Ober-Finanz-Nath Adolf von Pom-

mer-Esche;

Seine Majestät der König von Vayern:

Allerhöchst-Ihren Ministerial-Rath im Staatsministerium der Finanzen

Moritz Weigand, Nitter des Ordens der Königl. Würktembergischen

Krone, und Ritter erster Klasse des Großherzoglich Hessischen Ludwigs-

Hrdens;

Seine Majestät der König von Sachsen:

Allerhöchst-Ihren Geheimen Finanz-Rath Carl Friedrich Scheuch=
ler, Rüter des Königl. Sächsischen Civil-Verdienst-Ordens, und

Allerhöchst-Ihren Geheimen Finanz-Rath Adolph von Weissenbach;

Seine Majestät der König von Würkttemberg:

Allerhöchst-Jbren Finanz-Rath Gustav Hauber, Nitter des Königl.

Preußischen rothen Adler-Ordens dritter Klasse, des Civil-Verdienst-

Ordens der Königl. Vayerischen Krone, des Großherzogl. Badischen Zäh-

ringer Löwen-Ordens und Ritter erster Klasse des Großherzoglich Hes-

sischen Ludwigs-Ordens;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden:

Höchst-Ihren Geheimen Neferendär Franz Anton Regenauer, Nüter

des Großherzoglich Vadischen Zähringer Löwen-Ordens und Kommandeur

zweiter Klasse des Kurfürstl. Hessischen Haus-Ordens vom goldnen Löwen;

Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Kurhessen:

Höchst-Ihren Finanz-Nath Wilhelm Duysingz

Seinc Königl. Hoheit der Großherzog von Hessen:

Höchst-Ihren Ministerial-Rath Christian Eckhardt, Nitter erster

Klasse des Großherzoglich Hessischen Ludwigs-Ordens, und Ritter des

Civil-Verdienst-Ordens der Königlich Vayerischen Krone;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach:

Höchst-Ihren Geheimen Legations-Nath Ottokar Thon, Nitter des

Groherzoglich Sächsischen Haus-Ordens vom weissen Falken, des Kö-

niglich Prrußischen rothen Adler-Ordens dritter Klasse, des Civil-Ver-
1 *
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dienst-Ordens der Königl. Bayerischen Krone und des Königl. Sächsi-

schen Cibil-Verdienst= Ordens und Kommandeur zweiter Klasse des Kur-

fürstlich Hessischen Haus-Ordens vom goldnen Löwen;

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Meiningen:

Höchst-Ihren Regierungs-Nalh und Dirigenten des Finanzsenaks der

Landesregierung Ludwig Blomeyer, Inhaber des dem Herzogl. Sach-

sen-Ernestinischen Haus-Orden affiliirten Verdienstkreuzes;
Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Altenburg:

Höchst-Ihren Regierungs= und Obersteuer-Nath Karl Geutebrück,

Ritter des Herzoglich Sachsen-Ernestinischen Haus-Ordens und des

Königlich Preußschen rothen Adler-Ordens drikter Klassez

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Coburg und Gothai

Höchst-Ihren Cammer-Rath Julius Gelbke, Inhaber des dem Her-

zoglich Sachsen-Ernestinischen Haus-Orden affiliirten Verdienstkreuzes
und Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens vierter Klassez

Seine Herzogliche Durchlaucht der Herzog von Nassau:

Höchst-Ihren Zoll-Directions-Rath Philipp Scholz;

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Nudolstadt und

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen:

den Großherzogl. Sichsischen Geheimen Legations-Rath Otiokar Thonz

Seine Durchlaucht der Fürst Neuß älterer Linie:

Höchst-Ihren Regierungs= und Consistorial-Nath Ludwig Freiherrn
von Mannsbachz

Seine Durchlaucht der Flrst von Reuß-Schleilz und

Seine Durchlaucht der Fürst von Neuß-Lobenstein und Ebersdorf:

den Grohherzogl. Sächsischen Geheimen Legations-Rath Oktokar Thon;

Der Senat der freien Städt Frankfurt:

den Schöffen und Senater Conrad Adolph Bansa;z

von wolchen Bebollmächtigten, untrr dem Vorbehalke der Natificalion, fol-

gender Vertrag abgrschlossen worden ist:

Art. 1. Als Grundlage des gesammten Münzwesens in den Landen der

hohen contrahirenden Theile soll in allen Münzstäiten einerlei Mnzmark au-
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gewendet werden, deren Gewicht, mit dem Gewichte der in dem Königreiche

Preugen und den süddeutschen Staaten des Zoll= und Handelsvereins bereils

bestehenden Mark übereinstimmend, auf 233,/8666... Gramme festgesetzt wird.

Art. 2. Nach dieser gemeinsamen Grundlage soll das Münzwesen in den

sämmtlichen Landen der contrahirenden Staaten geordnet werden und zwar ##

der Art, daß, je nachdem darin die Thaler= und Groschen-, oder die Gulden-

und Kreuzer-Rechnung hergebracht oder den Perhälmmissen encfprechend ist,

entweder: der Vierzehnthalerfuß, bei welchem die Mark feinen Silbers

zu Vierzehn Thalern ausgebracht wird, mit dem Werthberhältnisse dos

Thalers zu 14 Gulden,
oder: der Vier und zwanzig und ein halb Guldenfuß, bei welchem

aus der Mark feinen Silbers Vier und zwanzig und ein halber Gulden

geprägt werden, mit dem Werthsverhältnisse des Guldens zu 3 Thaler,

als Landesmünzfutz gelten wird.

Art. 3. Insbesondere wird

einerseits in den Königl. Preußischen und Sichsischen, in den Kurfürftl.

Hellischen, Grohherzogl. Sichsischen und Herzogl. Sachsen-Altenburgischen

Landen, in dem Herzogl. Sachsen-Coburg= und Gothalschen Herzogthume

Gotha, in der Fürstl. Schwarzburg-Rudolstädtischen Unterherrschaft, in den

Fürstl. Schwarzburg-Sondershausenschen Landen, so wie in den Landen der

Fürstlich Reußischen ältern und jüngern Linie:

den 44 Thalerfut,

andererseits in den Königl. Bayerischen und Württembergischen, in den

Großherzogl. Vadenschen und Hessischen, so wie in den Herzogl. Sachsen-

Meiningenschen Landen, in dem Herzogl. Sachsen-Coburg= und Gothaischen

Fürstenthume Coburg, in dem Herzogthume Nallau, in der Fürstl. Schwarz-

burg-Rudolstädtischen Oberherrschaft und in der freien Stadt Frankfurt:

« dchzGuldcnsuC

Wschlicßlichacösaadwmänzfugfortbestehen,oder,wvcinaadcrcr2andcsj-
münzfußbrstyhhspätestensmitdcm1.Sanuar1841cingefühkkwckdcsr.

Art. 4. Ein Jeder der contrahirenden Staaten wird seine Ausmünzun-

chen auf solche Stücke beschränken, welche der dem vereinbarten Münzfuge

(Art. 2 und 3) entsprechenden Rechnungsweise gemäß sind. Die Annahme
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gleichförmiger Vorschriften hierüber blcibt der Verständigung unter denjenigen

der contrahirenden Staaten, die sich zu demselben Landesmünzsußse bekennen,

vorbehalten.
Art. 5. Sämmtliche conkrahirende Regierungen verpflichten sich, bei den

Ansmünzungen von grober Silbermünze, folglich von den Hauptmünzen so-

wohl, als deren Theilstücken— Courantmünzen —ihren Landesmünzfuß

(Art. 3) genau innchalten und die möglichste Sorgfalt darauf verwenden zu

lassen, daß auch dir einzelnen Seicke durchaus vollhaluig und vollwichtig aus-

gemünzt werden. Sie vereinigen sich insbesondere gegenseitig zu dem Grund=

satzc, daß unter dem Vorwande eines sogenannten Remediums an dem Ge-

halte oder dem Gewichte der Münzen nichts gekürzt, vielmehr eine Abweichung

von dem den Letßteren zukommenden Gehalte oder Gewichte nur insowest nach-

gesehen werden dürfe, als solche durch die Unerreichbarkeit einer absoluten Ge-

nauigkeit bedingt wird.

Art. 6. Vei der Bestimmung des Feingehalts der Silbermünzen soll

übcerall die Probe auf nassem Wege entscheidend sein.

Art. 7. Zur Vermittelung und Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs

umer den contrahirenden Staaten soll eine, den beiden im Art. 2 gedachten

Münzfügzen entsprechende, gemeinschaftliche Hauptsilbermünze — Vereins-

münze —zu einem Siebemtheile der Mark feinen Silbers ausgeprägt wer-

den, welche sonach den Werth von 2 Thalern oder 31 Gulden erhalten wird

und zu diesem Werthe im ganzen Umfange der contrahirenden Staaten, bei

allen Staals-, Gemeinde-, Stistungs= und andern öffemlichen Cassen, sowie

im Privatverkehre, namentlich auch bei Wechselzahlungen, unbeschränkte Gül-

tigkeit, gleich den eigenen Landesmünzen, haben soll.

Art. 8. Das Mischungsverhältniß der Vereinsmünze wird auf neun

Jehntheile Silber und einen Zchneheil Kupfer festgesetzt. Es werden demnach

O#nb Stück eine Mark, oder 63 Stücke zehn Mark wiegen. Die Abweichung

im Mehr oder Weniger darf, unter Festhaltung des im Art. 5 anerkannten

Grundsatzes, bei dem einzelnen Stücke im Feingehalte sowohl, als im Ge-

wicht, nicht mehr als drei Tausendtheile betragen.

Die Vereinsmünze erhält einen Durchmesser von 41 Millimetern; sie wird

im NRinge und mit einem glalten, mit vertiefter Schrift oder Verzierung ver-

sehenen Rande geprägt.
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Der Revers, auf dessen möglichste Uebereinstimmung von allen Regierun-

gen Vedacht genommen werden wird, muß jedenfalls die Angabe des Theil-

berhältnisses zur Mark feinen Silbers, dann des Werths in Thalern und

Gulden und die ausdrückliche Vezeichnung als Vereinsmünze enthalten.

Art. 9. Es sollen vom 1sten Jannar 1839 bis dahin 1842 an Pereins-

münze mindestens zwei Millionen Stücke, und zwar jährlich zum dritten Theilc,

ausgeprägt werden, und es verpflichtet sich ein Jeder der contrahirenden Stag-

ten, hieran nach dem Maahstabe seiner Bevölkerung Antheil zu nehmen.

Die ferneren Ausprägungen von Vereinsmünzen nach Ablauf des vorbe-

stimmten Zeitraums sollen, sofern darüber eine anderweite Vereinbarung nicht

erfolgt, in dem Maße fortgeseht werden, daß innerhalb jedesmaliger vier Jahrr

mindestens ebenfallo zwei Millionen Stücke, unter Aufrechthaltung des ange-

nommenen Vertheilungsmaßstabes, ausgeprägt werden.

Ueber die erfolgten Ausprägungen werden die contrahirenden Regierungen

amSchlusse jedes Jahres sich gegenseitig Nachweising zugehen lassen.

Art. 10. Die contrahirenden Regierungen werden die neu ausgegebenen

Vereinsmünzen gegenseitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren Feingchalt

und auf ihr Gewicht prüfen lassen und von den Ausstellungen, die sich dabei

ekwa ergeben, einander Mittheilung machen. Für den unerwarteten Fall, daß

die Ausmünzung der Einen oder der Andern der betheiligten Regierungen im

Feingehalte oder im Gewichte den vertragsmäßigen Vestimmungen nicht ent-

sprechend befunden würde, übernimmt dieselbe die Verbindlichkeit, entwäder so-

sork, oder nach vorangegangener schiedsrichterlicher Entscheidung, sämmtliche

von ihr geprägte Vereinsmünzen desjenigen Jahrgangs, welchem die fehlerhafte

Ausmünzung angehört, wieder einzuziehen.

Art. 11. Sämmtliche contrahirende Staaten verpflichten sich, ihre eige-

nen groben Silbermünzen niemals gegen den ihnen beigelegten Werth herabzu-

setzin, auch eine Außercurssetzung derselben anders nicht eintreten zu lassen,

als nachdem eine Einlösungsfrist von mindestens vier Wochen festgesetzt und

wenigstens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich bekannt gemacht worden

ist. Die Feststellung des Werthverhältnisses, nach welchem zum Vehufe des

Ueberganges zu dem neuen Landesmünzfuße (Art. 3) die Münzen des bisheri-
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gen Landesmünzfusses eingelsst, oder in Umlauf gelassen werden sollen, bleibt

siadoch einer jeden betheiligten Regierung vorbehalten.

Nicht minder macht jeder Staat sich verbindlich, die Eingangs gedachten

Münzen, einschließlich der von ihm ausgeprägten Vereinsmünzen, wenn diesel-

ben in Folge längerer Eirculation und Abnutzung eine erhebsiche Verminde-

rung des ihnen ursprünglich zukommenden Metallwerths erlitten haben, allmäh-

lig zum Einschmelzen einzuziehen, und dergleichen abgenutzte Stücke auch dann,

wenn das Gepräge undeutlich geworden, stets für voll zu demjenigen Werthe,

zu welchem sie, nach der von ihm getroffenen Bestimmung, gegenwärtig im

Umlaufe sind, oder künftig in Umlauf gesehzt werden, bei allen seinen Cassen

anzunchmen.

Art. 12. Ee bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im kleinen Verkehre und

zur Ausgleichung, kleinere Münze nach einem leichtern Münzfuße, als dem

Landesfuße (Art. 2 und 3), iweinem dem getztern entsprechenden Nennwerthe,

als Scheidemünze prägen zu lassen. Sämmtliche contrahirende Staaten

verpflichten sich aber, nicht mehr Scheidemünze in Umlauf zu seben, als zu

obigem Zweck für das Vedürfniß des eignen Landes erforderlich ist. Sie wer-

den auch nach Thunlichkeit darauf hinwirken, daß die gegenwärtig im Umlaufe

besindliche Scheldemünze auf jenes Maah zurückgeführt und sodann Riemand

genöthigt werde, eine Zahlung, welche den Werth der kleinsten groben Münze

(Art. 5) erreicht, in Scheidemünze anzunehmen.

Art. 13. Jeder contrahirende Staat macht sich ferner verbindlich:

n5 seine eigne Silberscheidemünze niemals gegen den ihr beigelegten Werth

herunter zu setzen, auch eine Augercurssetzung derselben nur dann eintre-

ten zu lassen, wenn eine Einlösungsfrist von mindestens vier Wochen

festgesetzt, und wenigstens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich

bekannt gemacht worden ist,

b) dieselbe, wenn in Folge längerer Ciralakion und Abnutzung das Gepräge

umdeutlich geworden ist, nach demjenigen Werthe, zu welchem sie nach der
von ihm gelroffenen Bestimmung im Umlaufe ist, oder künftig wird in

Umlaufgesetztwerden, allmählig zum Einschmelzen einzuziehen, auch nach
dem nehmlichen Werthe
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) seine Silberscheidemünze aller Art in näher zu bezeichnenden Casen auf

PVerlangen, gegen grobe in seinen Landen cursfähige Münze, umzuwech-

seln. Die zum Ummechseln bestimmte Summe darf jedoch nicht unter

Einhundert Thalern, beziehungsweise Einhundert Gulden, betragen.

Art. 14. Durch gegenwärtigen Vertrag soll an den Vestimmungen der

Münz-Convention d. d. München den 25. August 1837 und der besonderen

Uebereinkunft über die Scheidemünze von demselben Dakum nichts geändert

werden.

Art. 15. Die contrahirenden Staaten werden alle Gesetze und Verord-

nungen, welche zur Ordnung des Münzwesens im Sinne der gegenwärtigen

Convention ergehen werden, ingleichen die zu deren Ausführung unter Einzel-

nen von ihnen etwa zu Stande kommenden Vrreinbarungen sich einander mit-

theilen.

Art. 16. Sämmtliche Regierungen slchern sich einander zu, der Vegehung

von Münzberbrechen, es mögen solche gegen den eignen Staat oder gegen

einen andern Vereinsstaat gerichtet sein, auf das Nachdrücklichste entgegen zu

wirken, zu dem Ende alle gesetzlichen Mittel in Anwendung zu bringen, welche

zur Verhütung, Entdeckung und Bestrafung derartiger Verbrechen dienen kön-
nen, auch in dem Falle, wo dabei das Interesse einer andern Prreinsregie-

rung betheilige ist, die Letztere von den gemachten Emdeckungen und von dem

Ergebnisse der geführten Untersuchungen ungesäumt zu benachrichtigen.

Art. 17. Für den Fall, daß andere deutsche Staaten der gegenwärtigen

Münz-Convention beizutreten wünschen, erklären die contrahirenden Regierun=

gen sich bereit, diesem Wunsche durch deshalb einzuleitende Verhandlungen

Folge zu leisten.

Art. 18. Die Dauer der gegenwärtigen, vom Tage,der Auswechselung

der Nakification an in Kraft trelenden, Uebereinkunft wird bis zum Schlusse

des Jahres 1858 festgesetzt, und soll dieselbe alsdann, iufofern der Rücktritt

von der einen oder der andern Seite nicht erklärt, oder eine anderweite Ver-

einbarung darüher nicht getroffen worden ist, stillschweigend von fünf zu fünf

Jahren als verlängert angesehen waden.
Fürsll. Schw. Radelst. Gesehsammlung. I. 2
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Es ist aber ein solcher Rücktritt nur dann zulässig, wenn die betreffende

Regierung ihren Entschluß mindestens zwei Jahre vor Ablauf der ausdräcklich

festgesetzten oder stillschweigend verlängerten Vertragsdauer den übrigen mit-

tcontrahitenden Regierungen bekannt gemacht hat, worauf sodann unter sämmt-
lichen Vereinsstaaken unverweilt weitere Verhandlung einzutreten hat, um nach
Befinden die Veranlassung der erfolgten Rücktrittserklärung und somit diese

Erklärung selbst im Wege gemeinsamer Verständigung zur Erledigung brin-
gen zu können.

Gegenwärtige allgemeine Münz-Convention soll alsbald zur Rati-

fication den hohen Contrahenten vorgelegt und die Auswechselung der Raeifi-

cations-Urkunden spätestens binnen drei Monaten in Dresden bewirkt werden.

So geschehen Dresden, den 30ften Juli 1838.

Adolf v. Pommer-Esche. r Weigand. Carl Friedrich Scheuchler.
8. (#. 8.)(I. S.

Adolph v. Whenbach Gisi Hauber. Franz Anton Regenauer.
( 8.)(. s.) (-

thhelm ng. C. Eäzrit. Oltokar hon. Ludwi n-L. S (I. 8.)

Carl ürseies. Julius Gelbec Philipp LudwigP“7 v. 4
(L. 8.) (L. s) ¶.s

Conrad 0 on
(

Dresden, am 30. Juli 1838.

Verhandelt zwischen den bei der allgemeinen Münzconferenz legitimirten

Bevollmächtigten für

Preußen,

Sachsen,
Kurhessen,

Sachsen-Weimar-Eisenach,
Sachsen-Coburg-Gotha, wegen des Herzoßthums Gotha,

Sachsen-Altenburg,
Schwarzburg-Rudolstadt, wegen der Unterherrschaft,

Schwarzburg-Sondersbausen,



1840. 11

Reuß älterer Linie,

Reuß-Schleitz und

Reuß-Lobenstein-Ebersdorf.
Bei dem heutigen Abschlusse der allgemeinen Münzconvention unter den

zum Joll= und Handelsbereine verbundenen Staaten sind die unterzeichneten

Bevöllmächtigten der nach dieser Convention zum Vierzehnthalerfuge sich be-

kennenden Staaten, vorbchältlich einer künftig nach Besinden zu treffenden

umfassenderen Vereinbarung, zu vorläufiger Feststellung verschiedener Punkie,

welche die nähere Charakteristik ihres Münzsußes und Münzsystems bezwecken,

über folgende Bestimmungen übereingekommen:

1) Sämmtliche Courantmünzen werden im NRinge geprägt werden und das

Theilungsverhältnig zur feinen Mark auf dem Gepräge ausgedrückt
enthalten.

2) Die Couranktheilstücke des Thalers sollen nur in Einsechstel= und nach

Befinden in Eindrittel- und Zweidrittel-Thalerstücken bestehen.

5) In Ucbereinstimmung mit dem im Königreiche Preußen bestehenden Vor-

schriften, wird:

o) der Durchmesser

für die Einthalerstücke auf 34 Millimeter,

für die Einsechstelthalerstücke auf 23 Millimeter,

h) Das Legirungsverhältniß

für die Einthalerstücke auf: vier Theile Kupfer zu zwölf Theilen

Silber (12 löthig),

für die Einsechstelthalerstücke auf: drei und zwanzig Theile Kupfer

zu fünf und zwanzig Theilen Silber (8# löthiy).

0) die äuhersten Falles zulässige Abweichung im Mehr oder Weniger

beim einzelnen Thalerstücke auf: ein Grän im Feingehalte und ein

halb Procent im Gewichte
und

beim einzelnen Einsechstelthalerstücke auf ein und einhalb Grän

in Feingehalte und ein Procent im Gewichte

festgeseht.
4) In der künftig auszuprägenden Scheidemünze soll die Mark feinen

Eilbers durchgehends zu Sechszehn Thalern ausgebracht werden.
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Im Uebrigen wird verabredet, daß die gegenwärtige protokollarische Ueber-

einkunft, welche, insofern die in Aussicht stehende umfassendere Vereihbarung

nicht zu Stande kommen würde, mit der eingangsgedachten allgemeinen Münz-

convention gleiche Dauer und Gültigkeit haben soll, nur in Einem Exemplare

ausgefertigt und in dem königlich sächsischen Hauptstaatsarchive zu Dresden

verwahrlich niedergelegt, den betreffenden Bevollmichtigten aber in beglaubter

Abschrift mitgetheilt, ingleichen, daß dieselbe durch die landesherrliche Nalifi-

kation der vorerwähnten, allgemeinen Münzconvention als untratifizirt ange-

sehen werden soll.

Adolf v. Vommer- Esche. Carlbr i Adolphtv. Dillenbach
Wilhelm Sat ng. Ottolar Tho li Gelbke. or ####

(#. 8.) (1. (. 8.) ¶8.)

Ludwig brn P/a,,
Nachdem vorstehende —’eFupnm 23. August 1838 von Serenissimo

ratifieirt und die Natifirationsurkunden den 7. Januar 1839 zu Dresden aus-

Gewechselt worden sind, so wird selbige nebst der besondern prokokollarischen

Uebereinkunft anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

ARudolstadt, den 15. Januar 1840.

Fürstl. Schwarzb. Geh. Naths-Colleg.
gez. Wihtleben.

M III. Vertrag
wegen ded Beitritts des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt mit

der Oberherrschaft zu der süddeutschen Münz-Convention,
vom 11. Mai 1839.

Nachdem die Regierung des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt
den Wunsch zu erkennen gegeben hat, mit der ihr angehörigen Oberherrschaft

der, zwischen den Staaten von Bayern, Bürttemberg, Baden, Hes-
sen und Nassau, dann der freien Stadt Frankfurt am25. August 1837
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abgeschlossenen Mnz-Conventlon, ingleichen dem zwischen den genannten Staa-

ten und dem Herzogthum Sach sen-Meiningen zu Stande gebrachten Ver-

trage vom B. Juni 1838, beizutreten, welche Conventionen und welcher Ver-

trag also lauten: #

I.

Münz-Convention.

Die Königreiche Vayern und Württemberg, die Großherzogthümer

Baden und Hessen, das Herzogthum Nassau und die freie Stadt

Franksurt, von der Absicht geleitct, dem in ihren Ländern sich immer

dringender kundgebenden Bedürfniß nach Münzen, welche zum Ersatz der

viertel und halben Kronenthaler dienen können, so schnell als möglich abzu-

helfen und dabei zur Erleichterung und Sicherung des Verkehrs nach gemein-

schafilich festgesetzten Principien zu verfahren, haben zu dem Ende Bevollmäch=

tigte ernannt, welche mit Rücksicht auf die Bestimmung des Art. 14 des all-

emeinen Joll-Vereins-Vertrages, und auf das General-Conferenz-Proto=

koll vom 6. September 1836 über folgende Punkte übereingekommen sind.

Artikel 1.

Das für alle sid= und norddeutschen Staaten des Zoll-Vereins beab-

sichigte Uebereinkommen soll durch die gegenwärtige Convention in keiner

Weise erschwert oder entfernt, sondern die jetzige Münz-Pereinbarung der süd-

deutschen Staaten so sehr als möglich annähernd an das Münz-Syskem der

norddeutschen Staaten gebracht werden.

Artikel 2.

Der im Süden des Jollvercins bereits bestehende Kronenthalerfuß soll,

jedoch unter genauer Einhaltung des 243 Guldenfußes von allen contrahiren-

den Staaten als Münzfuhß angenommen, und bei den Ausmünzungen derjeni-

gen Sorten, welche Gegenstand dieser Convention sind, in den süddeuischen

Zoll-Vereins-Staalen zum Grunde gelegt werden.

Artikel 3.

In den süddeutschen Staaten des Zoll-Vereins bleibt die Rechnung nach
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Gulden zu 60 Kreuzer nicht nur fortbestehen, sondern es sollen auch die Mün-

zen in diesen Staaten der Gulden= und Kreuzer-Rechnung gemäß ausgeprägt

werden.

Artikel 4.

Als Hauptmünze für die süddeutschen Vereins-Staate werden, vorbehält-

lich der Vestimmungen über die Ausprägung weiterer Theil-Stücke des Gul-

den, angenommen:

ein Guldenstück zu 60 Kreuzer

ein halbes Guldenstück zu 30 Kreuzer. —

Die Ausprägung gröberer Münzsorten bleibt der Vereinbarung mit den

norddeutschen Staaten des Zollvereins vorbehalten.

Artikel 5.

Der Silbergehalt der Hauptmünzen wird zu # und der Kupfergehalt zu

u# des Gewichts angenommen. Der Durchmesser wird für die ganzen Gul-

den-Stücke auf 30 Millimetres, für die halben Guldenstücke auf 24 Mill-

metres festgesetzt.

Artikel 6.

Der Avers der ganzen und halben Guldenstücke zeigt das Vildniß des

Regenten des betreffenden Staates, und bei der freien Stadt Frankfurt das

Wappen derselben; der Nevers dagegen, nach einerlei Zeichnung, die Angabe

des Werthes der Münze nebst der Jahrzahl in einem Kranze von Eichenlaub.

Der Nand ist gerippt, mit glatten Stäbchen auf beiden Seiten.

Artikel 7.

Um die Lücken zu ersetzen, welche im Geld-Verkehr durch die Devalvation

und Ausßfercurssetzung der 1 und 1 Kronenthaler entstanden sind, sollen so

schleunig als möglich, ganze und halbe Guldenstücke von allen Staaten dieses

Vereins geprägt werden.

Die contrahirenden Staaten machen sich daher verbindlich, bis zum 1. Jin-

ner 1839 eine Masse von wenigstens sechs Millionen Gulden im Ganzen, und

zwar davon vier Millionen in Gulden und zwei Millionen in halben Gul-

den-Stücken nach dem Maaßstabe der Vertheilung der Zoll-Revenücn prägen

zu lassen.
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Artikel 8.

Vom 1. Jänner 18639 an, werden die contrahfrenden Staaten innerhalb

der darauf folgenden sechs Monate sich darüber vereinigen, welche Masse von

hanzen und halben Gulden-Stücken weiter ausgeprägt werden foll.

Für den Fall aber, dah eine solche Vereinbarung nicht stattfinden sollte,

machen sich die contrahirenden Staalen verbindlich, von jenem Zeitpunkte an,

jährlich wenigstens den achten Theil der, nach vorstehendem Arkikel.7 die ein-

zelnen Staaten kreffenden Summe an ganzen und halben Gulden-Stücken zu

liefern.

Artikel 9.

Was das Scheidemünz-Wesen betrifft, so wird sich auf die zwischen

sämmtlichen contrahirenden Staaten heute darüber abgeschlossene besondere Uc-

bereinkunft bezogen.
Artikel 10.

Die Grösze des bei den gegenwärtig verabredeten Ausmünzungen dersüddeut-

schen Staaten des Zollvereins anzunehmenden Mark-Gewichts, wird auf 233,,65

Grammes festgesetzt.

Artikel 11.

Jede Münzstäkte hat die Verpflichtung, für die möglichst genaue Einhaltung

des Münzsußes Sorge zu tragen. Da jedoch eine absolute Genauigkeit bei

den Ausmünzungen nicht zu erreichen ist; so werden die Fehlergrenzen, um

wie viel die Münzen von dem vorschriftsmäßigen Feingehalt und Gewicht im

Mehr= oder Weniger abweichen dürfen, für die ganzen und halben Gulden=

Stücke auf royn im Feingehalt und auf r##yo im Gewicht festgeset; was

bei dem einzelnen Stücke sowohl als bei der ganzen Mark sich erproben muß.

Artikel 12.

Die Bestimmungen über die Fragen: ·

a) durch welche Mittel zur gemeinschaftlichen Ueberzeugung zu gelangen

sei, ob die Münzen den Grundsätzen dieses Uebereinkommens gemäß,

burchaus entsprechend geprägt sind, und

h) durch welche Mitiel die Ausgabe nicht probehaltiger Münzen verhin-
dert werden foll?
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bleiben der Vereinbarung mit den norddeutschen Staaten des Zollvereins vor-

behalten.— Bis eine solche Vereinbarung zu Stande kommen wird, hat fol-

gendes Verfahren einzutreten:

Von jedem Werke wird die Tiegelprobe von dem betreffenden Münzmeister

oder Wardein gemacht.— Nach Veendigung des Werkes aber sollen durch

einen von jeder Regierung aufzustellenden Controleur neun Matien herausge-

nommen, hiervon drei sogleich vor Ausgabe des Werkes von demselben, oder

von einem andern Gegenprobirer untersucht; drei Plakten sollen bei der Münz-

stätte deponirt, und die übrigen drei Plakten zur Uebersendung an die Münz-

stärte desjenigen Staates bestimmt sein, welcher die Controle im laufenden

Jahre zu besorgen hat. —

Diese von allen Werken eines Quartals zur Versendung bestimmten Plat-

ten können in Zeiträumen von drei Monaten gesammelt, und dann zusammen

überliefert werden.

Jeder Wardein oder Probirer hat die Verbindlichkeit, binnen vier Wochen

die erhaltenen Platten zu untersuchen, gefundene Differenzen sogleich seiner,

und durch diese der betreffenden Regierung anzuzeigen, und jedenfalls jährlich

einen Bericht abzustatten, der den übrigen Vereins-Regierungen mitzutheilen ist.

In diese jährlich von jeder Münzstätte zu erstattenden Berichte ist außer

Angabe des Ausmünzungsguantums und der Sorten, auch noch dasjenige auf-

zunehmen, was sich in Beziehung auf Münzbetrieb zur Kenntnißnahme der

übrigen Staaten eignet.

Bei den in diesem Artikel vorgeschriebenen Probationen soll das Verfahren

auf nassem Wege angewendet werden.

Der Turnus der Vereins-Staaten ist hierbei, wie folgt:

"a Zu controllreude Staaten.Contro-
lirender

Staat. 1838.839. 1840.641 1842.

Bayern [Württemterg)! Baden Hessen Nassau Franksurt
Wtiemnber Baden Hessen Nassauus Frankfurt) Va#ern
—— ——NN————— 3
—— —— —— 5

Nassaus Franffur“ ern WbrsembergeoderHFersfen
Frankfurt! BayrrnWürktemberg; Baden Hoss —#

m
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Artikel 13.

Eine Devalvation oder Außercurssetzung derjenigen Münzen, welche nach
den Grundsätzen dieser Convention ausgeprägt sind, kann nicht Statt finden.

Jeder Staat hat aber die Verbindlichkeit, diese Münzen seiner Zeit wieder

einzuziehen und umzuprägen, wenn sich ergiebt, daß dieselben durch Abnutzung

eine im Wege künftiger Vereinbarung noch festzustellende Gränze der Gewichts-

Abnahme überschritten haben.

Artikel 14.

Die nach dem bisherigen System ausgeprägten ganzen Kronenthaler wer-

den in ihrem bisherigen Curs von 2 Fl. 42 Kr. aufrecht erhalten.

Artikel 15.

Die Vereinsstaaten machen sich außerdem verbindlich, keine Herabsetzung
oder Verrufung irgend einer in denselben anerkannten, Curs habenden Münze

vorzunehmen, oder die übrigen contrahirenden Staaten dabon vier Wochen

zuvor in Kenntniß zu setzen.

Gegenwärtige Convention soll alsbald zur Ratification der hohen contra-

hirenden Höfe vorgelegt, und die Auswechslung der Ratifications-Urkunden
spätestens binnen drei Wochen in München bewirkt werden.

So geschehen, München, den 25. August 1837.

II.

Besondere Uebereinkunft,

die Scheide-Münze betreffend.

Die Bevollmächtigten der Königreiche Bayern und Württemberg, der Groß-

herzogthümer Baden und Hessen, des Herzogthums Nassau und der freien

Stadt Frankfurt haben sich rücksichtlich des Scheidemünz-Wesens über fol-

gende Bestimmungen vereinigt.

Artikel 1.

Die gemeinschaftlichen Scheidemünzen in den contrahirenden Staaten be-

stehen
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsammlung. I. 3
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A) in 6Kr. Stücken,

B) in 3 Kr. Stücken

Silber. Die Ausprägung von Ein Kreuzer-Stücken von Silber oder

und der Theilstücke derselben bleibt dem Ermessen der einzelnen Staa-

überlassen.

Artikel 2.

Für die künftige Ausprägung der 6 und 3 Tr. Stücke wird der 27 Fl.

FuHUz angenommen.

Artikel 3.

Der Silbergehalt der 6 und 3 Kr. Stücke wird auf 1 oder 5) Loth in

der Mark festgesetzt. Der Durchmesser der 6 Tr. Stücke wird zu 20 und der

3 Kr. Stücke zu 17,6 Millimetres angenommen.

Der Avers derselben erhält das Wappen des ausmünzenden Staates und

der Revees die Werthangabe der Münze nebst der Jahrzahl in einem Kranz

von Eichenlaub. Die Fehlergränze, welche bei diesen beiden Münzsorten im

Mehr und Weniger eingehalten werden muß, beträgt rVo# an Feingehalt und

T#h# an Gemichtz beides jedoch nicht am einzelnen Stück, sondern nur in

der ganzen Mark, wobei die möglichst genaue Einhaltung des Münzfußes eben

sowohl, wie bei den groben Münzen zu beobachten ist.

Artikel 4.

Die Controle über die von den contrahirenden Staaten ausgegebenen Schei-

demünzen wird von den einzelnen Münzstätten in der Am geführt, daß die von

den übrigen Münzstätken neu ausgegebenen Scheidemünzen des laufenden Jah-

res, wie sie im Curs sich befinden, einer Prüfung unterworfen werden.

Das Ergebnih derselben wird von jeder Münzstitte ihrer Regierung vorge-

legt, welche darüber, so wie über die Erfahrungen im Scheide-Münz-Wesen
berhaupt Mittheilung an die übrigen Neßferungam machen wird.

Artikel5.

Die vor dieser Vereinbarung von den contrahirenden Staaten geprägten

6 und 3 kr. Stücke behalten in denselben fortwährend gleichen Curs mit den

neu zu prägenden. Jeder dieser Staaten macht sich jedoch verbindlich, alle



1840. 19

aus seiner Mnzstãtte sowohl vor als nach dieser Vereinbarung hervorgegange-

nen 6 und 3Kr. Slücke an dieser Münzstätte sowohl, als auch an anderen,

von ihm näher zu bezeichnenden, öffentlichen Kassen auf Verlangen gegen rurs-

fähige grobe Münze umzuwechseln. Die zum Umwechseln bestimmte Summe

darf jedoch nicht unter 100 Gulden betragen.

Artikel 6.

Alle Scheidemünzendernicht contrahirenden Staaten werden vom 1. Jän-

ner 1838 an, entweder ausser Curs gesetzt oder auf ihren Silberwerth gewür-

digt, worüber gegenseitige Mittheilung zu geschehen hat. Es bleibt jedoch je-

dem einzelnen contrahirenden Staate unbenommen, dieselben vollgültig in den-

jenigen Theilen seines Staatsgebiets, wo es örtliche Perhältnilse erfordern,

auch nach diesem Termine zu dulden.

Gegenwärkige U"bereinkunft soll alsbald zur Ratification der hohen contra-

hirenden Höfe vorgelegt, und die Auswechslung der Ratifications-Urkunden

gleichzeitig mit jenen über die Münz-Convention spätestens binnen drei Wo-

chen in München bewirkt werden.

So gelchehen, München, den 25. August 1837.

III.

Vertrag mit Sachsen-Meiningen.

Nachdem die Herzoglich Sachsen-Meiningische Regierung die Absicht zu er-

kennen gegeben hat, den zwischen den Staaten von Bayern, Württem-

berg, Baden, Hessen-Darmstadt und Nassau, dann derfreien Stadt
Frankfurt am 25. August 1837 abgeschlossenen Münz-Conventionen, welche

also lauten:

Münz-Convdention,

(Ges nämlichen Inhalts, wie oben die Conbention d. d. 25. August

1837. Nr. I. Artikel 1—15.)
3 *#
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Besondere Uebereinkunft,

die Scheidemünze betreffend.

(des nämlichen Inhalts, wie oben die besondere Uebereinkunft d. d.

25. August 1837. Nr. I. Ar#ikel 1— 6.)

beizutteien, und nachdem die Negierungen von Württemberg, Bat
Hessen-Darmstadt und Nassau) so wie Bürgermeister und Nath

freien Stadt Frankfurt, das Königlich Bayerische Staatsministerium

Königlichen Hauses und des Aeusßern ermächtiget haben, in ihrem Na

über den Beitritt des Herzogthumes Sachsen-Meiningen zu dem, d

die erwähmen Conventionen gegründeten, Münz-Verein zu unterhandeln,

einen eigenen Vertrag abzuschließen; so ist in Folge dessen, zwischen dem

niglich Vayerischen Staatsministerium des Königlichen Hauses und des!

Dern für sich und im Namen der genannten Vollmachtgeber einerseits, 1

dem unterzeichneten Vevollmächtigten Namens des Herzoglich Sachsen-,

ningischen Landesministeriums anderer Seits, vorbehältlich der Ratif

tion, folgender Vertrag abgeschlossen worden:

v Artikel 1.

Die Herzoglich Sachsen-Meiningische Regierung tritt mit dem

zen Umfange des Herzogthums, der zwischen den Königreichen Bayern

Württemberg, den Großherzogthümern Baden und Hessen-Da

stadt, dem Herzogthume Rassau und der freien Stadt Frank furt 2

schlossenen Münz-Convention vom 25. August 1837 und der an der

ben Tage von den Bevollmächtigten der genannten Staaten abgeschlof

besondern Uebereinkunft — die Scheide-Münze betreffend — unter der

bindlichkeit bei, die Bestimmungen dieser Conventionen in allen ihren V#un

zu vollziehen und vollziehen zu lassen.

Artikel 2.

Außerdem macht sich die Regierung des Herzogthums Sachsen=

ningen verbindlich:
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) die Bestimmungen des Artikels 7. der Münz--Conbention in der

Art zu vollziehen, daß sie vom Tage der Nalification des gegenwärti=

dhen Vertrages an, und bis zum 1. Januar 1839, eine auf ihren An-

theil nach dem Maßstabe der Bevölkerung, respective der Joll-Nevenuen

treffende Summe von 106,400 Fl., wovon 70,9034 in ganzen Gulden=

und 35,460 in halben Gulden-Stücken, ausprägen und in Umlauf

setzen wird,

2) der für das vorstehende Ausmünzungs-Ouamtum, so wie für ihre spä-
teren Ausmünzungen in dem Artikel 12,. der Rünz-Conventionvor-

gesehenen Controle nach Vorschrift des nachstechenden Turnus sich zu

unterziehen und nach demselben die Ausmünzungen der betreffenden Ver-

einsstaaten von der Herzoglich Meiningischen Münzstälte contoliren zu

lassen.

—.

Zu controlirende Staaten.

1338.1930|1840. 844

ern Württemberg) Baden Hessen Nassau Franksurt Meiningen

mberg/ Baden Hessen Nafssau! Frankfurt Meiningen Boyern

)en Hessen Nassau Frankfurt Meiningem Bayern Württemberg

sen Nassau Frankfurt Meiningen Bayern Würtemberg!Baden

flau Frank'urt MeiningenBavern Würktemberg Baden Hessen

lur, Weiningen Bayern Wortlemberd Baden Hessen Nassau
ingen Vehern Wörltemberg Baden Hessen Nassau Frankfurt

3) Die Bestimmungen des Artikels 5. der besondern Uebereinkunft, auch

auf die vor dem Theilungs-Vertrag vom Jahre 1826, von der Hild-

burghausischen Münzstätte geprägten 6 und 3 Kreuzer-Stücke auszu-

dehnen und vollziehen zu lassen.

Artikel 3.

Ecgenwärige Vertrag soll alsbald zur Ratisication der hohen contrahi-
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renden Höfe vorgelegt und die Auswechslung der Ratifications-Urkunden spã-

testens binnen drei Wochen in München bewirkt werden.

So geschehen, Män chen, den 8. Juni 1838.

(L. S.) gez. Freiherr von Gise. ¶. 8.) gez. Vahlkampf.

und nachdem die Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden,

Hessen, Sachsen-ReiningenundNassau,sowie der Bürgermeister
und Nath der freien Stadt Frankfurt, den unterzeichneten Königlich Bay-

erischen Staats-Minister des Königlichen Hauses und des Aeußern, Freiherrn

von Gise bevollmächtiget haben, in ihrem Namen über den Beitritt der Ober-

herrschaft des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt zu dem durch die

vorstehenden Conventionen gegründeten Münz-Wereine zu unterhandeln und einen

eigenen Vertrag abzuschließen, so ist in Folge dessen, zwischen dem genaunten

Staatsminister einerseits, und dem unterzeichncten Fürstlich Schwarzburg-

Rudolstädtischen Bevollmächtigten, wirklichen Geheimen-Nath, Oberstall-
meister und Landeshauptmann sc. von Witzleben andererseiké, vorbehältlich

der Natifiration, folgender Verkkäg abgeschlossen worden.

Artikel 1.

Die Regierung des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt tritt, rücksicht-

lich der Oberherrschaft jenes Fürstenthums, den vorerwähnten Conventionen

gegen Uebernahmeder Verbindlichkeit bei, die Bestimmungen dorselben in al-

len ihren Punkten im ganzen Umfange der Fürstlichen Oberherrschaft zu voll-

ziehen und vollziehen zu lassen.

Artikel 2.

Außerdem macht sich die Fürstliche Regierung verbindlich:
4) die Bestimmungen des Artikels 7. der Münz-Convention vom 25. Au-

gust 1837. in der Art zu vollziehen, dag sie sogleich für das Jahr

836. und für ihre Rechnung, eine nach Maasgabe der oberherrschaft-

lichen Vevölkerung, respective der Zollrevenüen-Verkheilung treffende
Summe von 36,600 Gulden, und zwar davon 24,400 in ganzen, dann

12,200 in halben Gulden-Stücken, bei einer zum süddeuischen Münz-

Verein gehörigen Münzstälte ausprägen und in Umlauf setzen lassen
werde.
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2) die für das vorstehende Ausmünzungs-Ouantum, so wie für jenes,

welches im Vollzug des Artikels 8. der Münz-Convention auf die

Fürstliche Oberherrschaft noch überwiesen wird, angeordnete Controle

von demjenigen Staate vornehmen zu lassen, welchem dieselbe nach dem

Turnus, wie derselbe im Artikel 2. des Vertrages mit Sachsen-Mei-

ningen festgesetzt worden, gegen denjenigen Staat zustehet, dessen Rünz-

stätte sich mit der Ausprägung des Fürstlichen Ausmünzungs-Conkin=

gentes befasset.
Artikel 3.

Gegenwärtiger Vertrag soll alsbald zur Ratification vorgelegt und die

Auswechslung der Natifications-Urkunden spätestens binnen vier Wochen in

München bewirkt werden.

So geschehen, München, den 11. Mai 1839.

(L. 8S.) gez. Fresherr von Gise. (I. S.) gez. Witzleben.

Nachdem vorstehender Vertrag unter'm 12. Juni 16839 von Serenissimo

ratificirt und die Natifications-Urkunden ausgewechselt worden sind; so wird

selbiger anmit zur öffentlichen Kenmtnig gebracht.

Rudolstadt, den 15. Januar 1840.

Fürstl. Schwarzb. Geh. Naths-Colleg.
gez. Witleben.

 IV. Gesetz,
wegen eines Nachtrags zu der unterm 19. December 1827

emanirten Gemeinde-Ordnung, vom 15. Januar 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Alankenburg u. s. w.

thun hiermit kund und zu wissen:

Nachdem zeilher mehrmals der Fall vorgekommen, daß heimathlose Perso-

nen, welche sich längere Zeit in einem isolirk gelegenen Wohngebäude aufgehal-
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ten hatten, dann aber von dessen Besitzer nicht laänger dort geduldet werden

wollten, kein anderweites Unterkommen haben finden können, so verordnen Wir

zur künftigen Vermeidung solcher Fälle nachträglich zu der unterm 19. De.

1827 emanirten Gemeindeordnung mit Beicath und Zustimmung Unserer ge-

treuen Landstände hierdurch, daß, wenn heimathlose Personen in einem zwar

isolirt, aber innerhalb eines Gemeindeflures gelegenen Wohngebäude, einem

Gute, Hofe, einer Mühle oder sonstigen Einzelung geboren worden oder in Folge

eines längeren Aufenthaltes oder eines anderweiten Grundes nach den über das

Heimathswesen beziehungsweise in Unserm Fürstenthume geltenden und mit be-

nachbarten Staaten vereinbarten Bestimmungen nicht wieder von dort entfernt

werden können, die Gemeinde, in deren Flure dieses Gebäude liegt, verbunden

ist, für das fernere Unterkommen und die nothdürftige Erhaltung von derglei-

chen heimathlosen Personen zu sorgen, dagegen aber auch den betreffenden Ge-
meinden die Concurrenz bei der Aufnahme fremder Personen in solchen einzelnen

Wohngebäuden zuskcht und die Besiher der letzteren schuldig sind, zu den Ko-

sten der Armenverpflegung und den sonstigen, hierher einlchlagenden Gemeinde-
lasten gleich den übrigen Mitgliedern der bezüglichen Gemeinde beizutragen,

dase aber, wenn in einem isolirken Wohngebäude, welches nicht in einem Ge-

meindeflure liegt, fremde Personen ohne Einwilligung der benachbarten Gemeinde

aufgenommen, und diese selbst, oder andere, darin geborene Personen heimath-

los werden, den Hauseigenthümern obliegt, allein für das Unterkommen und,

da nöhig, auch für die sonstige Unterstüczung solcher Personen zu sorgen, und

nur wenn dies ganz unmöglich ist, derjenigen Gemeinde, zu welcher das frag-

liche einzelne Gebäude gerechnet wird, weshalb die Behörden vorläusig zu be-

stimmen haben, zu welchen Gemeinden dergleichen isolirte Wohnhäufer zu rech-

nen sind, obliegt, solchen heimathlosen Hersonen weiteres Unterkommen zu ver-

schaffen, und sie sonst nach Mahgabe der Armen-Vererdnung zu unterstützen.

Urkundlich unter Unserm Fürstl. Insiegel und Unserer eigenhändigen Unter-

schrift. So geschehen
Rudolstadt, den 45. Januar 1840.

(. 8.) Friedrich Günther,
F. z. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Jweites Stüch vom Jahr 1810.

IX V. Gesetz
wegen Aufhebung der Aceeptationsfrist und Resperttage

vom 15. Jannar 1840.

Wirr Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Sohnstein, Herr zu Arnstadt, Sonderöhausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.

haben Uns theils zu Beseitigung von Ungewißheiten, theils zu Hebung des

Wechselverkehrs in Conformitãt mit den Gesetzgebungen der meisten Nachbar-

staaten bewogen gefunden, mit Beirath und Zustimmung Unserer getreuen

Stãnde Folgendes zu verordnen:

Die Erklärung über die Annahme eines Wechsels von Seiten des Trassaten

kann an demselben Tage, an welchem die Präsentation ordnungsmäßig geschieht,

gefordert, und wenn die Annahme nicht sofort erfolgt, noch an demselben Tage

Protest gültig aufgenommen werden; desgleichen sinden Respecttage bei Wech-

seln nicht statt, sondern der Verfalltag des Wcchsels ist jederzeit auch dessen

Zahlungstag. Diese Bestimmungen sinden jedoch den Unterthanen anderer

Staaten gegenüber nur dann Anwendung, wenn in denselben gleiches Verfahren

den diesseitigen Unterthanen gegenüber beobachtet wird.

Alle mit diesem Gesetze inWiderspruch stehenden Verordnungen oder Ge-

wohnheiten werden hiermit ausdrücklich für ungültig erklärt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und belgedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
Rudolstadt, den 15. Januar 1840.

. S. Friedrich Günther,
F. 3. S.

Fürttl. Schw. Nudelst. Gesetzsammlung. II. 4
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3 VUM. Gesetz
wegen Abänderung des K. 35 des unter dem 30. Januar 1828

erlassenen Innungsgesetzes, vom 15. Jannar 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arustadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburgu. s. w.
haben Uns mit Veirath und Zustimmung Unserer gelreuen Stände gnädigst

bewogen gesunden, den §. 35. Unseres am Zsten Januar 1828 erlassenen In-

nungs-Gesetzes, insoweit derselbe als jedesmalige Folge der gegen ein Zunft-

Mitglied erkannten Zuchthausstrafe nur den Verlust des Rechts, Ehrenämter

zu bekleiden, bestimmt, dahin abzuändern, daß erkannte Zuchthausstrafe hin-

künftig nicht nur den ebengenannten Nachtheil, sondern auch außerdem den

Verlust des Rechts, an den Zunfstversammlungen Theil zu nehmen, co ipso

und ohne daß es einer Erwähnung im Urtheile bedürfte, nach sich zieht.

Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung pri gvollzogen. mit
UnseremInsiegel bedrucken lassen undderenöffentlich fohle

Rudolstadt, den 15. Januar 1840.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. 3. S.

7* «-

ÆvlLBckanntmachung
des Fürstlichen Geheimen-Raths-Collegium, eine Erläuterung des

Regulativs wegen Behandlung der über die Gränzen des Gebiets

des Gesammt-Zollvereins mit den Fahrposten eingehenden Wag-

ren bekreffend, vom 15. Januar 1840.

(Wochenblau 1840, St. 3.)

Da in Uebereinstimmung mit dem allgemeinen Grundsatze des F. J. des

Regulatids wegen Behandlung der über die Grenzen des Gebiets des Ge-

sammt-Jollvereins mit den Fahrposten eingehenden Waarcn in Vezug auf

Zollverfassung lwelches dem älteren Zollgesetze vom 21. Deebr. 1833 beigefügt

ist und nach der Bekanntmachung der Fürstl. Regierung vom 5. Juni 1838
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(ochenbl. 1838. St. 24.) als durch die neuen Zollgesehe nicht aufgehoben,

ferner in Anwendung bleiben soll] vom Eintritte des neuen JZolltarifs die Er-

hebung der Eingangs-Abgabe von denjenigen Poststücken, welche der Ver-

steuerung nach dem höchsten Satze unterliegen, nicht mehr nach dem im Regu-

latie namhaft gemachten früheren, sondern nach dem jetzt gültigen höchsten

Tarifsatze, also
bei Flüssigkeiten nach dem Satze von 8. für den Jollzentner Brutto,

bei andern Gegenständen nach dem Satze von 110.2 für den Zollzentner,

unter Anwendung einer Thara von 22 A für Kisten und von 13.l für

Vallen «

statifinden soll; so wird solches andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 15. Januar 1840.

Fürstl. Schwarzb. Geh. Naths-Colleg.
hez. Wißtleben.

 VIII. Verordnung
der Fürstl. Regierung, die Bestrafung des verbotenen Schießens bei

Hochzeiten, Flurzügen und dergleichen Gelegenheiten betreffend,
vom 21. Januar 1840.

Nachdem in Betreff des verbotenen Schießens bei Hochzeiten, Flurzügen

und dergleichen Gelegenheiten mit höchster Genehmigung Serenissimi bestimmt

worden ist, daß in vorkommenden Fällen, wo bei Hochzeiten, Flurzügenu. w.

unbefugterweise geschossen wird, künftig die Gemeinde, in deren Orte oder Flur

die verbotswidrige Handlung vorfällt, als solche in die verordnungsmäwige

Strafe genommen werden, derselben aber überlassen bleiben soll, den Thäter

zu ermitteln und sich wegen Ersatzes der Strafe an diesen zu halten; so wird

solches zur Nachachtung andurch öffentlich bekannt gemacht, und werden die

Unterbehörden zugleich angewiesen, vorkommenden Falls hiernach zu verfahren.

Rudolstadt, den 21. Januar 1840.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.
4 *
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M IX. Negulativ
wegen des Abbaues der Torflager, vom 22. Januar 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gones Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.

thun hiermit kund und zu wissen:

Die besondere Wichligkei, welche wir bei dem immer höher steigenden Werthe

des Holzes der Auffindung und Benutzung von Holz-Surrogaten, namentlich

dem Torfe, beilegen, insbesondere aber die Eigenthümlichkeit des Vorkommens

und Abbauens der Torflager hat Uns im allseitigen Interesse unserer geliebten

Umerlhanen bewogen, hinsichtlich der Venutzung des in dem Fürstenthume sich

vorfindenden Torfes folgende Verordnung unter Beirath und Zustimmung Un-

serer getreuen Stände zu crlassen.

8. 1.

Die Torflager bleiben zwar wie alle nutzbaren Fossilien der Regalität unter-

worfen und stehen daher unter der unmittelbaren Aufsicht des Fürstlichen Verg-

amtes und unter der Oberaufsicht der Fürsil. Cammer, so wie denn auch in

allen Streiligkciten über Torflager das Fürstl. Verggericht zu Könitz und be-

ziehungsweise das in der Unterherrschaft mit der Berggerichtsbarkeit committirte

Fürstl. Amt zu Frankenhausen, so weit sich die Competenz der Verggerichts-

barkeit nach der deshalb. erlassenen Instruction überhaupt erstreckt, die compe-

tente Behörde ist.

Um jedoch die Ausbeutung von Torflagern möglichst zu erleichtern, so soll

ausnahmsweise cine vollständige Befreiung von allen Herrschaftlichen Pro-

ductions-Abgaben und sonstigen stehenden Gefällen Stalt finden und es sollen

die Unternehmer von Torfgräbereien nur gehalten sein, die durch die nöthige

Verleihung und die derlelben von Seiten des Fürstl. Vergamtes voraucgehende

Local-Vesichtigung entstehenden Kosten, so wie die bergamtlichen Beaufsichu-
gungs-Gebühren zu tragen.

Die Größe dieser Kosten und Gebühren soll bei jedem in Lehn genommenen

Torflager so festgesett sein, wie dies bei einer Fundgrube und zwei Maaßen

gegemwärtig der Fall ist oder künftig sein wird.
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8. 2.

Die allgemeinen gesehllchen Bestimmungen, welche über das Schuürfen be-

stehen, haben auf die Bohr-Versuche nach Torf volle Anwendung; jedoch

bürfen auf Wiesen und Feldern diese Arbeiten nur nach beendigter Erndte vor-
Venommen werden.

8. J.

Hinsichtlich der Muthung auf Torflager, des diesfallsigen Fundrechtes, der

Fristkündigung und insbesondere des Verhältnisses in denjenigen Fällen, wo

auf herrschaftlichen Grund und Boden Muthung eingelegt wird, sollen die gel-

tenden Berggesetze, Verordnungen und Observanzen im Allgemeinen zwar An-

wendung finden, jedoch nur mit den in den nachfolgenden Paragraphen be-

stimmten Modificalionen.

S. 4.

Die Muthung kann zurückgewiesen werden, wenn durch das technische Gut-

achten des Fürstl. Vergamtes und nöthigen Falls auch anderer unpartheüscher

Sachverständigen nachgewiesen werden kann, daß der zu erwartende Vortheil

des Torfstiches die Unbequemlichkeit und den Nachtheil nicht überwiegen wird,

welchen der Eigenthümer durch Einschränkung seines Eigenthums erfahren würde.

S. 5.

Die Perleihungen sollen nicht nach Fundgruben und Maaßen, sondern e
nach der Ausdehnung eines gefundenen Torflagers und den von dem Fürstl.

Vergamte technisch zu ermessenden Bedingungen eines zweckmäßigen Abbaues

nach gewissen, durch äußere Merkmale zu bezeichnenden, Gränzen Statt finden.
Bei diesen Verleihungen soll zwar von dem Grundsatze ausgegangen wer-

den, daß nicht unnöthiger Weise ausschliehliche Prioilegien über größere Fli-

chen, auf welchen füglich mehrere Torfgräbereien neben einander bestehen können,

ertheilt werden, in keinem Falle jedoch die zur Torfhräberei zu verleihende

Fläche weniger als zwei Acker, den Acker zu 160 vierzehnschuhigen Quadrat-

ruthen gerechnet, enthalten.

8. 6.

Bei Muthungen auf Torf soll dem Eigenthümer des Grundstücks, auf

welchem das entdeckte Torflager sich findet, in der Regel in der Art ein Vor-
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zugsrecht zugestanden sein, daß ihm die geschehene Muthung von dem Fürstl.

Bergamte angezeigt und ihm hierbei zugleich eine Frist von sechs Wochen ge-

letzt wird, binnen welcher er sich zu erklären hat, ob er den Torfstich nach

technischen Regeln und nach der gegenwärtigen Verordnung selbst betreiben will

oder nicht.

Gcht in dieser Zeit keine Erklärung ein, so wird nach nochmals erfolgter

Aufforderung des Grundbesitzers, sich binnen vierzehn Tagen zu erklären und

nach abermals erfolgtem vergeblichen Ablaufe dieser Frist und nach vorausge-

gangener Besichtigung die Bestätigung von dem Fürstl. Bergamte ertheilt,

dem Muther aber vorerst aufgegeben, sich mit dem Grundeigenthümer hinsicht-

lich des Grundstücksé, in so weit es zur Torfgräberei benutzt werden soll, so wie

mit den elwaigen Zins-, Lehn-, Trift= oder sonst Berechtigten auf gütlichem Wege

abzufinden und, wie solches geschehen, vor wirklichem Beginne des Torssti=

ches bei dem Fürstl. Vergamte anzuzeigen.

Gelingt die freiwillige Ucbereinkunft nicht, so soll der Werth des betheilig-

ten Grundstücks und der darauf etwa haftenden Vercchtigungen. Drikter durch

verpflichtete, vom Fürstl. Bergamte zu wählende, Tarakoren bestimmt werden,

wobei jedoch nur die zeilher benutzte Oberfläche in Anschlag zu bringen ist.

Was dieelwaigen Zins= und Lehnberechtigungen betrifft, so haben sich die Ta-
ratoren gehörig mit dem Verechtigten, insbesondere aber, wenn herrschaftliche

JZinsen und Löhnc in Frage kommen, mit dem betreffenden Fürstl. Rentamte zu

benehmen, damit letzteres in den Stand gesetzt werde, das herrschaftliche In-

teresse gehörig zu wahren.

Haften Hypotheken auf den betroffenen Grundstücken, so ist der Schuldner
verbunden, das Entschädigungs-Quantum dem hypothekarischen Gläubiger je

nach der Größe der Schuld und der Größe ves von dem verschuldeten Grund-

stücke abzutretenden Theils entweder ganz oder theilweise zu überlassen.
· .7.

d- ask-s 1 c---r - tm- -x--k----

namentlichzukEkbauungvonTkockeahäusetnundübckhaitptzuknTrockncihzu
Verkohlungsöfen, zu Torfprrssen und Magazinen, so wie zu Anlegung der

nõthigen Wege, sollen an den Torfgewinner vom Grundbesitzer gleichfalls ab-

gegeben werden, und finden hinsschtlich der Grundstücks-Entschädigung in die-

sen Fällen dieselben Grundsätze wie nach F. 5. Statt.
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Das Gleiche gilt von den zur Entwässerung des Torfs nöthigen Gräben.
Bei der Taration der zu diesem Behufe abzutretenden Flächen soll jedoch auf

den Nutzen billige Rücksicht genommen werden, der etwa dem Grundstücke

durch Anulegung solcher Gräben geleistet wird. —

Der Muther eines Torflagers ist daher verpflichtet, da, wo dieses nach

der Meinung Sachverständiger und Entscheidung des Fürsll. Vergamtes nöthig

wird, Verbindungsbrücken, Wasser= und Fluthgerinne und dergleichen zwischen

den durch den Graben gebildeten Parcellen des Grundstücks herzustellen, wenn

ber Grundbesitzer dieses verlangt und die Nothwendigkeit solcher Anlagen ge-

nügend nachgewiesen hat.

Können die Partheien sich nicht selbst verständigen, so trägt der unterlie-

gende Theil die aus der weiteren Erörterung der Sache hervorgehenden Kosten.

S. 8.

Was die Tarations-Kosten anlangt, so sollen sie in der Regel von dem-

fenigen, welcher das Torflager gemuthet hat, getragen werden.

Sollte indessen das Tarat nicht die Hälfte derjenigen Summe erreichen,

welche bei der vorausgegangenen Verhandlung zu Vermittelung einer sreiwil-

ligen Uebercinkunft von dem Grundstäcks-Eigenthümer verlangt worden ist,

#o hat letzterer die Tarationskosten zu tragen.

8. V.

Der Pertrag, welchen der Ruther mit dem Eigenthümer des Grundstücks,

sei es freiwillig oder unter bergamtlicher Intervention, abschließt, ist, insofern

2K nicht zugleich die Natur eines wirklichen Erbkauf-Contractes annimmt,

was jedoch ohne Genehmigung der Fürstl. Regierung, resp. der Fürstl. Lan-

beshaupimannschaft nicht Statt finden kann, wenn das betheiligte Grundstück

 einem geschlossenen Gute gehört, ein rein-persönlicher und nur die Benu-

zung des Grundstücks betreffender Contract, und es werden daher durch ihn

die Grundeigenthums-Verhälrnisse nicht geändert. Eine Ab= und Zuschrei-

bung des betheiligten Grundstücks findet daher nicht Statt.

# 8. 10.

Erklärt der Eigenthümer des Grundstücks, daß er den Torfstich selbst un-

keniehmen will, so ist ihm eine angemessene Frist, binnen welcher die Arbeit
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zu beginnen hat, festhusetzen. Läuft diese Frist erfolglos ab, oder werden die
Arbeiten in der Art betrieben, daß nach der vorausgegangenen (echnischen Be

urtheilung des. Fuürstl. Vergamtes der Zweck des Grundbesihers einleuchtet,

dem Eingreifen eines Drikten in sein Eigenthum nur vorzubeugen, ohne die

wirkliche Ausbeutung des Torflagers im Auge zu haben, so kann dem Eigen-

thümer nach den bergrechtlichen Bestimmungen die Frist gekündigt und nach

erfolgtem Ablaufe derselben die Vestätigung der ursprünglich eingelegten Mu-

thung ertheilt werden.

8. 11.

Das der Regel nach dem Eigenthümer zugestandene Vorzugsrecht soll aus-

nahmsweise aufgehoben sein, wenn sich der Torf auf mehreren, verschiedenen

Eigenthümern gehörigen kleinen Grundstücksparcellen findet und bei dem Statt-

finden dieses Vorzugoerrchtes die gehörige Ausbeutung eines Torflagers nicht zu

erreichen ist.
Desgleichen soll, wenn durch bereits unkernommene kostspielige Arbeiten

des Muthers die Venutzung des Torfes auf einem Grundstücke überhaupt erst

mäöglich wird, der Eigenthümer des letzteren kein Vorzugsrecht in Anspruch

nehmen können, es sei denn, daß der letztgenannte Grundeigenthümer sich zu

einem verhältnißmäßigen Veitrage zu den durch die Herstellung der Gräben

u. s. w. entstandenen Kosten verstände.

In Zweiselsfällen, in welchen dem Fürstl. Bergamte die Entscheidung zu-

steht, von demselben aber die Verufung an die Fürstl. Cammer staktfindet,

soll vorzüglich das Interesse des Auffinders berücksichtigt werden.
12.

Bauen mehrere gemeinschaftlich an einem Torflager, so haben sie mit ge-

meinschaftlicher Anstrengung, jedoch nach Maahgabe des Flächenbesitzes jedel
Einzelnen zur Arbeit, beziehungsweise zu den Kosten beizutragen und den Ab-

bau gleichzelug zu beginnen und zu betreiben.

» 8. 13.

Nach geschchenem Abbau eines Torflagers und insofern nicht eine nachhal

tige, auf Reproduetion des Torfes gerichtete Wirthschaft statthaft ist um

statlfindet, erlöscht eben so wie beim Aufgeben des Torsstiches jegliches Rech

des Eigenthümers des Torflagers an dem Grundstücke, auf welchen der Torf

stich betricben worden (t.
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Der Eigenthümer des Grundstücks ist jedoch gehalten, dem Eigenthümer

bes Torflagers die Hälfte derjenigen Entschädigungs-Summe baar zurückzu-

erstatten, welche er von dem letzteren erhalten, vorausgesetzt, dag dieser letztere

lingstens binnen einem halben Jahre nach Aufgeben des Torfstiches erklärt,

das Grundstück in so weit wieder urbar zu machen, daß dessen öconomische

Nutzung zu Feld oder Wiese möglich sei, binnen Jahrrsfrist ernstliche Anstal-

ten zu Wiederherstellung des Grundstücks trifft und diese binnen zwei Jahren

nach erfolgtem Aufgeben des Torfstichs vollkommen beendigt. Erfüllt der Ei-

Venthümer des Torflagers eine dieser Voraussetzungen nicht, so hat er keinen

weiteren Anspruch an das Grundstück und dessen Eigenthümer zu machen und

der Lehtere kann sich in den uneingeschränkten Gebrauch des Grundstückes ohne

weitere Entschädigung des Eigenthümers des Torflagers setzen.

Eben so wenig sinden aber auch nach eimmal von Seiten des Grundeigen-

thüners eingetretener Uebernahme des Grundstücks Reckamationen an den Ei-

Henkhümer des Torflagers Statt, wogegen Ersterer für die fernere Erhaltung

der beim Torfstich gebrauchten Gräben u. s. w. ferner auch nicht mehr zu sor-

gen hat. Indessen sollen diese letzteren selbst, wenn der Torfstich aufgehört

hat, noch als ein Zubehör desjenigen Grundstücks angesehen werden, auf wel-
chem der Torsstich Statr fand und nur erst dann demienigen Grundstücke,

durch welches sie ziehen und von welchem sie genommen sind, wieder anhcim

fallen, wenn der erstgenannte Besitzer sie verfallen läßt, so dass sie als solche

nichtmehr genutzt werden können; es ist jedoch in diesem Falle eine Zurück-

forderung des Entschädigungs-Ouanti weder von Seilen des Eigenthümers

des Torflagers, noch des Vesiczers des Grundstücks, auf welchem der Torf-

stich Statt fand, zulässig.

Was die Flächen zum Trocknen des Torfes zu den Verfohlungsöfenu. s. w.

anlangt, so sollen sie nach beendigtem Torfstich von dem ehemaligen Eigenthü-

mer zurückgefordert werden können und wird hiermit bestimmt, daß letzterer,

wenn ein gütliches Uebereinkommen nicht möglich ist, dem Eigenthümer des

Torflagers nur drei Vierkheile der früheren Entschädigungssumme wieder zu

erstatten hat.

8. 14.

Erklärt der Eigenthümer des Torflagers nicht ausdrücklich, den Torfstich

aufzugeben, stellt aber nichts destoweniger die Arbeiken ein, so a. der Eigen-
Zürsll. Schw. Rudelst. Gesetzsammlung. II.
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thümer des Grundstücks berechtigt, nach §. 3. die Freffahrung des Torfstichs

auszuwirken, von deren Eintritt dann die in dem vorherhchenden §. festgesetz-

ten Fristen zu laufen beginnen.

Urkundlich unter Unserem Fürstl. Insiegel und unter Unserer eigenhändi-

gen Uneerschrift. So geschehen Rudolstadt, den 22. Januar 1840.

(L. S.) Friedrich Günther, F. J. S.

 X Gesetz
in Betreff des Verfahrens in Untersuchungssachen

vom 22. Jannar 1840.

Wir Friedrich Günther, von Goltes Gnaden Fürst zu Schwaryburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Amstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.

haben für gut gefunden, mit Beirath und Zustimmung Unferer getreuen Stände

kolgende, auf das Perfahren in Untersuchungssachen sich beziehende, gesetzliche
Bestimmungen zu erlassen.

C. 1.

Die förmliche sogenannte Special-Ingquisilion über besonders abgefaßte Ar-

tikel findet in Zukunft nicht mehr Statt. Dafür wird bei solchen Criminal=

untersuchungen, in welchen unter den vorliegenden Umständen (in bypothes).

eine zehnjährige Zuchthaus= oder höhere Strafe zu erkennen ist, nach beendigter

Instruction der Sache und vor Vorlegung der Acten an den Pertheidiger, auf

Anordnung der Fürstl. Regierung, an wolche die Acten mit Bericht einzusenden

lind, ein recapitulirendes Schluß-Verhör mit dem Inculpaten angestellt.
2.5. 2.

Zu dem Behufe hat der Untersuchungsrichter aus den Acten diejenigen Mo-

mente, welche auf Beurtheilung des Verbrechens von wesentlichem Einflusse sind,

ohne sie in directe Fragen einzukleiden, unter Nummern zusammenzustellen, diesen

Aufsatz zu den Acten zu bringen, bei dem Schlußverhör diese Puncte dem An-

geschuldigten vorzuhalien, und es sind dessen Erklärungen darüber so viel als

möglich mit seinen eigenen Worten nlederzuschreiben.
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Bei diesem Schlußverhöre sind jedesmal zwei Schöppen zuzuzichen; bei

allen übrigen Handlungen, abgesehen von dem für Vollstreckung der Todesstrafe

besonders vorgeschriebenen Verfahren, genügt zu vollständiger Besecung der Ge-

nrichtsbank die Anwesenheit des Richters und Actuars.

8. 4.

Bei denjenigen Gerichten, wo das Amt desRichters und Actuars nochineiner
Person vereinigt ist, wird in jeder Eriminal-Untersuchung zu rechtsgültiger Vor-

nahme richterlicher Handlungen, welche auf die Entscheidung der Sache einen

wesentlichen Einfluß haben, die Itzieh n zweier Schõppen erfordert.

In allenden Fällen, wo das TchnerSchlupverhörnöthigist, muss vor

Ertheilung des ersten Erkenntnisses eine förmiiche Vertheidigungsschrift für den

Angeschuldigten, ohne daß ein Verzicht darauf zu beachten wäre, zu den Acten

gebracht werden. In minder schweren Criminalfällen ist zwar die Veibringung

einer förmlichen Pertheidigungsschrift weder vor, noch nach dem ersten Erkennt-

nisse absolut nöthig, doch auf Verlangen des Angeschuldigten zu gestatten.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und Unser

Fürftl. Insiegel beidrucken lassen. Rudolstadt, den 22. Jan. 1840.

— Friedrich Günther, F. z. S.

 XI. Gesetz
über die zulässige Höhe der Procurator-Gebühren

vom 22. Januar 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.

in Voetracht, daß zeither öfters wahrzunehmen war, wir gewinnsschtige Unter-

händler den Mangcl gesetzlicher Vestimmungen in Unserem Fürstenthume über

Procurator-Gebühren benutzten, um diejenigen, welche ihrer Vermiltelung bei

Erborgung von Capitalien sich bedienten, mit Anforderung eines übermäsiigen
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proxenetici zu bedrangen, verordnen unter Beirath und Zustimmung der ge-

treuen Stände, wie folgt:

8. 1.

Die Bestimmung von dergleichen Procuratur-Gebühren bleibt zwär der

Uebereinkunft der Interessenten überlassen, jedoch mit der Einschränkung, daß

bei negociirten Capitalien bis zu 500 Rehlr. das dafür zu berechnende prore-

nelicum nicht mehr als ein Procent und bei grögeren Posten, die in unzer-

mennter Summe von einem und demselben Darleiher angeschafft werden, dasselbe

für jedes weitere Hundert nicht mehr als ein halbes Procent betragen darf.

8. 2.

Außer dem nach C. 1. gestatteken höchsten Gebühren= Satze darf der Unter-
händler nur den Ersat wirklich gehabter baarer Auslagen, keinesweges aber be-

sondere Belohnungen für Bemühung, Neisen, Versäumnig und dergleichen in

Anspruch nehmen.
8. 3.

Wenn dessen ungeachtet höhere P bühren bed d h

werden sollten, so sind sowohlBedingungalsVersprechen nicht allein für *
bindlich und nichtig zu halten, sondern es kann auch dasjenige, was zu viel

gegeben worden ist, wieder zurck verlangt werden.
48. 4.

Derjenige Unterhändler, von dem zur Anzeige kömmt, daß er höhere Gebüh-

#ren als die gesetzlich gestatteten genommen hat, ist aber noch überdies mit einer dem

vierfachen Betrage der zu viel genommenen Gebühren gleichkommenden Geldstrafe

zu belegen, welche der Waisen-Casse zufallen soll.

8. 5.

Für eigene Gelder, die verborgt werden, darf ein proxenelieum nicht in Be-

rechnung gebracht werden, und im Fall es dennoch geschehen würde, kann das-

selbe nicht nur zurückverlangt werden, sondern es ist auch dessen vierfacher Be-

trag von dem Verleiher als Strafe zum Vesten der Waisen-Casse zu zahlen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz durch Unsere elgenhändige Unterschrift
vollzogen und Unser Fürstl. Insicgel beidrucken lassen.

Rudolstadt, den 22. Januar 1840.

(L 8.) Friedrich Günther, F.. S.



Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Drittes Stück vom Jahr 1840.

 XlI. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Naths-Collegium,

wegen einer mit der freien und Hansestadt Hamburg getroffenen

Uebereinkunft wegen gegenseitiger Verkehr-Erleichterungen,
vom 29. Januar 1840.

Jn dem zwischen den Staaten des Zollvereins und dem Käniglich Niederlän=

dischen Gouvernement unter dem 21. Januar v. J. abgeschlossenen Handels-=

Vertrage sind Seitens der Ersteren dem Legteren gewisse Zoll-Erleichterungen

für die Einfuhr von Niederländischem Lumpenzucker zum Versieden, raffinirtem

Jucker und Reis bewilligt, auch hinsichtlich des Bezugs des Weins aus den

Niederlanden dieselben Begünstigungen, deren der vereinsländische unmittelbare

Bezug des Weins aus den Ländern der Erzeugung zu genießen hat, zugestan-

den worden. Durch den Jolltarif des Vereins für die Jahre 1840 bis 1842

sind sodann die gedachten Zoll-Erleichterungen für die Einfuhr von Jucker

und Neis unter der von sämmtlichen Vereins-Regierungen gehegten und bezie-

hungsweise ausdrücklich erklärten Erwartung allgemein ausgesprochen worden,

daßs diejenigen Staaten, die hieraus Vortheile erlangen, sich bei den deshalb

eingeleiteten Verhandlungen zu billigen Gegenleistungen verstchen werden.

In Beziehung auf die freie und Hanfestadt Hamburg ist diese Erwartung

durch eine Uebereinkunft erledigt, welche nicht bloß hinsichtlich des Lumpen-

zuckers und raffinirten Zuckers, sondern auch hinsschtlich des Weinbezugs eine

völlige Gleichstellung Hamburgs mit dem Königreiche der Niederlande, inglei-

chen die dafür zu gewährenden Gegenleistungen feststellt. Der Inhalt dieser

für die Dauer des Handels-Vertrages zwischen dem Zollvereine und dem König-

reiche der Niederlande mittelst gegenseitig resp. unter dem 12. und 17. v. M.

u. J. ausgestellter und demnächst ratificirter Declaratsonen abgeschlossenen Ue-

bereinkunft wird in Nachstehendem zur öffentlichen Kenntniß gebracht:
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1) Der Senat der freien und Hansestadt Hamburg macht sich, Preußen

und hierdurch zugleich den übrigen Staaten des Zollvereins gegenber, vcr-

bindlich, während der Dauer der gegenwärtigen Uebereinkunft, weder die nach'

benannten, jetzt in Hamburg von allem Zoll befreiten Ariikel:

a) Leinen, bunte Leinen mit Baumwolle gemischt, leinene und wollene

Lumpen, alle und neue Wäsche, Garn und Gurten von Flachs, von

Hanf und von Baumwolle, rohe Schaaf= und Lamm-Wolle;

1) Waizen, Noggen, Hafer, Gerste, Buchwaizen, Malz, Kartoffeln und

Nappsaamen;
0) unverarbeitetes Kupfer und Messing, Schiffskupfer, altes, zum Ein-

schmelzen bestimmtes Messing und Kupfer und Kupferkräte, Kupfer= und

Messing-Mlatten, rohen Zink, verzinntes und unverzinntes Eisenblech;
4)0 Vaarschaften und Münzen, unverarbeitetes Gold und Silber und Kräße,

die aus dem Verfeinern edler Metalle herrührt;

JD) Druckschriften, Bücher, Musikallen und Landkarten;.

) Oelkuchen, Vorke, Knochen;

aus den Vereinsstaaten kommend oder dahin gehend, mit einem Jolle zu bele-

den, noch den Transit nach dem, in der Hamburgischen Zoll-Ordnung vom

25. Februar 1835 davon aufgestellten, doppelten Begriff, sowohl der freien

Durchfuhr, als des fictiden Entrepots, für Waaren von, aus und nach den

Pereinsstaaten, zu belasten.

2) In gleicher Weise gehet der Senat der freien und Hansestadt Hamburg

die Perpflichtung cin, vom 1. Januar 1840 an, die nachbczeichneten Gegenstände:

Hirse, Erbsen, Bohnen, Linsen, Wicken, Spelt, Anis, Kümmel, Mehl,

Krapp, Saatöl, Arsenik, Blaufarben, Galmei, Gyps, Graphit, Mi-
neralerde, Rörtel, Mühlsteine, Nothstein, Schmalte, Töpfererde, Traß,

Trippel, Tufstein, Walkererde, Schwefel, Zink in Blechen und Stein-
, kohlen,

aus den Vercinsstaaten kommend oder dahin gehend, vom Eingangszolle gãnz-

lich zu befreien.

3) Nicht minder wird Seitens des Senates der freien Stadt Hamburg

zugesaget, die, nach der revidirten Hamburgischen Zoll-Ordnung vom 25 Fe-

bruar 1835 F. 20. unter dem Namen „Schiffszoll“ bestehende Abgabe der

Oberelbischen vereinsländischen Fahrzeuge dahin zu vereinfachen, daß, vom
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1. Jnnuar 1840 an, süe Fahrzeuge über zwanzg Lasten Tragfähigkei.,—
die Last, nach dem bisher schon bei der Erhebung dieses Schiftzollesin Ham-

burg bestehenden Gebrauche, zu 6000 W gerechnet — zwei Mark Courant

und für Fahrzeuge bis einschließlich zwan ig Lasten Tragfähigket, eine
Wark Courant emtrichtet werden sollen, und wobei auch ferner die Erleichte-

tungen in Anwendung bleiben werden, welche im §. 21. der gedachten Zoll-

Verordnung unter Nr. 5. und 6. zu Gunsten der Flußschiffahrt ausgespro-

chen sind.

4) In Erwiederung der vorstehend Nr. 1. bis 3. enthaltenen Zugeständ-

nisse wird von der Königlich Preußischen Regierung, für sich und in Vertre-

tung der übrigen Mitglieder des Zoll= und Handels-Vereins die Verbindlich-
keit übernommen, den in das Gobiet dieses Pereins eingehenden Hamburger

Lumpenzucker, und die Hamburger Raffinade keinen höheren Eingangs-Abga-

ben, als von den gleichartigen Niederlähdischen Erzeugnissen nach dem vorer-

wähnten Traktatezu entrichtensind,zuunterwerfen, vielmehr beiberleiErzeug=
nissjetzt und fernerhln auf völlig gleichem Fusse zu behandeln.

5) In gleicher Weise wird Königlich Preußischer Seits hierdurch die Zu-
sicherung ertheilt, daß im Gebiete des Zoll= und Handels-Vereins der Ham-
burgische Weinhandel gleiche Vegünstigung mit dem Nlederländischen Wein-
handel in der Art geniehen soll, daß, wenn die in den Staaten des Joll-Ver-

eins gegenwärtig zu Gunsten des Großhandels mit Wein bestehende Rabatt-

Bewilligung auf die Eingangs-Abgaben von den unminelbar aus den Län-

dern der Erzeugung eingeführten Weinen noch über den 1. Januar 1840 hin.

aus fortgesect werden sollte, oder andere Begünstigungen dieser Art jenem

Handel ekwa zugestanden werden möchten, diese Begünstigungen, von dem ge-

dachten Zeitpunkte ab, hleichmähig auf die aus Hamburg bezogenen Welne
angewendet werden sollen.

Nudolstadk, den 20. Januar 1840.

Fürstil. Schwarzburg. Geheime-Naths-Collegium.
gez. Wißleben.

———
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 Am. Gesetsz,
die Entschädigung des zum Straßenbau u. s. w. abzugebenden

Grundrigenthums betreffend, vom 5. Febr. 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Annstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. f. w.

Nachdem Wir Uns gnädigst bewogen gefunden haben, mit Beirath und

Zustimmung Unserer getreuen Stände die Art und Weise zu bestimmen, wolche

bei der Emtschädigung des zum Straßenbau u. s. w. abzugebenden Privat-

Grundeigenthums von Seiten der Straßenbau-Behörde beobachlet werden soll,

so verordnen Wir hiernach wie folgt:

8. 1.

Sobald von Seiten Unserer Fürstlichen Straßenbau-Commission die Ab-

tretung von Privat-Grundeigenthum, es bestehe in Grund und Voden oder

zugleich in Gebäuden, oder eine Veränderung desselben zum Vehuf des Stra-

Henbaues für nothwendig erachtet wird, so ist der Eigenthümer gegen ausrei-

chende Entschädigung zu derselben verbunden. Wir selbst werden von Unserm

Cammergute dergleichen Abtretungen auch ferner in eben dem Maaße geschehen

lassen.

5. 2.

Diese Fälle treten namentlich ein bei Anlegung neuer oder bei Veränderung

schon bestehender Kunststraßen, Vicinal= und Communications-Wege, ferner

bei ErlangungvonStrahenbau-Materialien,Anlegungvon Wasser-Abzugs-

gräben, Runttheilen und Interimswegen, Erbauung von Chaussee-, Vor-

raths= oder Geräthehäusern, Ablagerung gewonnener Schutte u. Lw.

Es versteht sich von selbst, dass bei solchen nothwendigen Abtrelungen, wo

das betreffende Grundstück nach beendigtem VBaué dem Eigenthümer wieder

zurückgegeben werden kann, ebenfalls hinreichende Entschädigung auf die Zeit

der dem Eigenthümer entzogenen Benutzung desselben eintreten wird.

8. 3.

Kommt das von der Straßenbau-Vehörde zuvörderst versucht werdende

gütliche Abkommen mit dem Eigenthümer nicht zu Stande, so wird die Ent-
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schädigung von derienigen Gerichtsstelle, der die abzutretende Sache unterwor-

fen ist Gucex rei silae) ermittelt.

0. 4.

Diese Ermittelung geschieht unter Leitung des treffenden Gerichts durch

wei verpflichtete Sachverständige, die den Werhh der abzutretenden Sache auf

ihre abgeleistete Bflicht zu versichern haben. Sind dieselben in ihren Angaben

nicht übereinstimmend, so wird die Hälste der Summe ihrer Werhsangaben

angenommen. 4

8. 6.

Diese Taratoren werden von dem treffenden Nichter gewählt, der hierbei

auf anerkannt rechtliche, unparteilsche und uneigennützige Männer, die von dem

Geschäfte, welches sie besorgen sollen, nämllch der Ermittelung des Werths der

ahzutretenden Gegenstände die genaueste Kenncnig haben, Bedacht nehmen wird.

Hinsichtlich der auf den abzutretenden Grundstücken lastenden Abgaben und

Laudemialpflicht, so bleiben die erstern unverändert, wenn der abzutretende Theil

nicht mehr als ein Fünftel eines ledigen Grundstücks oder, insofern ein geschlos-

senes Gut in Frage kömmt, nicht mehr als ein Jehntel desselben beträgt. Ist

iedoch das Eine oder Andere der Fall, so werden die Abgaben nach erfolgter

verhaltnißmãsiger Repartition und mit Verücksichtigung der in Betreff der Ab-

lösung von Natural-Abgaben in der Anleitung zur Theilung und Ablösung

der Gemeinheiten vom 1. Januar 1836 vorkommenden Bestimmungen durch

Erlegung des fünf und zwanzigfachen Betrags an den Bercchtigten, welchem

burch das Gericht behufige Nachricht zu geben ist, abgelöst. In Ansehung.
der Laudemialpflicht aber, so macht es keinen Unterschied, ob das betreffende

lehnpflichtige Grundstück ein lediges ist oder zu einem geschlossenen Gute ge-

hört, und ob ein gröherer oder kleinerer Theil von demselben abgetreten wer-

den muß, sondern es erhält zur Entschädigung der Berechtigte jedesmal die-

jenige Summe, welche sich dadurch ergibt, daß von dem abzutretenden Grund

und Boden, unter Zugrundelegung seines Tarwerths, das einmalige Lehngeld

berechnet wird. Uebrigens ist der Betrag der Entschädigung für Abgaben so-

wohl als Laudemialberechtigung allemal von der Tarationssumme abzuzwelgen,

da bei deren Bestimmung nur der Grundwenh an sich und ohne für Abgaben

Fürstt. %% Kudolst. Gesehsammlung. Al.
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Haften Hypotheken auf den fraglichen Grundstücken, so haben die Gericht

behörden die Inhaber derselben davon zu benachrichtigen und dahin zu bedeunm

o) daß das dingliche Necht durch die Abtretung zum Zwecke der Wegebau

ten auf der abgetretenen Parcelle zwareo ipso erlöscht.

b) daß aber der Schuldner verbunden ist, das Enischädigungsquantum den

hopothekarischen Gläubiger abschläglich auf seine Forderung auszugahles
oder zu überlassen.

Wenn dies geschehen, so findet ein weiterer Entschädigungoanspruch de

hypothekarischen Gläubigers aus diesem Geschäfte nicht statt.
. 7.

Wei Abschãtzung von Steinbruchen, Kies-, Sand- und Schuttgruben ist

in der Negel nur der Ertrag der Oberfläche, nicht der unter derfelben befind-

lichen nutzbaren Materialien zu tariren. Wäre aber ein Bruch oder eine Grube

schon vorher benutzt worden, so soll mit Rücksicht auf den zeitherigen Betrich

und dessen Reinertrag, oder, wo dieser nicht ganz genau ermirtelt werden

kann, nach einem im Laufe der letzten zehn Jahre zu ziehenden Durchschnitt

dieses Ertrags entschädiget werden.

8. 8.

Bei dem Vorhandensein alter unbrauchbarer Wege soll eine Entschadigung

durch Grund und Boden eintreten, dessen Werth ebenfalls auf obige Art und
durch dieselben Taxatoren ermittelt wird.

Ist eine Transferirung der von den abzutretenden Grundstücken abzulösen-

den Abgaben auf diese Grundstücke Möglich, so kann sie, vorausgesetzt, daß

der Zins= und Lehnherr und die Stenerbehörde darin willigt, was indessen

mr bei den dringendsten Gegengründen zu versagen, vorgenommen werden.

Die Gerichts= und Lehnherrlichkeit über solche ausgetauschte Grundstücke

fällt dem Gerichts= und Lehnherrn, von dessen Lehen die Abtretung zum

Chausserbau geschehen, zu.

Die darauf etwa ruhenden Triftrechte bleiben ungesndert, wenm nicht des-

halb eine Uebereinkunft getroffen werden kann.

Bei dem hierdurch entstrhenden Fall der Uebernahme darf kein Lehngeld

oder dergleichen gefordert werden.
. so. ,

DerPachtcodeszkßecaWMderGrwdstückeWkdnehähm
EntschädigungalsdicNutzungderausderSUagmbamSassemUnsicht-
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Wämer gezahlten Ensschäbigungssumme, Uhrlich zu 4 Procent gerechnet, auf

die Dauer seines Pachtes oder seines Nießbrauchs verlangen.
. 10.

Die Betretung des Rechtsweges ist bei diesem Entschädigungs-Verfahren

nicht zulässig.
g. 11.

Vor Ausführung des Baues muß die Entschädigung geleistet worden sein.

War die Stragenbau-Behörde nicht im Stande, den Grundstücksbesihern

dabon, dah sie nicht mehr bestellen möchten, zu rechter Zeit Nachricht zu ge-

ben, so muß auch noch auf den Verlust der Ernte bei der Entschädigung Räck-

sicht genommen werden.
" 8. 12.

Die Kosten dieses Verfahrens (bei Unseren Justizämtern sollen diesfallsige

gerichtliche Kosten nicht in Ansatz gebracht werden) werden aus der Fürstlichen

Straßenbau-Casse bestritten. Ausnahmeweise fallen jedoch dieselben dann dem

Grundeigenthümer zur Last, wenn dessen bei der gütlichen Unterhandlung zu-

lect gethane Forderung über die Hälfte mehr als die gerichtliche Tare betra-

gen hat.

Urkondlich haben Wir dieses Gesetz durch Unsere eigenhändige Unterschrift

vollzogen und Unser Fürstl. Inssegel beidrucken lassen.

Rudolstodt, den 5. Februar 1840.

(L. S.) Friedrich Günther, F. J. S.

 XWV. Verordnung
der Fürstl. Regierung, "

das Verbot des Schlafens der Wagenführer auf dem Wagen

während des Fahrens oder daß Zurückbleiben derselben
hinter dem Wagen betreffrnd, vom 8. Febr. 1840.

Zu Vermeidung der für Lehen und Gesundheit bedrohlichen Gefahr, wenn

Wagenführrr auf hrem Wagen während des Fahrens schlafen oder hinter dem

Ceschirre zurückbleiben, wird hiermit perordnck, daß jeder Wagenführer, wel-

cher auf einem, im Fahren begriffenen, beladenen oder unbeladenen Wagen
6r'
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schlafend angetroffen wird oder hinker dem Wagen zurücköleibt, mit acht Gro

schen Cassen-Geld (36 Tr.), wovon die Hälfte der Denunciant erhält, be

straft werden soll.

Die Strueraufseher, Gensd'armen und Strassenwärter sind befehligt, auf

Aufrechthaltung dieser Verordnung zu sehen, und jeden, welcher wider dieselbe

handelnd von ihnen betroffen wird, und nicht sofort die festgesetzte Strafe be

zahlt, die in diesem Falle dann von dem Denuncianten an die nächste Chauß

see-Gelder-Hebestelle abzuliefern ist, bei dem betreffenden Fürstlichen Justizamtr

zur Verfügung des Weitern anzuzeigen.

Rudolstadt, den 8. Februar 1840.

Fürstl. Schwarzb. Negierung.
Hönniger. N. A. Vianchi.

 XV. Gesetz,
die Entrichtung einer Abgabe von Erbschaften betreffend, vom

12. Februar 1840.

Wie Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Mlankenburg u.s. w.

finden Uns in Erwägung, daß bercits in mehreren benachbarten Ländern eine

verhältnißmäßige Abgabe von solchen Erbanfillen besteht, wo Seitenverwandte

oder dem Erblasser gar nicht verwandte Personen zur Suocessien kommen,

bewogen, unter Beirath und Zustimmung der getreuen Stände einc ähnliche

Abgabe, deren Ertrag zu gemeinnützigen, das Landes-Intercsse fördernden

Zwecken, zunächst zur Erhaltung des jetzt errichteten Arbeitshauses, bestimmt

ist, auch in Unserm Fürstenthume einzuführen. Gleichzeitig begeben Wir Uns

aber des Unserer Fürstlichen Cammer in einem grohen Theile der Obceherrschaft

des Fürstenthums bisher zugestandenen NRechtes zur Lehngeld-Erhebung in

solchen Fällen, wo Ascendenten, Seitenverwandte oder Ehegatten nach gesetz-

licher Vorschrift (ab intesinlo) erbten oder Erbfolge durch Testainent oder Ver-

trag eintrat, so wie der in den unterherrschaftlichen Orten Ichstedt und Vorr-

leben geltend zu machenden Ansprüche auf Lehngeld sowohlbei Todesfällen der
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Keenten als der betreffenden Grundstücksbesteer, und werden Verfügung kref-

nen, daß dergleichen Lehngeld, insoweit es in Unsere Cammer-Casse geflossen,

binkünftig nicht weiter in Ansahz gcbracht wird.

Auf dasan einigen Orten der Oberherrschaft hergebrachte sogenannte Sterbe-
kehngeld, d. h. dasjenige, welches jedesmal bei dem Sterbefalle des Besitzers,

und selöst wenn Descendenken die Erben sind, gegeben werden muß, hat jedoch

ber im Obigen erklärte Verzicht keine Ausdehnung zu finden und es bleibt das

in dieser Hinsicht Unserer Fürstl. Cammer zuständige Recht nach wie vor in

gültigkeil.

Wir verordnen demnach wie folgt:

8. 1.

Von der öffentlichen Bekanntmachung dieses Gesetzes an ist von allen und

jeden Erbschaften, wo Seikenverwandte und blosverschwägerte, oder mit dem

Erblasser in gar keinem verwandtschaftlichen Verhälmmisse gestandene Personen

entweder ab inleslalo oder aus lettwilligen Verordnungen, Schenkungen auf

den Todesfall oder Erbverträgen succediren, eine in die Fürstliche Landescasse

fließende Abgabe von sechs, beziehungsweise von zwei und eins vom Hundert

unter dem Namen Collateralgeld zu entrichten.

*
Inbbesondere findet die —i zur Entrichtung dieser Abgabe auch

dann stan, wenn 6

4) das gesetzliche Erbrecht der Descendenten und Accendenten erst durch

Adoption begründet wird,

2)uneheliche Kinder und deren väterliche Asrendenten einander beerben, und

3) dem Fiscus ein erbloser Nachlaß zufällt.

 ie

Dagegen sind von dieser Abgabe ausgenommen und befreit

4) Ehegatken von solchen Erbschaften, wo sie auf den Grund der gemeinen

Rechte, statutarischen Gesetze, Testamente oder Erbverträge einander

succediren,

2) milde Stiftungen oder Vermächtnisse zu Studien oder frommen Zwecken

in den hiesigen Landen,
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3) dl Percipienten von Familkenfidelcommissen, so lange sie zur Descenden#

des Stifters des Fideicommisses gehören, und

4) Personen, welche in Diensten und Lohn des Erblassers beim Ableben

desselben stehen. Die lehterwähnten jedoch nur bis zum Betrag eineß

Werthes von 200 Thlr. Capital.

8. 4.

Nur mit eins vom Hundert ist das von adoptirten Kindern (§. 2. Nr. 1.)

zu erlegende Collakeral-Gelo zu berechnen. Eben dieser Abgaben-Satz soll

auch dann eintreten, wenn das seinen Vater beerbende uncheliche Kind G. 2.

Nr. 2.) bon ersterem förmlich anerkannt ist.

Wenn Geschwister die Erben sind, so ist das Collateral-Geld gleichfalls

nur mit eins vom Hundert in Ansatz zu bringen. In Ansehung desjenigen,

was Geschwister-Kinder von ihrem Onkel oder ihrer Tante erben, ist die Ab-

habe mit zwei vom Hundert zu berechnen.

In allen übrigen Fällen findet der Abgaben-Satz von sechs vom Hundert
Statt.

g. 5.

Die Collateralgelderabgabe ist von dem ganzen Betrage der Erbschaften

zu entrichten, es bestehe nun solcher in Feudal= oder Allodial-, be= oder un-

beweglichem Vermögen, Nutzungen, Forderungen oder andern nach Gelde ab-

schätzbaren Gegenständen. Doch soll bei Anfällen von Mann-Lehnen und

Fideicommissen, sie mögen in Gütern oder Capitalien bestehen, in Betracht,

daß deren Inhabern weder ein bloßes Nießbrauchsrecht, noch das volle uncin-

geschränkte Eigenkhumorecht zusteht, die Ermittelung des abgabepflichtigen Ve-

trages in der Art erfolgen, daß als solcher das Fünszchnfache ihres einjährigen

Ertrags angesehen wird.

Zu dem Betrage der Erbschaften sind insbesonderc auch diejenigen Forde-

rungen zu rechnen, welche der Erbe, Lehnsfolger, Vermächmiß-, Fideicommiß-

und Geschenknehmer der Erbschaftsmasse schuldet.

Accht weniger ist das im Auslande befindliche Mobiliarvermögen, wohin

insbesondere auch Capitalforderungen und sonstige Außzenstände zu rechnen sind,
der Collakeralgelderabgabe unterworfen. Nücksichtlich der im Auslande gele-

genen Immobilien aber, die zum Nachlasse eines Verstorbenen gehören, welcher

sein korum domicili# im hiesigen Fürstenthume hatte, sind die Erben von Ent-
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ichtung der Abgabe frel. Dagegen tritt dieselbe in Anschung der in den hie-

loen Landen belegenen Immobilien sammt dazu gehörlgem Inventarlum auch
bann ein, wenn dieselben einen Bestandtheildes Nachlasses eines für seine Per-

sen dem Auslande angehörig gewesenen Verstorbenen bilden. Da jedoch die

berbindlichkeit zur Enirlchtung der Erbschafsabgabe sich nur auf den Betrag
es Anfalls erstreckt, um welchen der Erbe u. s. w. wirklich reicher wird, so

end bei dessen Bestimmung die vorhandenen Schulden, Begräbnigkosten und

bdie wegen Uebernahme der Erbschaft aufgewendcten Gerschtskosten, nicht minder

tus etwa zu entrichkende Sterbelehngeld zuvor von der Erbschaft in Abzug

kbringen.
8. 6.

Legate, insofern sie dem Angefhrten zu Folge der Collateralgelderabgabe

Mterworfen sind, dürfen an dem Nachlasse nicht gekürzt werden, vielmehr ist
#er Erbe auch von diesen die Abgahe zu enrrichten verbunden, dagegen aber

tch, wenn ihm von dem Erblasser die Befugniß dazu nicht ausdrücklich ent-

bgen worden ist, dieselbe den Legatarien bel Ausantwortung der Legate ver-

#linigmäßig wieder anzurechnen berechtigt.
7.8. 7.

Das wegen Regulirung der Collateralgelderabgabe Erforderliche ist von

demjenigen Gerichte, welches für den Erblasser zur Zeit seines Absterbens das
brun domicilü war, zu verfügen. In denjenigen Fillen aber, wo der Ver-

forbene sein korum domicilik im Auslande gehabt, in den hiesigen Landen aber

Immobilien hinterlassen hat, ist von dem betreffenden Gerichte, innerhalb dessen

Kezirkes dieselben belegen sind, in gedachter Beziehung das Geeignete zu besorgen.

Die Sureessson in Legate betreffend, so ist das Collateralgeld

4) in allen Fällen, wo die Vermächtnisse vor Einführung dieses Gesetzes

durch lecwillige Verfügungen zwar verordnct, die Testatoren aber erst

nach erfolgter Publication desselben verstorben sind, zu entrichten,

2) in den Fällen dagegen, wo die Legate vor Einführung dieser Abgabe

letztwillig verordnet und die Testatoren auch vor dieser Zeit verstorben

sind, nicht abzugeben.
S. O.

In Ansehung ganzer Erbschaften sind
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4) heredes substitulicindeicommissarü, wenm sle nachderVeröffentlichung
Nieses Gesehes in den Besitz der Erbschaft gelangt sind, ohne Näcksicht

darauf, ob die Errichtung des Testaments, durch welches sie eingesetz

worden, so wie das Absterben des Testators vor der Einführung dieset

Abgabe erfolgt ist, zur Entrichtung der Erbschaftsabgabe verpflichtet,

2) die vor Einführung des Collateralgeldes durch eine letztwillige Verfügung

unmittelbar zur Succession berufenen und unmittelbar eingesetzten Colla-

teral= und Testamentserben dagegen, wenn auch der Testator vor Ein-

führung dieser Abgabe verstorben, von deren Einrichtung befreit, so bald

sie sich nur durch Worte oder concludente Handlungen zur Antretung

der Erbschaft auf eine unzweifelhafte Weise erklärt haben, und soll dann

darauf, ob die Verzögerung der Erhebung einer solchen Erbschaft eu-

weder in einem darüber entstandenen Processe der Erben unter sich oder

mit andern oder auch in einer Disposition der Testatoren dahin, dag einem

Drittenihr Nachlaß auf einen gewissen Jeitraum oder auf Lebenszeit nieß-

bräuchlich zustehen sollte, ihren Grund hat, nichts weiter ankommen.
10.

Ist eine derCollateralgelderabab- unterworfene Erbschaft mitAlimenten
Witthumern, oder andern fortlaufenden Abgaben belastet, so ist der Erbe von

derjenigen Summe der Erbschaft, welche sich aus einer Veranschlagung des

Gesammtbetrags der jährlichen Alimente u. s. w. als ein nach 5 Procent zu be-

rechnendes Capital ergiebt, das Collateralgeld zwar erst nach dem Absterben

des Participienten derselben zu entrichten, bis dahin aber für dicsen unabgefühn

gebliebenen Theil genügende Sicherheit zu leisten verbunden.

Wenn einem Dritten auf eine gewisse oder auf Lebens-Zeit der Niehbrauch

an der ganzen Erbschaft, oder, auch nur an einem Theile derselben vermacht

worden ist, so hat dieser, im Fall er nicht ein Ascendent, Descendent oder

Ehegatte des Erblassers ist, von dem nöthigenfalls durch Sachverständige zu

ermittelnden jährlichen Ertrage auf die Dauer des Nießbrauchs am Schlusst

jeden Jahres fünf Procent zu entrichten, der Haupterbe selbst aber von dem

betreffenden Theilc der Erbschaft das Collateralgeld erst nach beendigtem Nieß-

brauche abzugeben, jedoch bis dahin dieserhalb ebenfalls ausreichende Sicherhet
zu leisten.



1840. 10

8. 12.

Gehören zu einer Erbschaft unsschere Forderungen, so sind solche mit einem,

don den Erben in Vorschlag zu bringenden, muthmaglichen Werthe zu verrechnen.

Hilt jedoch die Behörde den angegebenen Werth zu gering, so steht ihr das

hecht zu, die Erhebung der Collateralgelderabgabe rücksichtlich dieser Forde-

mngen bis dahin auszusetzen, wo über den Eingang oder Abgang derselben

bolle Gewigheit vorliegt.
C. 13.

Die Collateralgelderabgabe, für welche die ganze Erbschaftsmasse haftet,

wird zwar nach dem auf jeden Theilhaber kommenden Antheile für jeden Ein-

Fnen berechnet; allein Erben und Miterben sind für deren völlige Entrichtung,

Einer für Alle und Alle für Einen, (solidarisch) verpflichtet.

8. 14.

Alle diejenigen, welche als Testamentsvollstrecker, Bevollmãchtigte der Erben

oder einzelner Miterben ganze, der Collateralgelderabgabe unterworfene, Erb-

schaften,Vermachtnisse u.s.w.oder auch nur einzelue Theile davon besitzen,
dürfen solche bei eigener Verantwortlichkeit nur nach Abzug der darauf haf-

lenden Erbschaftsabgabe ausantworten.

S. 15.

Die Unterobrigkeiten des Landes haben bei allen in ihrem Gerichtsbezirke
sch ereignenden und der Collateralgelderabgabe unterworfenen Erbfällen nicht

hristsässiger Personen den Werth der Erbschaften, Vermächtnisse u. s.w.zu

amitteln, den Betrag der davon szu entrichtenden Erbschaftsabgabe auszuwer-

bn, solche zu erheben und nach jedem einzelnen Falle an das Fürstl. Steuer-

tollegium resp. die Fürstl. Landeshauptmannschaft gegen von diesen Vehörden

auszustellende besondere Quittungen unmittelbar zu übersenden. Bei den dieser

Collateralgelderabgabe unterliegenden Verlassenschaften schriftlässiger Personen
dagegen ist die Feststellung und Erhebung dieser Abgabe zwar in der Oberhertschafl

don der Fürstl. Regierung und in der Unterherrschaft von der Fürstl. Landes-

laupmmannschaft zu bewirken, jedoch so, daß auch hier die betreffenden Unter-

lehörden bei allen außerhalb der hiesigen Residenz und der Stadt Frankenhaufen

eich ereignenden Collateralerbschaftsfällen schriftsälsiger Personen kraft der ihnen
in repeminen Fällen bereits ertheilten Commission die Behufs der Ermittelung

ndSicherstellung der Collateralgelderabgabe sich sofort nöshig machenden Hand-

lungen, insbesondere aber die Vrrsibegeung des Nachlasses zu besorgenshaben.
HGärü#l. Schw. Rudolst. Gesehzsamminng.1
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8. 16.

Zum Bchufe der Feststellung des Collateralgeldes sollin der Regel bei da

dieser Abgabe unterliegenden Erbschaften von der betreffenden Gerichtsbehörde

selbst, oder auch an denjenigen Orten, wo süch kein Gerichtssihz befindet, durch

die im Allgemeinen hierzu im Voraus zu instruirende Ortsvormundschaft sofort

nach erlangter Anzeige von des Erblassers Absterben die Versiegelung des Mo-

biliar-Nachlasses vorgenommen und solche ausnahmsweise nur in den Fällen

unterlassen werden:

4) wenn der Erblasser dieserhalb sich bei der Fürstl. Regierung, resp. Fürstl.

Landeshauptmannschaft einen Eremtionsschein ausgewirkt hat, und

2) wenn die Erben sämmotlich bekannt, gegenwärtig, auch zur Ableistung

des Manilestationseides erbölig sind und wegen des höchstmöglichen Ve

trags des Collateralgeldes genügende Sicherheit geleistet, haben.
Der abzuleistende Manifestationseid ist jedesmal mit darauf zu richten, daß

die Erben sich verbindlich machen, die etwa außer Acht gelassenen oder [päter

sich noch vorfindenden Erbschaftsstücke Vehufs des davon zu entrichtenden Col

laleralgeldes anzuzeigen.
§S. 17.

Die gerichtliche Verzeichnung des Nachlasses soll zwar in der Regel eben-
falls vorgenommen werden, doch kann sie in den Fällen, wo sie wegen anderrr

concurrirender Umstände nicht nöthig ist und die Erben sich binnen sächstscher

Frist, vom Todeskage des Erblassers an gerechnet, Behufs der Ermittelung

der Collateralgelderabgabe zu Einreichung eines eidlich zu bestärkenden Nachlaß-

verzeichnisses erbieten, unterlassen, vielmehr die Entsicgelung bewirkt und die

Verlassenschaft ausgeantwortet werden. Macht sich dagegen die gerichtliche In-

ventur auc andern Ursachen nöthig, oder haben sich die Erben in der angege-

benen Frist zu Ueberreichung eines eidlichen Nachlaszverzeichnisses nicht erboten,

dann ist die Größe der Collateralgelderabgabe nach dem gerichtlich aufzuneh-

menden Verzeichnisse zu bestimmen. Auch sind in den Fällen, wo die gericht'

liche Inventur aus andern Ursachen erforderlich ist, die dadurch erwachsenen

Kosten nach der gewöhulichen Tare in ' zu bringen.
8.1

Haben die Erben sich zu enmhnnt. einer eidlichen Speeification des Nach-

lasses zwar erboten, später aber solche, oder auch die Manifestation der Ver-
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lassenschaft verweigert und in Folge jenes Erbietens den Nachlaß schon über-

beben erhalten, so sind die Erben verpflichtet, entweder von demsschergestell-

len möglich höchsten, oder auch, wenn dies die partieipirende Casse vorziehen

* von dem noch gerichtlich sismre Betrage die Abgabe zu entrichten.

Die vollständige s— einer der Collateralgelderabgabe unterlie-

einden Hinterlassenschaft ist erst dann zu bewirken, wenn die Erben den durch

Inventur ermittelten vollen Betrag des Collateralgeldes bezahlt, oder sich zur

öedlichen Manifestalion erboten und zugleich wegen des muthmaßlich höchsten

Vetrags-genügende Sicherheit bestelle seen
8.2

Enisteht der Verdacht, daß von in Erben bei der gerichtlichen Inventur

#ber auch bei dem eingereichten Nachlahverzeichnisse Erbschaftsgegenstände ver-
heinilicht oderunrichtig angegeben worden, so ist von der kreffenden Gerichts-

behörde die erforderliche Untersuchung vorzukehren.

Wird hierdurch dieser Verdacht wirklich bestätigt, so haben die Erben, vor-
lehiltlich ihrer eriminellen Bestrafung, von den verheimlichirn oder unrichtig

angegebenen Nachlaßstücken das Collateralgeld vierfach zu entrichten. Ist die

Taration der Erbschaftsgegenstände durch verpflichtete Schätzer oder Gerichts-

schöppen geschchen, so sind rücksichtlich der zu geringen Werthsungabe und des

p#burch entzogenen Collateralgeldes zunächst die Taratoren zur Verantwortung

ziehen.
8. 21.

Die Collakeralgelderabgabe muß binnen längstens drei Monaten, von Zeit

ber geschchenen Erbschaftsantrekung an gerechnet, abgeführt werden und nur in

besondern Fällen ist die Gürstl. Regierung, res. die Fürstl. Landeshauptmann=

schaft auf Ansüchen eine längere Frist zu ertheilen berechtigt. Wird diese Ab-

babe in dieser dreimonatlichen oder auch in der erstreckten Frist nicht bezahlt,

so sind die Erben von deren Berndigung anPerzugszinsen zu ntrichten verbunden.

Wen bei einer Erbschaft darüber, wer eigentlich Erbe sei, Proceß geföhrt,

inzwischen aber die Erbmasse ermittelt und berichtiget und dieselbe bei Verzöge-

rung des Abtrags der Collateralgelderabgabe während des Processes durch

deren Zuwachs bereichert wird, so sollen von den zur Perception gelangenden

Erben in Ansehung der unbezahlt gebliebenen Collateralgelder von Zeit der
7 7
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geschehenen Berichtigung der Erbmasse an bei erfolgter Veendigung des Pro“

cesses ebenfalls Verzugszinsen entrichtet werden.
§. 22.. 2

Alle Pfarrer, auch die, welche zwar im Auslande wohnen, aber im hiesiges

Lande Filiale zu besorgen haben, sind verbunden, den betreffenden Unterbehör=

den diesenigen sowohl schriftsässigen, als nicht schriftsässigen Personen, der Fürstl.

Negierung und resp. der Fürstl. Landeshauptmannschaft aber blos diejenigen

schriftsässigen Personen, welche in ihren Parochien ohneLeibeserben verstorben
sind, am Schlusse jeden Jahres anzuzeigen und dabei die bekannten oder

muthmaßlichen Erben namhaft zu machen.

8. 23.

Zu Ende jeden Jahres haben sowohl die Fürstl. Regierung als die Unter-

behörden ein Verzeichnih der in ihren Gerichtsbezirken sich ereignet habenden
Collateralerbfälle mit Angabe des Erblassers, Größe des Nachlasses, der Erben

und des Betrags der Abgahe an das Fürstl. Steuercollegium, resp. die Fürstl.

Landeshauptmannschaft mitzutheilen. Sollte in einem Gerichtssprengel in einem

Jahre kein Collateralerbfall vorgekommen sein, so ist den gedachten Behörden

blos ein Vacatschein einzusenden.

8. 24.

Alle gerichtlichen Handlungen, welche blos die Ermittelung der Collaterab

gelderabgabe bezwecken, sind, mit Ausnahme des am Ende des §F. 17. angege

benen Falls als Official-Arbeiten anzusehen und daher kostenfrei zu verrichten.

Sind dieselben jedoch durch unterlassene Anmeldungen innerhalb der bestimmten

Frist oder durch einen sich später bestätigenden Verdacht einer beabsichtigten

Umgehung oder Verminderung der Collateralgelderabgabe veraulaßt worden,

so-sind die dadurch verursachten Kosten nach der gewöhnlichen Tare in Ansatz

zu bringen und die Erben zu deren Bezahlung anzuhalten.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz durch eigenhändige Unterschrift volljogen
und Unser Fürstl. Insiegel demselben beidrucken lassen.

Rudolstadt, den 12. Februar 1810.

(L. S.) Friedrich Günther, F. J. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Stück vom Jahr 1810.

 XVI. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Naths-Collegium,

wegen des Haftens auch des Waarenführers für den vor-

schriftomäßigen Transport binnencontrolpflichtiger
Waaren, vom 25. Februar 1840.

Un entstandenen Iweifeln zu begegnen, wird nach einer unter den ZollVereius-

Staalen getroffenen Vereinbarung, hierdurch ausdrücklich bestinmt:

daß neben dem Persender auch der Waarenführer, wenn er binnen-

controlpflichtige Waaren ohne den, im §. 93. der Zollordnung vom

1. Mai 1836 vorgeschriebenen, amtlich abgestempelten oder beziehungs-

weise von der Ortsbehörde beglaubigten Frachtbrief transporkirt, nach

Maßgabe der Bestimmung §. 17. des Zollstrafgesetzes vom 1. Mai

1838 in eine Ordnungsstrase von einem bis zehn Thalern zu neh-

meni

Rudolstadt, den 25. Februar 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
h. Witzleben. "
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 LAXVII. Gesetz vom 11. März 1840,
wegen eines Nachtrags zum Sabbaths-Mandate vom

18. Januar 1808. ·

WirFriedrlchSchuhu-,vonGoneSGnadanükstzuSchmaus-akti-
Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. s. w.
verordnen nachträglich zu dem Sabbaths-Mandate vom 18. Januar 1808.

unter Beirath und Zustimmung Unserer getreuen Stände hiermit:

Die bereils bestehende Verordnung, daß an Sonn-, Fest- und Bußta-

hen keine Treibjagden bei Vermeidung einer Strafe von 2 bis 10 Thaler ge-

halten werden dürfen, wird dahin erweitert, bezüglich der festgesetzten Straft

modificirt, daß an den nur gedachten Tagen das lärmende Jagen uber-

haupt, sowie alles Jagen, ingleichen das Stellen der Vogelheerde und Trän-

ken, soweit das letztere an sich nachgrlassen ist, während des öffentlichen Goltes-

dienstes in den in der Nähe gelegenen Kirchen zu unterbleiben hat, und jeder wider

eine dieser Vorschriften Handelnde in eine Serafe von 1 Thaler verfallen soll.

2S. 2.

Deöglelchen wird unter Festsetzung einer Geldbuße von 6 gl. bis 1 Rtlr,

rücksichtlich welcher die Dienstherrschaften für ihr Dienstgesinde einzustehen ha-

ben, das Einzelhüten des Viehes, soweit dies überhaupt nach den Flur= und

Dorf-Ordnungen erlaubt ist, während des öffentlichen Gottesdienstes unter-

sagt und zugleich bestimmt, daß an Sonn-, Fest- und Bußtagen das aus-

hetriebene Pieh schon beim ersten Male Läuten zur Kirche in die Stallung zu-

rückgetrieben werden muß.

8. 3.

Die in Gemäßheit dieser Bestimmungen erkannt werdenden und eingehen-

den Geldstrafen fließenin die Ortsarmen-Cassen.

5. 4

Wir befehlen Unseren Behörden un Unterkhanen, hiernachsich zu achten

und allenthalben zu verfahren.

Urkundlich unter Unserem Fürstl. Insiegel und Unserer eigenhändigen Un-

s8 So geschehen Rudolstadt, den 11. März 1840.

(L. S.) Friedrich Günther, F. S.
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 XVIII. Negulativ
wegen Verwaltung und Beaufsichtigung der Gemeinde-, Kirchen-,

Marr= und Schulwaldungen, vom 18. März 1840.

Vir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und
Blankenburg u. s. w.

finden für gut, wegen Verwaltung und Veaufsichtigung der Gemeinde-, Kir-

chen-, Pfarr= und Schulwaldungen in Unserem Fürstenthume nachstehende

Anordnungen zu treffen und versehen Uns, daß den in gegenwärtigem Regu-

lakivc enthaltenen Bestimmungen von Allen, welche es angeht, genau nach-
gekommen werde. « «

A. Verwaltung.

8. 1.

Die Verwaltung sãmmilicher Gemeinde-, Kirchen-, Pfarr- und Schul-

waldungen bleibt, wie bisher, der Oberaufsicht der Fürstl. Regierung, bezie-

hungsweise des Fürstl. Consistorium, sowic in der Unterherrschaft, der Fürstl.

Landeshauptmannschaft unterworfen, welche Behörden sich hierbei nach wie vor

der betreffenden Unterbehörden nach den bestehenden Ressortverhältnissen zu be-

dienen haben.

8. 2.

Um die genannten Oberbehörden in den Stand zu sehen, diese Oberauf-

sicht unter Anwendung der von der Forstwissenschaft gegebenen Grundsätze zu

üben, wollen Serenissimus bis auf weitere Verordnung Höchstihre De-

partemenks-Forstchefs anweisen, auf ihnen von den genannten Oberbehörden

zugehende Veranlassung und unter deren Leitung eine nähere Aussicht über die

erwähnten in ihrem Departemem gelegenen Waldungen entweder selbst zu füh-

ren oder zu diesem Zwecke einen anderen höheren Forstbeamten zu substituiren.

Ihro Hochfürstl. Durchlaucht behalten sich jedoch vor, diese Anweilung

wiederum zurück zu nehmen, wenn den Oberbehörden die technischen Organe

auf andere Weise verschafft werden könnten, oder aber sobald entweder für die
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Verwaltung der Domanialforste, oder in anderer Bezichung sich Inconve“

nienzen aus dieser Einrichtung ergeben sollten.
S. 3.

Die unmiktelbare kechnische Beaufsichtigung der in Rede stehenden Wal-

dungen soll in der Regel entweder in der Nähe wohnenden herrschaftlichenNe-

vierförstern bis auf weitere Verordnung, oder nach dem Ermessen der Ober-

behörde dazu befähigten, in Privalwaldungen angestellten Forstbedienten, oder

aber endlich rücksichtlich größerer und entfernt liegender Gemeinde= r. Wal-

dungen eigenen, technisch gebildeten Forstbedienten übertragen werden, welchen
betzteren dann auch zugleich, insoweit es die Ausdehnung und die sonstigen

Perhältnisse der ihnen anvertrauten Reviere zulassen wird, die [pecielle Auf-

licht auf die Schlagwirthschaft, den Anbau und den Forstschutz G. 12.) in

deuselben mit obliegt.

Doch können diejenigen Gemeinde waldungen, die nicht mehr als 20

bis 30 Acker enkhalten, zumal wenn aus ihnen keine regelmähig wiederkeh-

renden, unabweisbaren Holzbedürfnisse zu decken sind, und die entweder aus

einzelnen Parcellen bestehen, oder überhaupt eine solche Lage haben, daß die

unmittelbare Aufsicht eines technischen Forstbeamten nur mit Schwierigkeiten

in Anwendungzubringenwäre,nach dem Ermessen der Oberbehörde von esner

solchen Beaufsichtigung entbunden und der Aufsicht des Gemeindevorstands

unter denjenigen Bestimmungen überlassen werden, die sich als zweckmäßig dar-

stellen und von deren Vefolgung die Oberbehörden sich zeitweise und je nach-

dem es erforderlich erscheint, durch ihre Unterbehörden oder durch Beziehung

des Forstpersonals zu überzeugen haben.

Die nach Obigem anzustellenden oder doch zur unmittelbaren technischen

Aufsicht mit zu verwendenden Forstmänner sind, insoweit es nicht bereits an-

gestellte herrschaftliche Revierforstbediente sind, entweder von der Fürstl. Forst-

Eraminakions-Commission in Hinsischt ihrer technischen Kenntniß förmlich zu

prüfen, oder aber doch von der betreffenden Oberbehörde nicht eher zu bestä-

tigen und in Pflicht zu nehmen, bevor der betreffende Forstchef nicht mit seinem

Gutachten überdie Befähigung des in Vorschlag Gebrachten gehört worden ist.

Die in Ache stehenden Forstbedienten haben den von dem Departements-

Forstchef ihnen zukommenden Befehlen Folge zu leisten und sind demselben für

die genaue Vefolgung und Ausführung veranlwortlich.
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8. 4.

Den durch die technische Aufsicht entstehenden Kostenaufwand haben die

betreffenden Waldeigenthümer zubestrciten, und eine Ausnahme von diesem

Grundsahe findet nur rücksichtlich derjenigen Pfarr= und Schulwal-

bungen Statt, deren Ertrag den Geistlichen und Schullehrern als Besol-

bungsstück überwiesen ist und denen durch die fragliche Aufsicht kein neuer Auf-

wand veranlaßt werden soll, weshalb, wenn dies der Fall wäre, diese Kosten

nach dem Ermessen der Oberbehörde entweder dem Kirchenärarium oder aber

der Gemeinde Behufs der Bestreitung zu überweisen sind.

Um übrigens die Ausführung dieses Regulatios zu erleichtern, ohne den

Valdeigenthümern, bei den größtentheils übermäßig angegrisfenen Holzbestän=
den, sofort auch wegen der technischen Oberaufsicht Opfer anzusinnen, wollen

Serenissimus pgeschehen lassen, daß vor der Hand und bis auf weitere

Verordnung die Kosten der ersten Betriebsregulirung (F. 7.), so wie über-

haupt die Kosten der technischen Oberaufsicht, auf die Fürstl. Landescasse und,

was die Unterherrschaft betrifft, auf die Fürstl. Steuercasse dortselbst über-

nommen werden.

Wegen der Kosten der unmittelbaren technischen Aufsicht bewendet es ent-

weder bei den Verträgen, die dieserhalb bereits zwischen mehreren Waldeigen-

thümern dieser Categoric und herrschaftlichen oder andern Forstbedienten be-

stehen, oder es bleibt den ersteren überlassen, dergleichen Verträge mit technisch

gebildeten und befähigten Forstbedienken, nach eingeholter Genehmigung der

betreffenden Oberbehörde, abzuschliegen.
Kommen dergleichen Verträge mit herrschaftlichen Forstbedienken durch

frciwillige Uebereinkunft nicht zu Stande, so steht der betreffenden Oberbehörde

die Enlscheidung zu.

Die Beziehung sogenannter Accidenzien vom Forstertrage Seitens des

technischen Aufsichtspersonals ist ,
Die (perielle Aufsicht in den AarnV . Waldungen bleibt da, wo

nicht besondere Communförster angestellt werden müssen, der treffenden. Ge-

meinde selbst und zwar, was die Städte betrifft, den Stadträthen, und auf

dem Lande in der Negel dem Schultheißen und den Vorstehern (#n den Kir-

chenwaldungen dem Kirchenvorstande) überlassen, welche auf dicse Weise einen
Gürl. Schw. Kudolst. Gelebsemmlung. 1. 8
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Forstvorstand bilden und von denen Einer die Rechnungsführung zu über-

nehmen hat.

Da wo sich der bestehende Gemeinde= oder Kirchen-Vorstand nicht zur

Uebernahme der Forstverwaltung eignen sollte, hat die betreffende Oberbehörde

die Wahl eines besonderen Forstvorstandes aus der Mitte der Commun zu ber-

anlassen, welcher Vorstand alsdann von dem Amt oder Gericht in der ge-

wöhnlichen Weise zu verpflichten ist. — Wo nur einzelne Klassen oder ein-

wohner in einer Commun bei der gemeinschaftlichen Waldung betheiligt sind,

wird der Forstvorstand auch nur aus der Mitte jener Klassen oder Einwoh=

ner gewählt.

Der auf solche Welle gebildete Forstvorstand bewacht Fpceiell die Forst-

hrenzen und Forstgerechtsfame der Commun überhaupt, besorgt die Holzabgabe

und den Verkauf, Auszahlung der Macherlöhne, führt, wie schon gesagt, die

Forstrechnung, läßt die angeordneten Hauungen und Culturen unter Controle

des Forstpersonals ausführen, und beaufsichtigt und controtirt das zum un-

mittelbaren Forstschucze des Gemeindewaldes angestellte niedere Schutzpersonal,

insoweit die Anstellung eines solchen nöthig ist und der Vorstand diesen Schutz

nicht selbst übernommen hat.

Er steht, was die Ausführung der gegebenen technischen Vorschriften in

Hinsicht der Hauungen, Culturen und der Forstwirthschaft überhaupt betrifft,r

unter dem Departements-Forstchef, hat jedoch alle seine diesfallsigen Anzei-

gen an den Revierförster zur Weiterbeförderung abzugeben, welchem dann un-

benommen ist. seine etwaigen Bemerkungen bei der Abgabe hinzuzusügen.

Uebrigens darf der Vorstand überhaupt durchaus nichts, was die forst-

liche Bewirkhschaftung des Gemeindewaldes betrifft oder darauf Einfluß hat,

ohne Zustimmung des Nevierforstbedienten anordnen oder vornehmen, dieser

wird dieselbe entweder auf seine eigene Verantwortung ertheilen, oder in wich-

tigeren Fällen höhere Genehmigung einholen.

Es versteht sich von selbst, daß diese Bestimmungen in Rücksicht auf die-

jenigen. Gemeindewaldungen unter 20 bie 30 Acker, welche nach 8. 3. keiner

technischen Aufsicht untergeordnet zu werden brauchen, nach dem Ermessen der

Oberbehörde auf geeignete Weise zu modistciren sind.
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S. 6.

In Communwaldungen, wo solches ihrer Gröste oder #Lage wegen ns-

thig wird und der Forstvorstand nicht selbst die Sorge übernimmt, sind auf

Anordnung der Oberbehörde für den speciellen Forstschutz besondere Holzauf-

seher von dem Forstvorstande anzunehmen, aus der Gemeindccasse zu sala-

tiren und von der vorgesecten Gerichtsbehörde zu verpflichten.

B. Bewirthschaftung.

8. 7.

Für jede dazu geeignete größere Gemeinde= und Kirchenwaldung, so wie

für kleinere dann, wenn sie bestimmte unabweisbare Holzabgaben zu leisten

haben, wird von dem Departements-Forstchef oder dessen Substituirten nach

und nach und in der Reihenfolge, wie es die mehr oder mindere Wichtigkeit

der betreffenden Waldungen nöthig und räthlich macht, ein allgemeiner Be-

triebsplan, es sei nun auf längere oder kürzere Jeit, wenigstens aber auf fünf

Jahre bearbeitet, welcher nach vorheriger Prüfung von der Oberbehörde be-

stätigt wird.

Der bei Entwerfung der Betriebspläne entstehende Kostenaufwand wird

nach Maßgabe der Bestimmungen im F. 4. bestritten.

8. 6.

Dieser allgemeine Betrichsplan dient dem, die unmittelbare technische Auf-

sicht führenden, NRevierforstbedienken zur Richtschnur bei der Auswahl der fort-

laufend erforderlichen Wirthschaftsmaßfregeln, welche noch vor der Anordnung

dem betreffenden Forstvorstande jedes Mal zu seiner Zustimmung mündlich
mitzutheilen sind. Erklärt er sich mit ihnen einverstanden, so hat der Forst-

bediente nur in wichtigeren oder einigermassen zweifelhaften Fällen die beal-

sichtigten Wirthschafismagregeln dem Departements-Forstchef zur Prüfung und

Genchmigung mündlich vorzutragen. f

Dieser Vortrag bei dem Departemenks-Forstchef findet dagegen jedes

Mal Statt, wenn das Einverständnig des Gemeinde-Forstvorstandes mit den

von dem Forstbedienten gewählten speciellen Wirthschaftsmahregeln nicht er-

folgt wäre, um den Forstchef dadurch in den Stand zu setzen, die fragliche

Magregel und die abweichende Ansicht des Forstvorstandes zu prüfen und ent-

weder selbst oder durch Vermitkelung der der Gemeinde vorgesetzten Gerichts-
6“
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behörde eine Einigung zu bewirken. Schlägt diese Absscht auch bei der Ge-

richtsbehörde fehl, so hat dieselbe den Fall vermitlelst Berichts, der dem De-

bartemenks-Forstchef zur Einsicht und Bemerkung, daß diese erfolgt, mitzu-

theilen ist, der Ortsbehörde zur Entscheidung vorzulegen.

Für die genaue Ausführung der in vorstehender Art auf die eine oder an-

dere Weise festgestelten und von dem Nevierforstbedienten zu controlirenden

Wirhhschaftsmaftregeln ist der Gemeinde-Forstvorstand verantwortlich.

8. O.

In der Regel alle 2 bis 3 Jahre oder auf von der Oberbehörde gege-

bene besondere Veranlassung ist von dem Departements-Forstchef oder dessen

Substituirten eine Rebision der seiner Aufsicht unterstellten Gemeinde= u. s. w.

Waldungen zu einer Jeit vorzunehmen, wo sich beurkheilen läßt, ob die Hauun-

gen und Culturen vorschristsmäßig vorgenommen und ausgeführt worden sind

und welchen Erfolg letztere gehabt haben. Zu diesen Nevisionen ist der Ge-

meinde-Forstvorstand zuzuziehen.

E ist zu wünschen, daß diesen Nevisionen die Amtks= oder Gerschtöbe-

hörde so oft als thunlich beiwohne, um sofort von wahrgenommenen Mißbräu-

chen und Abweichungen von den angeordneten Winhschaftsmaßregeln, so wie

von entdeckten Mängeln des Forstschutzes Kenntniss nehmen und dieschigen,

welche sich hierunter etwas haben zu Schulden kommen lassen, zur Verank-

wortung und Strafe ziehen zu können. War die Gerichtsbehörde nicht bei

der Rebision zugegen, so wird der Forstchef oder dessen Substituirter ihr ge-

eigneten Falls das Resultat mittheilen, wo möglich mündlich in einem zu die-

sem Ende anzuberaumenden Termine, zu welchem die bereffenden Commun-

Forstvorstände zu citiren sind. Diese Termine können auch zur Prüfung der

Naturalforstrechnungen, zur Besprechung und Feststellung der Wirhhschafté-

maßregeln für das nächste Jahr benutzt werden.

Die durch diese Revisiouen entstehenden Kosten gehören zu dem Ausfwande

für die technische Oberaufsicht und werden nach Maßgabe der diesfallsigen Be-

stimmungen imF. 4. bestritten.

Die Oberbehörden haben sich die wegen dieser Revistonen und Termine

bei den Unterbehörden aufgenommenen Protocolle regelmäßig einschicken zu las-

sen, um von dem Vorgekommenen fortwährend in Kenntniß zu bleiben.
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C. Benutzung des Naturalertrags und

Rechnungsführung.

Die Aufsicht führende technische Vehörde beschränkt sich darauf, das aus

den Gemeinde= u. s. w. Waldungen abzugebende Material und die sonstigen

auf den Naturalertrag einen wesentlichen Einflug habenden Nutzungen zu be-

stimmen und zu controliren und überlässt den Gemeinden u. s. w. die Dispo-

sition über die Verwerthung und Verwendung des ermittelten Naturalertrags.

Doch werden die Ober= und Unterbehörden äußersten Fleihes und nöthi-

gen Falls mit Strenge dahin zu wirken haben, daß hierunter keine Verschleu-

derungen Stalt finden, und daß die Erträge im Interesse des Landes und be-

sonders der betreffenden Waldeigenthümer verwendet werden, bei welcher Per-

wendung wie billig der Vortheil und das Vedürfniß einzelner Theilnehmer dem

der Gemeinde nachzustehen hat.

Die den Gemeindevorständen hin und wieder zustehenden sogenannten Ac-

eidenzien vom Naturalforstertrage find unzulässig und demnach, insofern es

Ergend thunlich, sofort oder doch jeden Falls bei der Wiederbesetzung einer

erledigten Stelle dieser Art abzustellen.

8. 11.

Die zu führenden Forstrechnungen bilden Theile der Gemeinde= u. s. w.

Rechnungen, werden nach §. 5. von einem Mitgliede des Gemeindeforstvor-

standes geführt, und es sind selbige jedes Mal auf den Grund einer unter

Anleitung und Controle der technischen Forstbehörde anzufertigenden Natural-

rechnung aufzustellen.
Die Nichtigkeit dieser Naturalrechnung muß von dem treffenden —

forstbedienten bescheinigt werden.

D. Forstschus.
8. 12.

Die Schützung der Gemeinde= u. s. w. Waldungen gegen Eingriffe und

Frebel liegzt, unter allgemeiner Aufsicht und Controle des technischen Forstper-

sonals, nach Mahgabe des §F. ö. insbesondere dem Gameinde-Forstvorstande

oh. In solchen Gemeinde= u. s. w. Waldungen jedoch, deren Verwaltung

nicht blos nebenbei, sondern besondern Forstbedienten anvertraut ist, haben
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diese auch den speciellen Forstschutz mit zu übernehmen, wogegen die betreffen-

den Gemeinden in solchen Fällen, wo sich der Lage und Ausdehnung derForste,
zu Folge diese Aufsicht notorisch als unzureichend darstellen sollte, ebenfalls

für Anstellung und Salarirung besonderer Holzaufseher Sorge zu tragen haben.

Da es übrigens unter den jetzt obwaltenden Verhältmissen nothwendig er-

scheint, dem Schutze des Holzeigenthums eine besonderc, schon allen ehrsamen

Staatsangehörigen nahe tretende Würdigung zuzuwenden, so soll das herr-

schaftliche Forstpersonal angewiesen werden, von ihm entdeckte Frevel in Ge-

meinde= u. s. w. Waldungen Behufs der Vestrafung anzuzeigen, so wic an-

derer Seits das zum Schutz der letztgenannten Waldungen besonders verpflich-

tete Personal anzuweisen ist, die von ihm bemerkt werdenden Frcbel in herr-

schafilicher Waldung zu gleichem Zwecke zu bringen.

Was die in den Gemeinde= und Kirchenwaldungen verübten und zur Un-

tersuichung gekommenen Frebel betrifft, so fällt der Zuerkannte Werth= und

Schadenersatz in die Gemeinde-Forstcasse und beziehungsweise in die Kirchen-

ärarien, was dagegen die Frevel in denjenigen Pfarr= und Schulwaldungen

anlangt, welche den Geistlichen und Schullehrern zur unmittelbaren Benutzung

zugewiesen sind, so hat die Oberbehörde darüber nach ihrem Ermessen zu ver-

fügen.

8. 14.

Die Einführung oder Beibehaltung willkührlicher Conventionalstrafen un-

ter den Interessenten ist nicht zulässig, auch wird der hier und da eingerissene

Mihbrauch, die Forststrafen selbst zu vollziehen und den Ertrag zu verthei-

len, oder auch wohl gemeinschaftlich zu verzehren, bei einer von der belreffen-

den Gerichtsbehörde zu bestimmenden Strafe untersagt.

8. 15.

Diejenigen Aufseher, welche sich bei der Aufsicht der ihnen anvertrauten

Waldung und bel Entdeckung und Anzeige der Waldfrevel säumig und nach-

lässig beweisen, oder pflichtwidrige Nachsicht und Verhehlung zu Schulden

kommen lassen, sollen von der Gerichtsbehörde mit angemessener Strafe be-

legt und nach Umständen ihres Dienstes entlassen werden.
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Pfandgelder sollen dem Gemeinde- u. s. w. Schutzpersonal nut auf so

lange, wie sie dem hertschaftl. Schutzpersonal zuerkannt werden, gestattet sein,

und alle hierunter zu treffenden Eintichtungen mit jenen gleichen Schritt gehen.

Gegeben in Unserer Residenz Rudolstadt, den 18. März 1840.

(I. 8.) Friedrich Günther, F. z. S.

&amp; XIXX. Gesetz

wegen der forstlichen Beaussichtigung der Privatwaldungen,

vom 18. März 1840.

Vir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und

Blankenburg u. K.

thun hiermit kund und zu wissen:

Nachdem es in Betrachi des steigenden Werthes des Holzes, verbunden

mit der Schwierigkeit, das diesfallsige Bedürfniß überall ausreichend zu decken,

nöthig erschienen, hinsichtlich der Privalwaldungen in der Oberherrschaft
res Fürstenthumes, da die Gemeinde= und Kirchenwaldungen einer noch nä-

heren Beaussichtigung von Seiten des Staates unterworfen worden und für

die Holzbesitzungen der Privaten in der Unterherrschaft bereits durch die Forst-

ordnung vom 31. Aug. 1700 forstpoliceiliche Maßregeln angeordnet sind, kunftig-
hin ebenfalls eine forstpollceiliche Veaufsichtigung stattfinden zu lalsen; so verord-

nen Wir unter Betrath und Zustimmung Unserer gekreuen Stände, wie folgt:

8. 1.

Kein im Privatbesitze befindliches Holzgrundstck darf hinkunffig ohne Er-
laubniß Unserer Fürstlichen Regierung in Feld oder Wiese verwandelt werden.

Der Contravenient muß eine Strafe von 1— 10 Nchlr. erlegen und ist für den

Fall, daß von der Fürstlichen Regierung, welche darüber zu cognoseiren hat,

solches angeordnet wird, zum, Wiederanbau des betreffenden Grundstücks mit

Holz verbunden.
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8 2
Abgeholzte Flächen sind, wenn nach technischem Gutachten keine natürliche

Besaamung erfolhen kann, längstens binnen 3 Jahren, bon der Zeit des Abmiebs

an gerechnet, wieder in Culiur zu setzen. Im entgegengesetzten Falle ist die Be-

hörde, deren Jurisdichion das bczügliche Grundstück unterworfen ist, besugt, nach
einer, unter Androhung einer Strafe von 1— 10 Nthlr. dem Vesitzer zuvor noch

Geletzten Frist, bei welcher jedoch, insofern der Holzabtrieb schon vor Erlassung

des gegenwärtigen Gesetzes stattgefunden hat, auf die bestehenden Tristverhält-

nisse die erforderliche Rücksicht zu nehmen ist, die abgeholzte Flächeauf Kosten des

Besitzers cultiviren und. die diesfallsigen Kosten von demselben als eine, auf dem

Grundstücke ruhende Last beilreiben zu lassen.
8. 3.

Die Vesitzer nicht schriftsssiger Grundstlicke sind bei einer Strafe von 1—10

Nhhlr. auch verpflichtet, alle den Holzbestand dieser Grundstücke betreffende we-

sentliche Weränderungen, worunter insbesondere die angelegten Holzschläge gehö-
ren, sogleich beim Vorkommen derselben dem Vorstande debjenigen Ortes, in des-

sen Flur das betreffendeGrundstct un re gen.
Die Ortsvorstände haben darauf u i dasin Betreffsämmtlicher,inder

Flur der Gemeinde, deren Vorstand sle bilden, gelegenen Waldungen obigen Vor-

schriften genau nachgekommen werde, und müssen, wenn ein gegentheiliger Fall zu

ihrer Kenntniß kömmt, bei Vermeidung einer Strafe von 1—10Nthlr.gebüh-

rende Anzeige davon sofort bei der zustndnen Gerichtsbehörde machen.

Von den engegangenen cerbals alt ein Drittheil der Denunciant und

der brige Vetrag fließtin die betreffenden Ortsarmencassen.
6.

DieFürstlichen Behörden sind mit Ausführung dieses Gesetzes beauftragk.

Urkundlich unter Unserem Färstl. Insiegel und Unserer eigenhändigen Un-

terschrftt. So geschehen Rudolstadt, den 18. März 1840.

((. S) Fricdrich Günther, F.. S.

————



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eFünstes Stück vom Jahr 1810.

 XX. Gesetz,
bie Entrichtung der Chaussce= und Brückengelder, so wie die Leistungen

zum Straßenban betreffend, vom 18. März 1820.

Wir Friedrich Günther „ von Gottes Gnaden Fürst zu Schwar#burg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Senderchausen, Leutenberg und
Blankenburg u. s. w.

berordnen in Vezug auf die Entichtung der Chaussee= und Brückengelder,

so wie die Leistungen Unserer geliebten Unterhanen zum Strahenbau an Stein-

führen re. unter Beirath und Zustimmung Unserer getreuen Slände, wie folgt:

§s. 1.

Die Entrichkung der Chaussee= und Brückengelder ist im Allgemeinen nach

Maaßgabe der dieserhalb bestehenden, bei den Hebestellen befindlichen, tarif-

mäsigen Bestimmungen; deren Abänderung und anderweite Regulfrung durch

die treffende Behörde, nämlich das Fürstliche Steuercollegium für die Ober-

berrschaft und die Fürstliche Landeshauptmannschaft für die Unterherrschaft des

Fürstenthums, jederzeit vorbehalten bleibt, zu bewirken.

S. 2.

Alle zeither stattgehabten Befreiungen von der Enrrichtung des Chaussee-

und Brückengeldes werden hiermit vorbehälelich allenfallsiger, rechtsbeständig

° erweisender Entschädigungsansprüche, welche vorkommenden Falles aus der,

durch Unser Fürstliches Steuercollegium zu vertrelenden Fürstlichen Landescasse

 befriedigen sind, aufgehoben.
Fü#tlt. Schw. Nudolst. Gesetzsammlong. 1. 9
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Diejenigen Chaussee= und Brückengelder-Befreiungen, welche Wir zeil-

weise und unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs eintreten zu lassen Uns be

wogen finden, werden auf geeignete Weise bekannt gemacht werden.

8. 3.

Die Bestimmungen der Perordnung vom 26. Mai 1824 und des Nach-

trags zu derselben vom 19. Juli 18260 bleiben rücksichtlich der zu Chaussers

Neubauten, das heilht: zu Legung neuer Pack= und Decklagen zu leistenden

Steinfuhren nicht allein in der Oberherrschaft des Fürstenthumes in Wirksam-

keit, sondern werden auch gleichmäßig auf die Unterhetrschaft ausgedehnt, wo-

gegen die Verpflichtung der Unterthanen zu Fuhrenleistungen zu den Chaussce“

NReparaturen beziehungsweise aufgchoben wird.

S. 4.

Die Gemeinden sind verpflichtet, diejenigen Brücken über die Chaussee-

Gräben, welche zu den Vicinalwegen erforderlich werden, auf ihre Kosten nach

Anweisung Unserer Fürstlichen Straßen-, Wasser= und Uferbau= Commission
herzustellen und zu erhalten. Eben so sind die Eigenthümer der, an den Chauf-

seen liegenden Grundstücke verbunden, die Brücken über die Chausseegräben oder

diesonst wegen der Chausseen erforderlichen Zugänge zu ihren Grundstücken

auf eigene Kosten herzurichten und zu erhalten.

8. 5.

Die Besitzer der an den Chausseen liegenden Grundstücke sind gehalten,

sich gefallen zu lassen, daß der durch die Benutzung der Chausseen entstehende

Abraum, der als Staub oder Koth von denselben abgezogen wird, auf ihre

Grundstücke geworfen werde. Sollte der Vesiher in einzelnen Fällen diesen

Abraum der Tragbarkeit seines Grundstücks für nachtheilig erachten, so bleibt

es ihm unbenommen, denselben, soweit das Grundstück die Chaussee berührt,

binnen esner von Fürstlicher Strassen-, Wasser= und Uferbau-Commission zu

bestimmenden Frist auf seine Kosten an einen Ort zu schaffen, den er zu diesem

Zwecke selbst zu ermitteln hat, der aber auch zu dem fraglichen Behufe poli-

zeilich zulässig und in jeder Hinsicht geeignet sein muß. Die Strahenwärter

werden dagegen angewiesen werden, jenem Abraume weder Steine beizumischen,

noch ihn, wenn der Besitzer des anliegenden Grundstücks dessen Wegschaffung
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nicht vorziehen sollte, zu einer Zeit auf das Grundstück zu werfen, wo die

darauf stehenden Früchte dadurch wesentlich leiden könnten.

S. 6.

Alle von irgend einer Fürstlichen Behörde mit einzelnen Gemeinden und

Versonen wegen der Steinfuhren oder sonstigen Leistungen zum Chausseeban

und der ihnen dafür zugestandenen Berechtigungen früher abgeschlossenen Retesse

weten außer Wieksamkeit, jedoch bleibt es den Berechtigten unbenommen, in-
sofern sie rechtsbeständig zuerweisen vermöchten, daß die erworbene Berechtigung

nach unparteischer Schälzung mehr Werth gehabt habe, als die Gegenleistung,

zudersie durch die Steinfuhren zu den Reparaturen oder sonst noch verpflichtet

waren, eine diesfallsige Entschädigung aus der Fürstlichen Landescassein An-

spruch zu nehmen, und wird Unser Fürstl. Steuercollegium eventuell beauftragt,

die Fürstliche Landescasse auch in dieser Veziehung zu vertreien,

8. 7.

Unserem Fürstlichen Steuercollegium, Unserer Fürstlichen Straßen-Bau-

Commission und Unserer Fürstlichen Landeshauptmannschaft bleibt der Erlaß

reglementairer Verfügungen in Betreff der Chaussee- und Vruckengelder, sowie

der Leistungen der Unterthanen zum Straßenbau an Steinfuhren ic. innerhalb

derGränzen ihres Geschäftskreiles vorbehalten.
§. 8.

Alle früheren Verordnungen sind, insowoit sie mit diesem Gesetze in Wider=

sbruch stehen, als aufgehoben zu betrachten.
. 9.

Die betreffenden Fürstl. —ie und wen es sonst angeht, haben sich

hiernach zu achten.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und Unserer eigenhãndigen
Unterschrift.

So geschehen Rudolstadt, den 18. März 1840.

(L. S.) Friedrich Günther, F. 36.
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 XXI. Verordnung
der Fürstl. Regierung,

den freien Handel mit geräucherten Fleischwaaren auf den

Jahrmärkten betreffend, vom 31. März 1830.

Nachdem zur Erleichterung des Verkehrs in Conformitätmitdeninbe-

nachbarten Staaten neuerlich dieserhalb getroffenen Einrichtungen und auf den

Grund des §. 12. des Innungsgesetzes vom 30. Januar 1828, nach welchem

der Handel auf Jahrmärkten vom Innungszwange ausgenommen, resolvirt

worden ist, daß künftihhin nicht nur den Unterthanen des hiesigen Fürsten-

thumes, sondern auch allen Ausländern, in deren Staaten die hiesigen Unter-

thanen eine gleiche Vergünstigung genieHen, auf den hieländischen Jahrmärkten

der Handel mit geräucherten Fleischwaaren gestattet sein soll; so wird solches

zur Nachachtung andurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht,

daß diejenigen Länder, in welchen der fragliche Handel den hiesigen Unterthanen

gestattet st, den Unterbehörden näher bekannt gemacht worden sind.

Rudolstadt, den 31. März 1810.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.

 XXII. Bekanntmachung
der Fürstl. Cammer,

die Sistirung der Erhebung der s. g. Jollkorn-Abgabe betreffend,

vom 81. März 1840.

Nachdem Seine Hochfürstl. Durchlaucht, unser gnädigst regierender Fürst
und Herr in Bethäligung Höchst Ihrer landesvälerlichen Gesinnungen gnädigst

zu beschließen geruht haben, daß für die Dauer der dermaligen Zollvereins-

Werhältnisse und mit ausdrücklichem Vorbehalte der Rechtözuständigkeit für

den Foll, daß in diesen Verhältnissen eine Aenderung eintreten sollte, die Er-

hebung der in einigen Ortschaften des Fürstl. Amtes Rudolstadt hergebrachten

sogenannten Zollkorn-Abgabe gegen eine der Fürstl. Cammer-Casse aus der
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Fürstl. Landes-Casse zu leistende Entschädigung sistirt werden soll, so bringen

wir solches auf Höchsten Befehl mit dem Beisügen zur Kenntmiß und Nach-

achtung der Betheiligten, daßinGemäßheitder obbemerkten Höchsten Ver-

kügung denjenigen Zomkorn-Censiten, welche seit dem Jahre 1834 ihre Zollkorn-

Abgabe richtig entrichtet haben, nach dem ermittelten Durchschnitts-Preise von

dem Fürstl. Rentamte allhier Vergütung gewährt werden wird, sowie denn

auch die vom Jahre 1834 bis jetzt aufgelaufenen Zollkorn-Reste werden ab-

beschrieben werden.

Zu Permeidung aller ctwaigen Zweisel und Anfragen machen wir die

Betheiligten zugleich darauf aufmerksam, daß, da die Erhebung der Jollkorn=

Abgabe nicht für alle Zeiten aufgehoben, sondern nur für die Dauer der der-

maligen Zollvcreins-Berhältnisse sistirt worden ist, eine Abänderung in den

Documenten und Lagerbüchern deshalb nicht eintreten kann.

Rudolstadt, den 31. März 1840.

Fürstl. Schwarzb. Cammer.

Scheller.
Heubel.

 &amp; XXII. Verordnung
der Fürstl Regierung vom 21. April 1840,

die zu näherer Beaufsichtigung des Impfwesens getroffenen

Maaßregeln anlangend.

Um die bereits unterm 13. April 1818 in dem hiesigen Fürstenthume ge-

setzlich eingeführte Einimpfung der Schutzpocken gehörig beaufsichtigen zu können,

wird mit gnädigster Genehmigung Sr. Hochfürstlichen Durchlaucht, des regie-

renden Fürsten und Herrn, hierdurch —e angeorduct:
8.1

Die specielle Leitung des Indsgeschites ist unter der Oberaufsicht der

Fürstl. Regierung und unter der generellen Leltung des zum Director der Impf-

geschäfte bestellten Arztes, welches für die Oberherrschaft des Fürstenthumes
dermalen der Herr Medicinalrath und Leihmedikus Dr. Hankel ist, künftighin

von den Amtophysikern zu beforgen.
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5. 2.

Jeder Physikus weiset die Aerzte und Wundärzte, welche zur Paceimatien

berechtigt sind und von dieser Befugniss Gebrauch zu machen wünschen, zur

Vornahme der Impfung an bestimmte Orte seines Bezirkes, dergcstalt, daß

in der Regel jedem Orte nur Ein Arzt oder Chirurg zugetheilt wird und von

anderen, als den dahin verwiesenen Aerzten oder Wundärzten in den botreffen-

den Ortschaften Impfungen auf den diesfallsigen Wunsch der Angchörigen der

Impflinge nur mit Vorwissen und Genehmigung des Pöysieus vorgenommen

werden dürfen. Den Städten und gröhern Dorfschaften sind natürlich nach

Mahgabe des Bedürfnisses mehrere Aerzte oder Chirurgen zuzuweisen.

K. 3.

Die solchergestalt angewiesenen Aerzte und Wundärzte haben den Zeitpunkt,

zu welchem sic sich Vehufs der Vornahme der Vaccinakson an dem betreffenden

Orte einzufinden gedenken, zeitig und wenigstens einige Tage zuvor dem Orts-

geistlichen sowohl, als auch dem Ortsvorstande bekannt zu machen, damit durch

diese die Eltern der impffähigen Kinder von der Ankunft des Impfarztcs in

Kenntniß gesetzt und aufgefordert werden, zur festgesetzten Zeit in dem dazu

bestimmten Bocale, der Gemeindc= oder Schulstubc, zu erscheinen, wo sodan

die Impfung vor sich geht.

S. 4.

Am 7. oder 8. Tage nach der Impfung hat der Impfarzt die im §. 9. der

Verordnung vom 13. April 1818 vorgeschriebene Besichtigung der Impflinge

vorzunehmen und hierauf sowohl die vorschriftsmäßigen Impfscheine auszustellen,

als auch dem Physikus sofort eine Liste der Geimpften zuzustellen.

8. 5.

Der Physikus wird sodann den betreffenden Ort besuchen, sich von der

Richtigkeit der Angabe des Impfarztes berzeugen, die Zahl und Namen der

Impflinge mit der in seinen Händen befindlichen Geburtsliste des vergangenen

Jahres vergleichen und, dafern er hierbei noch ungeimpfte Kinder findet, die-

selben entweder sofort selbst impfen oder auf das künftige Jahr verweisen.

8. 6.

Vorkommende Unrichtigkeiten in den Impflisten und Impfscheinen, sowie

unterlassene zestige Einreichungen der Ersteren werden auf diesfallsige Anzeige
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der Physiker von der Fürstl. Regierung mit verhältnigmäßigen Geldbußen und
in Wiederholungsfällen mit Verlust der Befugniß zur Vaccination bestraft.

C. 7.

Die Unterbehörden haben für Ausführung und genaue Beobachtung dieser

Anordnungen Sorge zu tragen.

Rudolstadt, den 21. April 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Negierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.

&amp; XXIV. Höchste Verordnung,
die Benutzung der Chausseen und Brücken, Befreiung von den

diesfallsigen Abgaben und Bestrafung darauf bezüglicher

Contraventionen und Defraudationen betreffend,

vom 22. April 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarz--

burg u. s. w.

sinden Uns gnädigst bewogen, über die Benutzung der Chausseen und Brücken,

die Befreiung von Entrichtung der diesfallsigen Abgaben und die Bestrafung

vorkommender straßenpolizeilicher Vergehen, sowie Defraudationen des Chaussec=

und Brückengeldes nachstehende Bestimmungen zu erlassen:

I.

Nähere Bestimmungen über die Benutzung der Eyausseen

und Brücken und die Erlegung der diesfallsigen

Albgaben.

4) Ein Lastfuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer den Zu-

behörungen desselben und Futter für höchstens 3 Tage an andern Gegenständen

mehr als die Ladung eines Schubkarrens, nämlich 2 Centner, sich auf dem-

selben befindet.
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Zur Bespannung eines Fuhrwerks werden alle dabei befindlichen Pferde r.

(auch der Vorspann) gerechnet, welche nicht augenscheinlich eine andere Be-

stimmung haben.
Dagegen soll an solchen Stellen, wo durch angehängte Tafeln bemerklich

gemacht ist, das wegen der steilen Ansteigung Vorspann zu nehmen sei, wegen
dieses Vorspanns keine Erhöhung der Tarissätze eintreten. "6

3) Von Lastwagen oder Karren, deren Nadbeschläge weniger als 2 Zoll

rheinländisches Maaß breit sind, ingleichen von solchen, deren Nadbeschläge

3war eine größere Breite, aber an der äußern Seite eine eingebogene Fläche

oder hervorstehende Kopfnägel oder Scifte haben, sollen die Sähe des Tarifs

doppelt entrichtet werden.

4) Lastfuhrwerke sollen nicht breiter als höchstens 9 Fußz rheinländisches

Maaß geladen haben.
5) Das Chausseegeld für Ertrapostpferde wird auf den Stationen mit

dem Postgelde erhoben.

6) Von den im Chausserzuge liegenden Ortspflastern wird das Chaussee-

geld nach den dieserhalb bestehenden tarifmähigen Bestimmungen erhoben.
7) Für die richtige Zahlung des Chausseegeldes und bei versäumter Zah-

lung, für die Entrichtung der verwirkten Strafe haftet der Fuhrmann, Reiter,

Führer oder Treiber mit dem durch ihn auf der Chaussee geführten Vieh und

Geschirr, vorbehältlich seines etwaigen Regresses an Andere.

II.

Befrelungen.
Chaussee= und Brückengeld wird nicht erhoben:

n) von Equipagen, Pferden u. l. w. des Fürstlichen Hauses;

h) von Eguipagen und Pferden anderrr, zum deutschen Bunde gehörigen

Souverains;
) von Militairfuhrwerk und von Fuhrwerken und Thieren, welche das

Militair auf dem Marsche bei sich führt, desgleichen von Pferden, welche von

Offieieren, Steneraufsichtsbeamten und retenden Jägern im Dienst und in

Dienstuniform geritten werden
 von Fuhrwerken und Thieren, deren dijenigen Gürstlichen Diener und

auswärtige Beamte, denen eine solche Befreiung zusteht und die sich darüber
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durh eine Freikarte des Fürstlichen Steuercollegium, beziehungsweiseder
Fürstlichen Landeshauptmannschaft legieimiren, auch Pfarrer und Ephoren bet
Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie, beziehungsweise Ephoriesichbedienen;

# von ordinairen Reit-, Kariol-, Fahr= und Schnellposten, den dazu ge-

hörigen Beiwagen und ledig zurückgehenden Postpferden, so wie von Estafetten;

 von Transporten, die für unmittelbare Rechnung der Landes= oder

Cameral-Vehörden geschehen, auf Vorzeigung von Freipässen, ingleichen von

Vorspann= oder Frohnfuhren, wenn sie ssch als solche durch den Fuhrbefehl

ausweisen;
9) von Feuerlösch-, Schub-, Kranken= und Armen-Fuhren;

h) von Kicchen-, Schul= und Leichenfuhren innerhalb der Parochie;

3) von den Stein= und andern Fuhren zum Behuf des hicländischen

Chausseebaues;
b) von dem Cadiller;

9 von den Fuhren und dem Treibvich der Inländer mit Getrasde und

daraus gefertigtem Mahlgute nach und von der Mühle, desgleichen von ben

Fuhren der Inländer mit thlerischem Dünger, insofern derselbe auch wirklich

zr Düngung, und nicht elwa zu gewerblichen Unternehmungen benußzt wird;

m) bei den Hebestellen innerhalb der Flur des Wohnorts oder derjen

den Flur, in welcher die bewirthschafteten Grundstücke oder Weiden liegen,

bon dem Wirthschaftsvich und den eigentlichen Bestell- und Erndtefuhren

der Ackerwirthe, einschlieglich der Fuhren mit Asche, Gips, Kalk u. f. w.

zur Düngung, wogegen alle gewerbliche, wirthschaftliche Fuhren, namentlich die

Marktfuhren, bon der Befresung ausgeschlossen bleiben;

iu) bei den Hebestellen innerhalb der Flur des Wohnorts von Fuhren

mit Baumaterialien zum eigenen Bedarfe und mit Brennmatrrialien zum

eigenen Heizungs= und gewöhnlichen, landwirthschaftlichen Bedarfe, insofern

diese Bau- und Brennmaterialien-Fuhren mit eigenem Gespanne oder durch
Frohndienste verrichtet werden.

III.

Strafbestimnmngen.
1) Die verscumte Emrichtung des schuldigen Chaussee= und Brückengeldes,

ohne Rücksicht darauf, ob diese Versummig abslchtllch oder * hsz
Färtl. Schw. Kndolst. Gesetsammlung. I.
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hat, wird mit dem zwölffachen Belrage des unterschlagenen oder nicht bezahl,

ten Chaussee= und Brückengeldes bestrast, und auherdem Ist letzteres nachzu-

zahlen.

2) Wer Pferde u. s. w., welche zum Vorspanne eines, der Abgabe

unterworfenenFuhrwerks gehören, vor einer Hebestelle abspannt, und als le-

dige PMerde angibt, begeht eine Defraudation, und hat die vorstehende Strafe

(K1) verwirke.

3) Ver eine Hebestelle in einer Richtung, in welcher Chaussce= und Brük-

kengeld zu erlegen ist, mit Fuhrwerk oder Thieren passirt, muß bei derselben

anhalten, auch wenn er von der Abgabe frei ist. Ausgenommen hiervon sind

Postillons, welche inländische Postfuhrwerke und Postpferde führen.

4) Die Zettel, welche bei Entrichtung der Chaussee= und Brückengelder von

den Empfängern derselben den Passanten gereicht werden, sind von Lehteren an-

zunehmen, unterwegs bei Vermeidung einer Strase von 30 Kr. (8 cGr. =

40 Sgr.) den Steucraussichtsbeamten, Gensdarmen und Wegewärtern auf Er-
fordern vorzuzeigen, und bei der zunächst folgenden Hebestelle abzugeben,

widrigenfalls hier die Abgabe für die früher passirte Hebestelle noch einmal

entrichtet werden muß.
5) Wer eigenmächtig esnen Schlbaan öffnet, zahlt eine Geldstrafe von

31 Gulden=2Thaler.

6) Wagen, welche sich begegnen, müssen sich nach der rechten Seite hin halb
ausweichen; von zwei Wagen, die sich einholen, muß der vordere nach einem durch

Klatschen, Zuruf oder sonst crfolgten Zeichen sogleich nach der linken Seite

soweit ausbiegen, daß der nachfolgende Wagen zur rechten Seite mit halber

Spur vorbeifahren kann;

7) Jedermann muß den Posten, auf den Stoß in's Horn, ausweichen,

bei Vermesdung einer Strafe von 7 Gulden = 4 Thaler.

8) Holz, Pflüge, Eggen und ähnliche Gegenstände dürfen auf Chausseen

nicht geschleppt werden.

9) Wer um zu hemmen, Näder am Umdrehen vällig hindern will, darf sich

dazu nur der Hemmschuhe mit ebener Unterfläche bedienen.

10) Pieh auf Chausseen und in den Chausseegräben zufütern oder anzu-
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binden, ingleichen auf den Banquets oder in den Gräben zu fahren, zu reiten,

Bih zu rreiben, laufen oder weiden zu lafsen, ist verboten.

41) Jedes Fuhrwerk ist besonders bei nasser Wilterung neue Gleise zu suchen

und zu machen verbunden, wer dies nicht thut, und diediesfallsige Warnung des

Stragenwärters nicht befolgt, wird mit 30 Kr. (89r. = 10 Sgr. bestraft.

12) Die Fahrbahn darf nicht durch Anhalten oder auf irgend eine andere
Weise gelperrt werden.

Auch dürfen weder auf der Fahrbahn, noch auf den Banquets und in den

Gräben, Gegenstände nicdergelegt oder abgeworfen werden, und liegen bleiben.

Das Nänliche gilt von den Brücken, auf welchen auch nicht schnell gefahren
werden darf.

Auch darf kein Fuhrmann sich weiter, als 5 Schritte von seinem Fuhrwerke

utfernen, ohne die Pferde abzusträngen und festzubinden.

Innerhalb 2 Fuß vom Grabenrande darf nicht geackert werden.

43) Wer den Chausseen und dazu gehörenden Gebäuden, Vorrichtungen

als Meilenzeigern, Tafeln, Schlagbäumen, Prellpfählen, ingleichen den Pflan-

#ungen u. s. w. Schaden zufügt, muß ausser dem Schadenersatze eine Strafe

von 1 Gulden 45 Kr. — 1 Thaler bis zu 28 Gulden = 10 Thaler erlegen;

44) Beschädigungen der Chausscebäume werden, wenn die allgemeinen Ge-

letze keine härtere Strafe bestimmen, mit 8 Gulden 45 Kr. = 5 Thaler füc

geben durch Verschulden beschädigten Baum bestraft.

15) Wo für die Uebertretung vorstehender Vorschriften und Perbote be-

sondere Strafen nicht bestimmt sind, da tritt für jeden einzelnen Fall eine

Geldstrafe von 1 Gulden 45 Kr. = 1 Thaler ein.

10) Die in Vorstehendem angedrohten Strafen sind von den betreffenden

Chaussee= und Brückengeldempfängern dem Dawiderhandelnden bekannt zu

machen, und wenn dieser keine weitere Untersuchung verlangt, sich vielmehr der

Entrichtung des Strafbetrages unterwirft, gegen Ouittung sofort zu erheben.

Falls dagegen der Contravenient der Strafe sich nicht unterwirft, so ist unter

einstweiliger Sicherstellung des Strafbetrages, so wie der ekwa verweigert wer-

benden Chaussee= und Brückengelder durch Pfändung oder sonst das weitere

Verfahren bei der Steuerhebestelle des Bezirks, dafern es sich um Defraudation

der Eimahme und Vergehen wider hierauf bezügliche, polizeiliche Bestimmungen

handelt, oder bei dem betreffenden Fürstlichen Justizamte, insofern andere
« 10“
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strahenpolizeiliche Contraventionen vorliegen, entweder sofort oder möglichst bac

einzuleiten.
47) Die mit der Controle der Chaussee= und Brückengelder, sowie m#s

der strassenpolhzeilichen Aufsicht beauftragten Veamten erhalten in den vos

Shnen entdeckt werdenden Uebertretungsfällen von der eingezogenen Geldbuge ein

Drittheil zur Belohnung.

Wdde-Lelichkeiten gegen Beamte, wozu auch die Pächter der Chausseegefällr

zu zählen sind, werden nach den allgemeinen Gesetzen bestraft.

Die betreffenden Fürstlichen Behörden sind mit Ausführung dieser Perord=

nung beauftragt, und alle derselben zuwider laufenden, früheren Verordnungen

sind als aufgehoben zu betrachten.

Urkundlich unter Unserm Fürstlichen Inslegel und unter Unserer elgenhän-

digen Unterschrift.

Rudolstadt, den 22. April 1840.

(. .) Frledrich Günther, F.z. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

FSechstes Stück vom Jahr 1810.
..

&amp; XXV. Bekanntmachung
desFürstl.Geh. Rakhs-Collegium vom 209. April 1840,

vegen des Regulativs über das, bei der Ausfertigung und Erledigung

der Begleitscheine zu beobachtende Verfahren.

In 8. 54 der Jollordnung vom 1. Mai 1838 ist vorbehalten, den Inhalt des

au erlassenden besonderen Negulativ's ber das, bei der Ausfertigung und Er-

ledigung der Begleitscheine zu beobachtende Verfahren, soweit die Gewerbtreibenden

dabei betheiligt sind, auszugsweise bekannt zu machen. „Nachdem ein solches,

m sämmtlichen Staaten des Jollvereins gleichmäßig zur Anwendung kommendes

Regulatio erlassen worden ist, wird der nachfolgende Auszug aus demselben,

jenem Vorbehalte gemãß, hierdurch zur öffentlichen Kenntmiß gebracht.

Rudolstadt, den 29. April 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Gehelme-RNaths- Collegium.
Witzleben.

Auszug
aus

dem Begleitschein=Regulative.

Unter Vezugnahme auf die, in der Zollordnung vom 1. Mai 1838 SF. 40

bi 53 enthaltenen gesetzlichen Bestimmungen über die Vegleitschein-Kontrole

und in Gemäßheit des Vorbehaltes §. 64 der Jollordnung, werden über das,

bei der Ausfertigung und Erledigung der Behleitscheine zu beobachtende Ver-

fahren hiermit die folgenden näheren Vorschriften erhheil.
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8. 1.

I. Allgemeine Bestimmungen.

A Serhältmiß des Veglellschein · Extrahenien zur Jollverwallung und baraus solgtude Obliegen·

belten der Bramten.

Bei dem, in der Zollordnung §§. 40 bis 53 vorgeschriebenen Begleitschein

verfahren kommen zunächst in Betracht:

#a) derjenige, welcher die Ausfertigung eines Begleitscheins begehrt —

der Vegleitschein-Ertrahent — und

b) das Amt, an welches der diesfallsige Antrag gerichtet wird.

Durch Gewährung des lecztern und durch Empfangnahme des Begleit-

scheins von Seiten des Ertrahenten werden diesem von der Zollverwallung

gewisse Begünstigungen in Bezug auf zollamtliche Vehandlung solcher Waaren,
von welchen der Eingangsgzoll noch nicht berichtigt ist, oder in Bezug auf

welche sonst noch zollgesetzliche Obliegenheiten zu erfüllen sind, eingeräumt,

wogegen der Begleitschein-Ertrahent die, mit dergleichen Vegünstigungen ge-

setzlich verbundenen Verpflichtungen übernimmt und wegen deren Erfüllung

auf die vorgeschriebene Art Gewähr zu leisten hat. Diese Verhaftung aus

dem Begleitschcine erlöscht mit der Erledigung des Begleischeins, d. h. mit

der amtlichen Bescheinigung auf setzterem, daß der Beglestschein= Extrahent alle

jene Verpflichtungen vollständig erfüllt habe.
Die Begleitscheine sind daher sowohl für die Zollberwaltung, wie für den

Ertrahenten höchst wichtige Dokumente, und deshalb muß nicht nur bei Aus-

stellung und Erledigung derselben überhaupt mit besonderer Vorsicht und Auf-

merksamkeit verfahren werden, sondern die betreffenden Beamten haben sich

auch mit den diesfallsigen allgemeinen Bestimmungen der Zollordnung gehörig

vertraut zu machen und die in gegenwärtigem Regulative enthaltenen speziellen

Porschriften pünktlich wahrzunchmen.

KP. 2.

B. Zweck und verschledene Gatlungen der Begleitscheinc.

Der Zweck der Begleitscheine ist, nach §. 40 der Zollordnung entweder

#) den richtigen Eingang in dem angemeldeten Bestimmungsorte inner-

halb des Zoll-Vereinsgebietes oder die wirklich erfolgte Ausfuhr, oder

Durchfuhr solcher Waaren zu sichern, die sich nicht in freiem Ver-
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kehre befinden, sondern auf welchen noch ein Zollanspruch haftet
(Dgleitschein 1) oder

5) die Erhebung des, durch vollständige Revision ermitelten und fest-

gestellten Eingangspolles bon solchen Waaren einem andern, dazu
befugten Amte gegenS hein D

Nach Maßgabe dieser icschiein * s nd zwei, in Fom und Wesen
berschiedene Gaktungen von Beglettscheinen eingeführt, welche durch die Benen-

nungen: „Begleitschein I“ und „Begleitschein II“ bezeichnet werden und deren

Form aus den beiliegenden Mustern 1 und l ersichtlih st.

C. Anwendung belder Gnnanzen ven Begleitscheinen. »

4) Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des vorigen §. sind demnach Be-

gleitscheine 1 über Waaren auszustellen, welche ohne Entrichtung des Eingangs-

a) bei dem Eingangsamte an der Grenze zur weiteren Abfrrtigung bei

einem der, nach §. 6 dazu befugten Aemter angemeldet werden, ent-

weder um davon in dem angemeldeten Bestimmungsorte den Ein-

hangszoll zu entrichten, oder solche daselbst niederzulegen, oder endlich

dieselben von da unmittelbar nach einem andern Niederlagsorte zu

senden oder wieder nach dem Auslande auszuführen; oder welche

b) von dem Grenz-Eingangsamte aus, gegen Erlegung des Durchgange-

zolls, nach dem Auslande direkt durchgeführt,

oder endlich
) auc einer Niederlage oder einem Zolllager CZollordnung 8. 68) in

eine andere Niederlage oderin das Ausland geführt werden sollen.

In den unter a und c erwähnten Fällen ist jedoch, mit Ausnahme der

Afertigung von Neisenden, die Ertheilung eines Begleitscheins auf Aemter
in Innern, nach §. 42 der Zollordnung, nur dann zulässig, wenn der Ein-

hangszoll von den Waaren, auf wolche derselbe begehrt wird, über drei Thaler

(6 Gulden 15 Kreuzer) beträgt.

8. 4.

2) Begleitscheine II dagegen werden über solche unverzollte, jedoch speciell

revidirke, Waaren ausgefertigt,
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welche bei dem Eingangsamte an der Grenze oder bei einem Haupi-

amte mit Niederlage, zum Perbrauche im Pereinsgebiete und zur

Ueberweisung des davon zu entrichtenden Eingangszolls, an ein daz

bequem belegenes und, nach §. 6, zu einer solchen Abfertigung be“
fugtes Amt angemeldet werden.

Der Eingangszoll von den Waaren, welche auf diese Weise abgefertigl
werden sollen, muß jedoch, nach Vorschrift der Zollordnung §. 51, zehen Thaler
(17 Gulden 30 Kreuzer) oder mehr betragen.

« .5.

D."Btfsgslßdctseatet

l)sat-sssfnltquagdekBegldtschäski

Begleitscheine dürfen, in der Regel nur von Haupt-Zollämtern an der

Grenze und von Haupt-Steucrämtern (Haupt-Zollämtern im Innern) in

Orten mit Niederlagsrecht ausgesertigt werden.

Neben-Zollämter und Haupt-Steuerämter (Haupt-Zollämter im Innern)

in Orten ohne Niederlagsrecht müssen hierzu von der obersten Finanz-Behörde

ausdrücklich ermächtigt sein. In welchen Fällen Haupt-Steuerämter (Haupt-
Jollämter im Innern) in Orten ohne Niederlagsrecht zur Begleitschein-Aus-

fertigung ausnahmsweise befugt sind, ist im §. 57 bestimmt.

8. 6.
2 zur Erledigung derfelben.

Zur Erledigung der VegleitscheineIund II fünd Haupt-Steuerämuer

(Haupt-Zollämter im Innern) in Orten mit Niederlagerecht und Haupt-Zoll-
ämter an der Grenze ohne Ausnahme befugt.

Dagegen dürfen Haupt-Steuerämter (Haupt-Zollämter im Innern) in
Orten ohne Niederlagsrecht nur Begleitscheine I, und Neben-Zollämter oder

Steuerämter auch diese nur erledigen, wenn ihnen die Befugnig dazu besonders

beigelegt ist, aber in der Regel weder diese, noch Vegleitscheine 1 erledigen.

Jedoch können Aemter, welche zu einer der beiden ebengenannten Klassen

gehören, ausnahmsweise zur Erledigung der Begleitscheine I von der obersten

Finanz-Behörde oder für besondere einzelne Fälle von dem gemeinschaftlichen

Gencral-Inspektor ermächtigt werden. Inder allgemeinen Ermächtigung zu
Erledehung der Begleitscheine1liegt auch die Befugniß zur Erledigung der
Vegleiischeine I. Welche allgemeine Ausnahme von dieser Vestimmung rück-

sichtlich der Haupt-Steuerärmter (Haupt-Zollämter im Innern) in Orten ohne
Niederlagsrecht Stalt findet, ergeben die S§. 52 bis 56.
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6. 7.
II. Ausfertigung der Begleltscheine.

A. Ueherhaupt.

5 Prüsung der Onaflsicaklen des Amts, bei welchem die Grltdlgung desBeglchtscheins Esfolgen soll.
Wenn die Ertheilung eines Begleitscheins bei einem dazu befugten Amte

in Antrag gebracht wird, so hat dasselbe vor allen Dingen zu prüfen, ob

und inwieweit das vom Erxtrahenten bezeschnete Amt zur Erlcdigung von Be-

Neüscheinen, nach §. 6., wirklich berechtigtit.Nurdann, wenn in dieser Be-
Fehung ein Hinderniß nicht enkgegentritt, ist der begehrte Begleitschein zu er-

heilen; im entgegengesetzten Falle aber, und wenn der Begleitschein- Ertrahent
auch die Perweisung an ein anderes, zur Erledigung des verlangten Begleit=

scheins befugtes Amt nicht zusagend findet, muß die Vegleitschein=Ertheilung
ganz unterbleiben.

8. 6.

 D Auwendung der einen oder andem Gatkung der Brglellschne.
Nach den Ergebnissen dieser Erörterung (F. 7.), in Verbindung mit den,

in den §. 3. und 6. enthaltenen Vorschristen und den Anträgen des Begleit-

schen-Entrahenten, hat das Amt dann auch zu beurtheilen, welche Art der

seni# ob mitBegleitscheinI. *:t zur Anwendung kommen dürfe.
B. nossertag 10 bo I.

1) Urt der Aussertigun

Jeder Begleitschein wird in zwei gleichlmnde Eremplaren aucgefertigt.
Die erste Ausfertigung — das Unikat — empfängt der Begleitschein-Ertra-

hent zur Aushändigung an den Waarenführer; die zweite Ausfertigung —

das Duplikat — aber verbleibt einstweilen und bis zum demnächstigen Aus-

lausche gegen das Unikat bei dem Ausfertigungsamte.

Die beiden Exemplarr eines und desselben Begleitscheins werden auf der

Vorderseite oben linker Hand bezüglich als Unikat und Duplikat bezeichnet und,
als genau mit einander übercinstimmend, amtlich beglaubigt.

8. 10.

Die Auofertigung eines Begleitscheins J. geschieht entweder

 an) durch vollständige Ausfüllung aller Spalten des Begleitschein-For-
mulars, nach Inhalt ihrer Ueberschrift und für sämmtliche, zu der

betreffenden Sendung gehörige Waaren, oder
) in der Art, daß diejenigen Spalten des Formulars, welche sich auf

Gattung, Menge und Verschluß der Waare beziehen, nicht im De-

tafl ausgefüllt werden, sondern darin auf eine, dem Begleitscheine
Söchl. Schw. Rudolst. Grlehsammlung. 1. 11
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angestempelte Zoll-Deklaration Bezug genommen wird. Auch Be-

hleitschein -Auszüge, Abmeldungen aus der Niederlage tc. können
auf die nämliche Weise dem Begleilscheine angestempelt werden.

Ob die eine oder andere Art der Ausfertigung in Anwendung zu bringen

lei, hat das Amt in jedem einzelnen Falle, den Umständen gemäß und aus

dem Grsichtspunkte zu brurtheilen, daß es darauf ankommt, diejenige Abfer-

tigungsweise eintreten zu lassen, welche die leichtere, mithin die weniger zeit-

raubende sst.

Bestehen demnach die Waaren, auf welche ein Begleitschein begehrt wird,

mur in wenigen Posltionen, so ist der detaillirten Ausfertigung des Vegleit-

scheins der Vorzug zu geben, bei größeren Transporken dagegen die Ausfertigung

mittelst angestempeltcr Deklaration rc. zu wählcn, vorausgesetzt, daß so viele

Deklarationen doppelt vorhanden sind, als Begleitscheine verlangt werden.

8. 12.

Da das Verfahren der Deklarations-Anstempelung in den meisten Fällen

den Vortheil einer raschen Abfertigung gewährt, so müssen, um solches so oft,
wie möglich, in Anwendung bringen zu können, die Deklaranten, insbesondere

bei den Grenz-Zollämtern, hierauf aufmerksam gemacht und veranlaßt werden,

in den abzugebenden Deklarationen die Gewichtsmengen durchgehends speziell

und beziehungsweise mit Buchstaben auszudrücken.

8. 14.

2) Vesenilicher Inhali der Beglelijchtine I.

Aus dem Begleitschein I. müssen die Personen und Gegenstände, auf

welche derselbe sich bezieht, die Art und Weise der Abfertigung, die getroffenen

Sicherheitsmaßregeln und sonstigen Anordnungen so vollständig hervorgehen,

daß die geringste Unregelmäßigkeit und deren Urheber ohne besondere Schwierig-
keiten entdeckt werden können.

In den Begleitscheinen dieser Klasse sind daher, beziehungsweise auf den

Grundbeigebrachter Deklarationen und amtlich unternommener allgemeiner
oder spezieller Revision, genaue und bestimmte Angaben über folgende Punkic

aufzunehmen:
a)über Namen und Wohnort des Begleitschein-Ertrahenten, des

Wiaarenempfängersé und des Waarenführers;
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b) über Gattung, Maß oder Gewichtsmenge, Verpackung und Kolli-

Bezeichnung der Waaren;

) ob, in Bezug auf Gattung und Menge der Waaren, eine amtliche

Ermiteelung oder nicht und, erstern Falles, in welchem Umfange

Statt gefunden hat;

6) ob und welche Verschlussart, auch an welchen Gegenständen, von

welchem Amte und wie solche angewendet;

o) ob und welche Sicherheit geleistet; ingleichen

0 welche Frist zur Gestellung der Waaren bei dem angegebenen Er-

ledigungsamte bestimmt;

9) ob und nach welchen Sätzen der Durchgangszoll für zum Durch-

hang angemeldete Güter erhoben worden, und

) bei welchem Amte die Waare ursprünglich vom Auslande elnge-

gangen istj

undlich aber — bei der Versendung aus einer Riederlage in eine andere —

i) wie lange die Waare bereits in öffenrlichen Niederlagen gelagert hat.

8. 24.

Da bei der Waarenabferligung mit Begleitschein I., nach Vorschrift der

Tollordnung §s. 26, 29 und 44, für den nicht erhobenen Zollbetrag und die

Erreichung des Bestimmungsortes, entweder durch Pfandlegung (einer baaren

Summe Geldes oder eines Gegenstandes von ausreichendem Werthe) oder

durch annchmbare Bürgschaft, Sicherheit bestellt werden muß, so darf der

Vegleitschein nicht eher, als bis diesem Erfordernisse Genüge geleistet ist, aus-

gehändigt werden, es wäre denn, daß das Ausfertigungsamt, nach pflicht-

mäßigem Ermessen, für zulässig hielte, denVegleischein-Ertrahenten, wesl er
eine sichere und bekannte Person ist, von der Sichecheitsbestellung zu entbinden,

oder daß sich dasselbe veranlaht fände, amtliche Begleitung des danzen Waaren-
Transportes eintreten zu lassen.

Bei Durchgangsgütern ist zwar, nach §. 20 der Jollordnung, nur für

denjenigen Betrag Eicherheitsleistung in Anspruch zu nehmen, um welchen der

Eingangszoll die erhobene Durchgangsabgabe übersteigt, jedoch selbstredend nur

in dem Falle, wemn sich diese Differenz auf dem Grunde spezieller Revision
117
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ermitteln lãßt. Außerdem ist die Sicherheitobestellung auf den Belrag des hoch-

sten Eingangs-Zollsatzes zu richten.

5. 25.

Daß und wie für den Eingangszoll und die Erreichung des Vestim-

mungsortes der Waaren Sicherhcit geleistet, oder ob der Vegleitschein-Er=

trahent von deren Bestellung entbunden worden sei, ist am Schlusse des Be-

gleilscheins (siehe Muster I.) anzugeben.

Ueber eingelegte Mänder, es mögen solche in baarem Gelde oder in an-

deren Gegenständen bestehen, ist dem Deponenten eine besondere Bescheinigung

auszustellen. Die, in Folge der Vegleitschein -Erledigung, späterhin zulässige
Erstaktung des Kautious-Betrages oder sonstigen Unterpfandes kann nur ge-

gen Zurücklieferung dieser Bescheinigung erfolgen.

Wird von dritten Personen für den Begleilschein-Ertrahenten Vürgschaft

geleister, so ist von dem Bürgen, insofern derselbe nicht etva für alle, bei

dem betreffenden Amte von ihm zu übernehmende Bürgschaften eine generelle

Bürgschaftsurkunde ausgestellt hat, eine, nach der folgenden Formel:

„Unterzeichneter verspricht hiermit, für N. N., als Extrahenten
„des am. tzkten ... 18. nach Anleitung des

„Vegleitschein -Regulativs bom... (Datum) ertheilten Vegleitscheins

„No.des (Benennung des Amtes), wegen sämmtlicher von dem-

„selben aus diesem Vegleitscheine übermommenen Perbindlichkeiten, als

„Bürge, unter Verzichtleistung auf den Einwand, daß der Haupt-

„schuldner zuerst belangt werden müsse, zu stehen und zu haften.

auszustellende Bürgschaftsurkunde zu erfordern, und diese dem, bei dem Aus-

fertigungsamte vorerst zurückbleibenden Duplikate des Vegleitscheins beiufügen.
Auch hat in Fällen der letziern Art der Bürge, zum Veweise seiner Kenntniß

von dem Inhalte des Begleitscheins, in beiden Exemplaren desselben den amt-

lichen Vermer!:

„Für die vorstehend angegebenen Verpflichtungen ist durch Bürgschaft

„Sicherheit gelesster“

mit seines Ramens Unterschrift zu bersehen.
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G. 20.
C. Ausser#tiguug der Bezleitscheine IIl.

Der Abfertigung auf Begleitschein ll. muß jederzeit vollständige spezielle
Waaren-Revision, so wie die Feststellung des an Eingangszo#nl zu emrichtenden

Betrages vorangehen, wogegen die Aulegung eines Waarenberschlusses umter-

bleibt, insofern sich zu derselben nicht eine besondere Veranlassung ergiebt. Aus

dem Begleitscheine oder beziehungsweise aus der angestempelten Zoll-Deklararion
müssen die Ergebnisse der speziellen Waaren-Nevision rücksichtlich der Gattung,

Menge und Verpackungsart der Waaren, sowie des davon für jede einzelne

Waaren-Post, zu entrichtenden Betrages an Eingangszoll so genau und be-

stimmt hervorgehen, dass das Amt, auf welches der Vegleilschein gerichtet ist,

nur nöthig hat, auf Grund des lecteren den darin ausgeworfenen Abgabenbetrag,

nach genommener Ueberzeugung von der Nichtigkcit der Verechnung, zu erheben

und zu vereinnahmen.
. 90

D. Vorschristen fr die ims, beider Gattungen ven Beglellschtinen.

Die Aemter sind nicht befugt, neben der doppelten Ausfertigung eines

eden Begleitscheins (§. 10.), noch ein driktes oder ferneres Eremplar desselben

Begleitscheins auszufertigen.
Ist gegründete Veranlassung zu einer Ausnahme vorhanden, so muß dazu

stets die Genehmigung des General-Inspekkors eingeholt, das drütte Eremplar

als Triplikat ausdrücklich bezeichnet und die erfolgte Ausfertigung eines solchen
im Negister bemerkt werden.

8. 37.
B###abren de dem Ausblelben der Beglellschein

BVleibt ein Begleitschein I. über die in demselben esinme Frist zur

Gestellung der Waaren bei dem Erledigungsamte längere Zeit, als nach

Mahgabe der Entfernung erforderlich ist, oder bin Begleitschetn ll. über die,

in demselben festgesegte Rückkunftefrist aus, so wird der Ertrahem desselben

oder derjenige, welcher die Bürgschaft übernommen hat, aufgefordert, die er-

reichte Bestimmung der Waaren, bezichungsweise die geschehene Entrichtung

des Eingangszolls durch Vorzeigungdes Begleitschein-#bgabe-Aktestes (§§. 03,

604. und 66.) nachzuweisen.
« §.38. «

Versuch-bleibsonsußdccsolchcnfalläzuvcknsssthcnchckschukduaq
des Erledigungsamtes unverzüglich dem Erneral=Inspekkor zur weitern Unter-
sichung angezeigt werden.



66 1840.

S. 39.

Kann dagegen der im §. 37. geforderte Nachweis nicht geführt werden,

so ist der Begleitschein-Extrahent oder der Bürge zur Einzahlung des (bei

Eingangs= und Lager-Gütern) schuldigen und kreditirten, oder (bei Durch-

gangsgütern) nur sicher gestellren Zollbetrags anzuhalten. Lehterer wird, nach
erfolgter Zahlung, in dem betreffenden Register vereinnahmt und die Nummer,

unter welcher dieß geschehen, in der letzten Spalte des Begleiuschein=Ausseri-
gungs-Registers angeschrieben.

CS. 40.
Walten indes, Zweifel oder Anstände über dasjenige, was bezahlt werden

soll, oder andere Rücksichten ob, oder macht der Zahlungspflichtige erhebliche

Einwendungen gegen die ZJahlung, so ist der Fall dem General-Inspektor vor-

zutragen, welcher darüber entweder selbst bestimmen oder, nach Bewandtniß der

Umstände, an die oberste Finanz-Behörde berichten wird.

II.-Behandlung der Waaren während des Transvorks vom Deoleitschein·
Assertigange zumBegleltscheln= Erledigungs-Am4|m.Waaren, welche auf BegleitschelaI.abgesenulgtfind.

Bei Waaren, wesche mit Begleitschein I., in der Regel also enkweder un-

ter Verschluß oder amtlicher Vegleitung, abgefertigt sind, findet, außer der

Handhabung der, für den Waaren-Transport im Grenzbezirke und im Bin-

nenlande bestehenden allgemeinen Kontrole= orschriften, eine besondere amtliche
Beaufsichtigung derselben bis zu ihrer Ankunft bei dem Erledigungsamte ge-

wöhnlich nicht Statt. Eine Ausnahme hiervon krüt jedoch ein, wenn, vor

Erreichung des Erledigungsamtes, bei direkt oder mittelbar transitirenden
Waaren, die im Begleitscheine bezeichnete Richtung des Transportes, oder, bei

anderen Waaren, der im Begleiischeine angegebene vereinsländische Bestim-
mungsort unterwegs verändert werden soll, oder wenn Umstände eintreten,

welche eine Theilung der Ladung vor Erreichung des Erledigungsamtes unver-

meidlich machen.
k 48.

1) Bersahren, wenn die Rüchtung oder Bestimmung der Waaren unterwegs verandent wirden sell.

Jeder Waarenführer ist, im Falle einer Veränderung der Richtung oder

des Bestimmungsortes der Ladung, verbunden, vor der Ausführung dem näch-

sten Zoll= (oder Steuer-) Amte Anzeige dabon zu machen und demselben das

anderweit gewählte Erledigungsamt anzugeben, worauf von dem Antte, unter

Beachtung der, ##in §. 48. der Jollordnung und im §. 7. dieses Regulativ's
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enthaltenen Porschriften, die veränderte Richtung oder Bestimmung,desTrans-

portes und das in Folge derselben eintrekende anderweiee Erledigungsamt,

mst der sich etwa als nothwendig ergebenden Abänderung der Gültigkeitsfrist.

auf der dritten Seite des Begleitscheins deutlich und vollständig zu bemerken,

biese Notiz gehörig zu vollziehen und der Amtsstempel beizudrucken, auch von

einer etwaigen Fristverlängerung dem Ausferilgungsamte alsbald Nach-

richt zu geben ffl.

Hat der Waarenführer die vorgeschriebene Meldung unterlassen und trifft

mit seiner Ladung nichtsdestoweniger bei einem andern, als dem im Vegleit=

scheine benannsen Erledigungsamte ein, so ist von demselben nach den doshalb

wester unten 8§. 59. ff. ertheilten Vorschriften zu verfahren.

8. 49.
 Versahrtn bel verhluderter Fortsehung des Transports durch ungewohnliche Jusslle.

Wrrd die Fortsetzung des Waaren-Transports durch ungewöhnliche Er-

eignisse aufgehalten oder verhindert, so hat der Waarenführer, nach F. 46.

der Zollordnung, dem nächsten Zoll= oder Steueramte hiervon unverzüglich

Anzeige zu machen, dieses aber den Aufenthalt und dessen Urlachen im Be-

Reitscheine zu bezeugen oder, dafern der Transport gänzlich verhindert worden

wäre, die Waaren unter Aufsicht zu nehmen und dem Ausfertigungsamte da-

von schleunigst Nachricht zu geben.

Pribat-Zeugnisse können vorerwähnte ameliche Bescheinigungen nichtersetzen.

Ob endlich in solchen Fällen die gesetzlichen Folgen der Fristüberschrei-

tung eintreten sollen, hat die, dem Ausferligungsamte vorgesetzte Oberbehörde

Nscheiden, an welche deshalb zu berichten ist (Zollordnung §. 41.)

8. 60.

) Verfahren, wenn unlerwegt elnt Thellung der gadung Statl sinden mu.

Eine Theilung der Labung wãhrend ihred Transports zum Erledigungs-

amte darf nur aus ganz dringender Veranlassung und, wenn eine solche ein-

tritt, auch nur rucksichtlich der Gesammtzahl der Kolli, aus welchen sie be-

steht, vorgenommen werden. Eine Theilung des Inhalts einzelner Kolli ist

unter keiner Bedingung gestanet *3 8. 49.)

Wird eine Theilung der #nng in ber, nach dem vorigen §. zulässigen

Weise unterwegs nothwendig, so gilt als allgemeine Negel, daß solche nur
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nach vorgängiger Anmeldung bei dem nächsten, zur Begleitschein-Ertheilung be-

kugten Amte (vergleiche unten §. 57), auch nur, nachdem von letzterm hierzu

die ausdrückliche Erlaubnig ertheilt und wegen des amtlichen Revisions-Verfah-

rens das Erforderliche angeordnet worden ist, erfolgen darf.

. 52.

Befindet sich der Wagen oder das Schiffsgefäß im Ganzen unter Ver-

schlust, so wird letzterer von dem Amte abgenommen, wogegen der Kollo-Ver-

schluß bei einer solchen Theilung jederzeit unverletzt erhalten werden muß.

Das weitere Verfahren ist nach Werschiedenheit der Umstände ebenfalls

ein verschiedenartiges. Hauptsächlich kommt eine Theilung während des Trans-

porté nur vor:

a) wenn Schiffsgefäße unterwegs einfrieren, und

b) wenn über Waaren, bevor solche das Erledigungsamt erreicht haben,

ganz oder theilweise anders verfügt wird.

Für diese, hier beilpielsweise angeführten. Fälle werden nachstehende, auch auf

andere Fälle ähnlicher Art anzuwendende, Vorschriften ertheilt.

F. 53.

) Wenn Schiffszesähe unterwegs einftieren. 6

Friert ein Schiffsgefäß mit Waaren, welche unter Begleitschein -Kontrole

 stehen, während der Fahrt ein und soll, nach der Bestimmung des Waaren-

Versenders oder Empfängers, die zur Fortsegung der Fahrt gecignete Zeit
nicht abgewartet werden, so wird entweder

) die gesammte Waarenmenge, auf welche der Begleitschein lautet, mit

einem Male nach dem Bestimmungsorte zu Lande gefuhrt, oder

2) der Empfänger läßt sich solche theilweise nach und nach zuführen, oder

es werden vom Schiffe aus auch nach anderen Orten Versendungen

Fgemacht.
 54.

an) Wenn die gauze Schifftladung, auf welche der Bezleilscheick lautel, zu Londe auf elomal

lorigeschafft win

Im erstern Falle bedarf es von Seiten des Amté, bei welchem der Vor-

fall, nach §. 54, angemeldet worden, nur einer nachrichtlichen Bemerkung über

die, nach Befinden erfolgte Abnahme des ersten und Anlegung des neuen Ver-
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schlusses, die veränderte Versendungcart und die Veranlassung dazu, auf der

driten Seite des Vegleitscheins.

S. 55.

bb) Wenn die kadnng nur nach nud nach welter geschafst oder vom Schisst aut nach anderen
Orten versendetwird.

In den beiden letzteren Fällen des §. 53 hingegen ist zu unterscheiden,

eb mit dem Am, bei welchem, nach §. 51, die Meldung des Vorfalls

gemacht worden, cine öffentliche Rlederlage verbunden ist oder nicht.

Vefindetsich das Amt an einem Orte mit Niederlage, so wird von dem-

selben der Begleiischein in das Begleitschein-Empfang-Negister eingetragen und
dieses wiederum durch das Niederlage-Register erledigt. In letzterm erhalt die

ganze, zu dem betreffenden Begleitscheine gehörige Ladung ein eigenes Konto

als Lagergut unter Privat-Verschluß, worin die, mit neuen Begleisscheinen nach

und nach erfolgenden Versendungen abgeschrieben werden, und durch welches in

geneie Art nachgewiesen wird, welche Bestimmung die Waaren erhalten
aben. «

Ist mit dem Amte eine Niederlage nicht verbunden, so wird der Vegleit-

schein in das Begleitschein-Empfang-Register eingetragen und unter der Ein-

kragung bemerkt:

„die Ladung ist hier (oder bei N) eingewinkert und soll von hier (dort

aus nach und nach versendet werden; wie dieses geschehen, wird durch

die beiliegende besondere An= und Abschreibung nachgewiesen,“

wonächst der Begleitschein,mitdernölhigenErläuterung des Sachverhältnisses

bersehen, an das Ausfertigungsamt zurückgesandt wird (bergleiche §§. 70 fl.)

Durch die vorstehend erwähnte, ganz Hpeziell zu führende An= und Ab-
schreibung soll nachgewiesen werden, wann und unter welcher Nummer des

Begleitschein= Ausfertigungs-Registers die einzelnen Posten der Gesammtladung

mittelst verschiedener neuer Begleitscheine nach und nach weiler abgefertigt

worden sind.
§S. 56.

.) Wenu über Waaren vor #wocchun. * ihhet cC## oder thellwelse anders

In dem zweiten, oben (6. 52 5 - Falle, wenn nämlich über

Waren vor Erreichung des Erledigungsamtes ganz oder thellwesse anders

berfügt wird, ist die gesammte Ladung von dem Amte, bei wäen.nach§.51,
dursu. Echw. Aubolst. Gesthsammlung. i.
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der Fall angezeigt worden ist, gleichfalls in das Begleitschein -Empfangs“

NRegister aufzunehmen, aber sogleich, und ohne ein abgesondertes An= und A#b-

schreibe-Konto, nachzuweisen, welche Bestimmung die Waaren erhalten haben.

Sollen, in Folge der, über die Ladung anderweit getroffenen Dispositio-

nen, einzelne Theile derselben nach verschiecdenen anderen Richtungen hin diri-

girt werden, so ist auf jede einzelne Parthie, unter Beobachtung der, in den

§. 7 bis einschließlich 28 enthaltenen Bestimmungen, ein neuer Begleitschein

1 auszufertigen. Der Antrag, einzelne Theile der Ladung zur Verzollung zu

ziehen, ist bei solchen Gelegenheiten nur insofern zulälsig, als derselbe an ein

zur Erledigung von Begleitscheinen überhaupt besugtes Amt gerichtet wird,

welchen Falles die im §. 61 enthaltenen Vorschriften zur Anwendung kommen=

Hälte z. B. ein Koburger Kaufmann über eine, aus Hamburg erwartete

Ladung von 12 Tonnen Reis noch während ihres Transportes in der Art

anderweit verfügt, daß 4 Tonnen in Gotha abgcladen, davon 2 Tonnen dort

verzollt, 2 Tonnen aber unverzollt nach Altenburg versendet und nur die ver-

bleibenden 8 Tonnen nach Koburg befördert werden sollen, so würde für

lehtere beide Sendungen die Ausfertigung neuer Begleitscheine 1 Statt finden

und solches, so wie die Versteuerung der in Gotha verbliebenen Menge, würde

durch die Spalten 11 — 14 des Vegleitschein-Empfang-Registers nachgewiesen

werden müssen.

§. 57.

 Allgemelne Bestimmungen.

Was, nach den §§. 7 — 30, für die Ausfertigung der Begleitscheine I

überhaupt vorgeschrieben ist, findet auch auf die, in den oben erwähnten Fällen

(55.55 und 56) vorkommende Zwischenausfertigung solcher Begleitscheine An-

wendung.

gend Fälle, h heilung 9 so noth 9

wird, nut selten und ausnahmsweise vorzukommen pflegen, das Bedrfniß dazu

aber nicht bloß in der Nahe solcher Aemter, welche regelmaßig zur Begleitschein-

Erlheilung befugt sind, sondern auch an anderen Orten eintreien kann, so wird,

als Ausnahme bon der allgemeinen Regel (§. 5), gestakter, daß in dergleichen
Fällen auch Haupt-Steucrämter (Haupt-Zollämter im Innern) in Orten ohne

Nlederlagsrecht Begleilscheine 1 ausfertigen dürfen.
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B. Waaren, welche aus Begleitscheln II. abgeftrtigt sind.

Waaren, welche mit Begleitschein Il abgefertigt sind, unterliegen wahrend
ihres Transports nur insoweit einer Kontrole, als auf dieselben die Vor-

sbriften wegen des Transporks im Grenzbezirke und der Binnen-Kontrole über-

haupt Anwendung finden. (Zu vergl. 8. 67.)

8. 60.
I. Er#eigung der Begleitscheine.

A. Da Beglelsschein 1.

1) Prüfang der Paplere und Eintragung in dasBegleilschein= Eupfangs= Register.

Unmittelbar nach dem Eintreffen der mit Begleitschein 1 abgefertigten
Baaren im Orte des Erledigunggamtes, müssen solche dem letztern zur weitern

Abfertigung gestellt und demselben von dem Waarenführer sämmntliche, die Ba-

bung betreffende Begleitscheine, nebst den dazu gehörigen Deklarationen, Fracht-
wiesen, Manisesten u. K. w., ausgchändigt werden. «

Hat sich bei der Prfung der Papiere nichts zu erinnern gefunden, so

wird zur weilern Abfertigung, nach den unten folgenden Vestimmungen (§§.60

ben.), geschrütten.
Ist der, in dem Begleitscheine vorgeschriebene Zeitraum zur Gestellung

der Waaren bei dem Erledigungsamte nicht innegehalten worden, sonst aber,

nach der pflichtmäßigen Ueberzeugung des letztern, kein Grund zum Verdachte

bines versuchten oder verübten Unterschleifs vorhanden, so kann in Fällen, wo

eine erhebliche und unverschuldete Benachtheiligung der Interessen daraus her-

vorgehen würde, wenn die Abfertigung der Waaren bis zum Eingange der

Entscheidung der, dem Ausferligungsamte vorgesetzten Oberbehörde über die

gLesetzlichen Folgen einer solchen Fristüberschreitung ausgeseht bleiben müßte, die
Abfertigung mit Vorbehalt dieser Entscheidung bewirkt werden.

In gleicher Art ist zu verfahren, wenn ein Waaren-Transport, ohne daß
die im §. 48 vorgeschriebene Meldung staltgefunden hat, einem andern, als

dem im Vogleikscheine genanntcn, jedoch zur Begleitschein= Erledigung ebenfalls
ugten Amte zur Abfertigung gestellt wird und sich in Betreff der Waaren

stlöst und auch sonst nichts zu crinnern findct. ·

SubsidenFällenistdemaachdem,zuvokübetdieGkündebecAbwtichung
von dem Inhalte des Vegleitscheins protokollarisch zu vernehmenden Waaren-
führer zu eröffnen, dag aus der, mit Vorbehalt weiterer Entscheidung, bewirkten

Abfertigung für den Begleitschein-Ertrahenten noch kein Anspruch folge, aus
« 12 r
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den, durch den Begleitschein übernommenen Perpflichtungen entlassen zu werden

die aufgenommenen Verhandlungen sind dem, an das Ausfertigungsamt zur#

mittirenden Beglestscheine beizufügen, und in dem Erledigungs-Atestr ist auf

dieselben und ihre Veranlassung zu verweisen, letzieres auch nur mit Vorbt-

halt der Entschließung ber die Folgen der Statt gefundenen Abweichung von
der Begleitschein- Verpflichtung auszufüllen.

8. 60.

2) Merlsion der Ladung.

6) Im Allgemelnen.

Die Revision der Ladung, zu welcher der Amks-Dirigent die Veamten er-

nennt, wird damit begonnen, daß die Nevisions-Beamten, durch sorgfältige

änhere Besichtigung und Vergleichung mit den Angaben in den Begleitscheinen

oder angestempelten Deklarationen, von dem unverletzten Zustande des ange-

legten und in den erwähnten Papieren beschriebenen Verschlusses, ingleichen von

der zweckmäßigen Aulegung des letztern Ueberzeugung nehmen. Ergiebt sich

hierbei eine Verletzung des Werschlusses oder sonstige Unrichtigkeit, so üft der

Thatbestand festzustellen und das weitere Verfahren, nach Mahgabe der Joll-

ordnung und des Joll-Strafgesetzes, einzuleiten.

8. 61.

b) Bel Waoren, welche zur Verzollung oder zur Nledersage gtlangen oder unwlitelbar milt nentn

EIIII

Sollen die Waaren zur Verzollung kommen, so trikt die spezielle Revisson

derLadungein.
Bei Waaren, welche zur Niederlage gelangen sollen, findet, in der Regel,

ebenfalls die spezielle Revision Statt, und es dark dieselbe nur dann unterblei-

ben, wenn solches, nach dem betreffenden Niederlage-Reglemenk, auf den An-

trag des Niederlegers und unter der Bedingung,

daß derselbe sich als Selbstschuldner für Gefälle, Geldstrafe, Kosten und
andere geletzliche Folgen verbürgt, die den Deklaranten und den früheKn

Begleitschein-Ertrahenten treffen, Falls der Inhalt der uneröffnet zur

Niederlage gelangten Waaren-Kolli mit der Eingangs-Deklaration und den

darauf gegründeten Begleitscheinen und Begleikschein=Ausrügenkünftig
nicht übereinstimmend befunden werden sollte,

ausdrücklich hestattet ist und der Niederleger von dieser, ihm zustehende Befugniß
Gchrauch macht.
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Will der WaarenempfängerdiemitBegleitschein eingegangenen Waaren
unmittelbar mit neuen Begleitscheinen weitcrsenden, so kann auf seinen Antrag

die specielle Revision dann unterbleiben, wenn er sich in gleicher Art, wie vor-

end wegen der ohne specielle Revision zur Niederlage gelangenden Waaren

vorgeschrieben ist, verbürgt.

8. 63.

3) Erlbellung der Veglelischein = Abgabe- Akteste.

Jeder Waarenführer kann über die, von ihm abgegebenen Begleitscheine

1 und zwar nach seiner Wahl, entweder über jeden einzelnen Begleitschein oder

dt alle oder mehre zusammen, ein amtliches Bekenntniß verlangen, welches6„ .

„Begleitschein-Abgabe-Attest“
benannt wird. Dasselbe dient dem Begleitschein= Extrahenten für den Fall,

venn der erledigte Begleitschein nicht zur festgesetzten Zeit an das Ausferii-

zungsamt zurückgelangt sein. sollte (siehe §. 37), zur Legitimation bei dem letz-

itrn, daß die Ladung dem Erledigungsamte richtig gestellt worden und daher
ein Anspruch aus dem Begleischeine an ihn vorerst nicht zu machen (vergl.

#830), sondern die Jurückkunft bes Begleischeins noch fernerweit zu erwarten sey.

S. 64.

Bei Ertheilung der Begleitschein-Abgabe-Akteste sind folgende Vorschriften

Mbeachten:

4) so lange sich das Erledigungsamt nicht von dem unverletzten Zustande

des Waarenverschlusses oder, bei unverschlossenen Waaren, von deren

Identität überzeugt hat, dürfen dergleichen Mteste unter keinen Um-

ständen ertheilt werden.

2) Hat sich dagegen bei der vorgenommenen Prüfung gegen den Ver-
schluß nichts zu erinnern gefunden, so ist ferner und bevor ein Begleit-

schein-Abgabe-Aetest ertheilt werden kann, der Waarcnführer zu be-

fragen, ob er die Ausfertigung des Abgabe-Aitestes erst nach erfolgter

Waaren-Reoision oder schon vorher begehre.

3) Erklärt der Waarenführer, die Revision der Waaren abwarten zu

wollen, so kommt es weiter darauf an,
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a) obder Befund der Reviston mit dem Inhalte des Begleitschein
böllig übereinstimmt, oder

D) ob dieses nicht der Fal ist.

4) Im erstern Falle (Nä## 3 9) kann das Abgabe-Attest unbedingt ertheit
werden.

6) In dem andern Fallc (#à 3 b) dagegen, so wie in den, in §. 50

gedachten Fällen, wo in Betreff der Gültigkeitsfrist oder des Erledis

 Hgaungsames eine Abweichung von dem Inhalte des Begleitscheins in der

Mitte liegt, ist dem Abgabe= Atteste die Bemerkung:

nes hat sich Abweichung ergeben“
binzuzufügen.

6) Verlangt der Waarenführer aber (X5, 2), das ihm noch vor erfolgter

Reoision das Abgabe-Autest ertheilt werde, so ist letzteres mit der

Vemerkung:

odie Revision ist noch nicht geschehen“

auszufertigen.

7) Wird hiernächst in Fällen, wo der erledigte Begleitschein über die fest-

gesetzte Frist ausgeblieben ist (5. 37), von dem Ertrahenten desselben

ein Begleitschein-Abgabe-Attest producirt (. 63), so ist von einem

weitern Anspruche gegen den Begleitschein-Extrahenten oder dessin

Bürgern vorerst abzustehen, die bestellte Sicherheit aber noch nicht auf-

zugeben und die im §. 38 vorgeschriebene Anzeige an die vorgesehte

Dienstbehörde zu erstatten.

8. 67.

B. Erledigung der Begleitscheime U.

Die Gestellung der, mit Begleitschein II abgefertigten Waaren bei dem

Amte des Vestimmungsortes wird in der Regel nicht und ausnahmsweise nur

insoweit erfordert, als die Waaren amelich verschlossen worden oder die Vor-

schristen der Kontrole im Binnenlande auf dieselben anwendbar sind.

8. 68.

Auf Verlangen des Waarenfuhrers können demselben zwar auch ubet

abgegebene Begleitscheine Abgabe-Atteste ertheilt werden, es darf dieses
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iedoch nicht eher, als nach erfolgter Einzahlung (bezuglich Kreditirung) und
Verrechnung des berwiesenen Jollbetrags geschehen.

8. 70.
C. Rücksendung der Begleilscheine.

Unmitttelbar nach geschehener Vollziehung des Erledigungs-Attestes oder,
dafern die Erledigung Anstand gefunden, der demselben vorausgehenden Be-

scheinigungen in Bezug auf Begleitscheine I, ingleichen nach bewirkter Beschei-

migung der Buchung und Zollerhebung auf Begleitscheinen II, erfolgt die
Rcksendung der Vegleitscheine und beziehungsweise der denselben angestempelt

gewesenen Zoll-Deklaration an dasjenige Amt, von welchem dir Begleitscheine

ausgefertigt worden sind.

Uebrigens ist es nicht zulässig, in Fällen, wo von dem Waarenführer oder

don dem Empfänger der mit Begleitschein eingegangenen Waaren auf deren

VBeitersendung unter Behleitschein-Kontrole bei dem Erledigungsamte

angetragen werden sollte, die Abfertigung in der Art zu bewirken, daß der

mitgekommene Begleitschein, unter Verlängerung der ursprünglichen Gültig=

keitsfrist, auf ein anderes Erledigungsamt dieigict wird; vielmehr ist in

lolchen Fällen jederzeit ein neuer Begleitschein zu ertheilen, der eingegangene

bogegen, nach erfolgter vorschriftsmägiger Erledigung, ungesäumt an das

Musfertigungsamt zurückzusenden.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Siebente# Stüch vom Jahr 1810.

&amp; XXVI. Verordunng
der Fürstl. Regierung vom 22. Mai 1840,

das Verbot des Herausreißens oder Verrückens der zur Bezeichnung

des zum Chausscebaue erforderlichen vermessenen Grundbesitzes

gebrauchten Merkmale betreffend.

Auf Höchsten Befehl Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht, des gnädigst

Ugierenden Fürsten und Herrn, wird hiermit für den Umfang des Fürstenthums

bas Herrausreißen oder Verrücken der, zur Vezeichnung des zum Chausseebaue

arforderlichen vermessenen Grundbesitzes gebrauchten Steine, Pfähle, Stangen

und anderer Merkmale bei einer Geldbusse von 10 Thalern oder verhältniß-

mäßiger Gefängniß= oder Arbeiks-Strafe verboten.

Nudolstadt, den 22. Mai 1840.

Füörstl. Schwarzb. Negierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi-

 XXVII. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Raths-Collegium, «

die Anwendung des Zollgewichts auf die Bestimmungen über

die Binnen-Controle betreffend, vom 10. Juni 1840.

Um möglichen Zweifeln zu begegnen, wird hierdurch zur öffentlichen

Kenntniß gebracht, daß im Allgemeinen, wo nicht ein anderes Gewicht aus-

drcklich bezeichnet ist, in den zollgesehlichen Verordnungen bei Gewichtdangaben

dolgewint vorausgesetzt wird, die Verpflichtung zur Anmeldung der höher
ürfl. Schw. Andelst. Gesetsammlunz. I. 13
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besteuerten, aus dem Grenzbezirke kommenden Waaren (§. 92 der Zollordnung)

sowic zur Veobachtung der im F. 92 ff. der Jollordnung ertheilten Borschriften

daher eintritt, sobald die Waarenmenge nach Verschiedenheit der Fälle einen

Vierrl-, halben oder ganzen Zollcentner (gleich 106 Pfund 28,, Lolh

Preußisch oder 107 Pfund 3,, Loth Sichsisch) übersteigl, daß aber hierdurch
die Angabe des Gewichts controlpflichtiger Waaren in den Frachtbriefen nach

dem landesüblichen oder elnem andern vereinsländischen Gewichtsmahstabe nicht

ausgeschlossen sein soll.

Nudolstadt, den 10. Juni 1840.

F. S. Geheimc-Naths-Colleginm.
Wihleben.

–—.

 XXVIII. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung,

das Verbot des Hausirhandels mit Brauntwein betreffend,

vom 13. Juni 1840.

(Audolst. Wbl. 184. 0S#. 25.)

Nachdem die höchste Resolution anher gelangt ist, daß für die Zukunft

der Hausirhandel mit Vranntwein in den hiesigen Fürstl. Landen nicht gestattel
sein, und die Untersuchung hierauf bezüglicher Contravemtionen von den Steuer-

hebestellen geführt werden soll; so wird solches nicht nur den betreffenden

Unterbehörden, sondern auch den Unterthanen zur Nachachtung anmit be'

kannt gemacht.

Audolstadt, den 13. Juni 1840.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Hönniger.

C. Bamberg.
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 XXIXX. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung,

die oberherrschaftliche Arznei-Tare betreffend,

vom 16. Juui 1840.

Die für die hiesige Fürstl. Oberherrschaft bestehende Arznei-Tarc wird,

hachdem neuerlich mehrfache Abänderungen und Ermägigungen der Preise in

derselben stattgefunden haben, nachachtlich andurch zur öffentlichen Kenntniß

lebracht.
Rudolstadt, den 16. Juni 1840.

Fürstl. Schwarzb. Negierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.

Allgemeine Bestimmungen.
4) Die in der Tare festgesetzten Preise finden für jede Menge einer verab-

reichten Arzuei unabänderlich ihre Anwendung.

2) In Nücklicht auf die dem Apotheker zu gewährende Entschädigung für
den mit dem Dispenstren kleinerer Ouantikäten nothwendiger Weise verbun-

denen Verlust wird der Cenener zu 100 Pfd., das Pfd. Civil-Gewicht

zu 15 Unzen, das Pfd. Medieinal-Gewicht mithin 111 Unzen bercchuct,

und das Minimum eines Preises auf 1 Kreuzer festgesetzt. Kommen auf

einem Recept 6 solche Minima vor, so sind sie mit 5 Kreuzer zu berechnen.

Dagegen findet von der Unze ab, eine solche Vergütigung für den Dis-

pensations-Verlust nicht ferner stalt; es wird daher die Unze in der üb-

lichen Weise zu 8 Drachmen, die Drachme zu 3 Serupeln, der Serupel

zu 20 Gran, die Drachme also zu 60 Gran berechnet. Aus Obigem

folgt zugleich, daß bei Arzeneien, für welche der Unz-Preis in der Tare

ausgeworfen ist, mit 15 Unzen Civil= oder 11|) Unzen Medicinal-Gewicht

der Preis des ganzen Pfundes eintritt. Wenn demnach 1 Unze 4 Krcuzer

kostet, so kosten 111 Unzen 45 Kreuzer; eben so viel kosten 12 Unzen,

und jede Menge, unelche zwischen 114 und 12 Unzen liegt. Wird über

1 Md., z. B. 20 Unzen verschrieben, so geschieht die Berechnung nach

folgendem Ansatze: 12 Unzen kosten 45 Kreuzer; es kosten also 20 Unzen

1 Fl. 15 Kr.
13-
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3) Von denjenigen Elüsstokeiten, welche in der Tare mit einem Stern (7)

—

bezeichnet sind, werden 27, vonallen übrigen 32 Tropfen auf den Skru-
pel berechnet.

In allen Fällen, wo auf dem Recepte bestimmt, auf die Tare Bezus

habende Angaben fehlen, müssen diese durch eine Vemerkung des Apo-

thekers ergänzt werden. Wenn daher z. V. zu einem geistigen Infuso zu

6 Unzen Colalur 8 Unzen Wein oder Weingeist genommen sind, oder bei

einer Pillen-Masse eine dem Apotheker anheim gestellte Menge irgend

eines Mittels zugesetzt worden, so muh dieses auf dem Recepte genau
bemerkt werden.

5) Vei allen auf Recepten vorkommenden, in der Tare nicht befindlichen

Arzneimitteln wird der Preis ähnlicher in derselben enthaltener zur Norm

genommen, und das Arzneimittel, nach welchem die Feslsetzung des Preises

erfolgt ist, auf dem Rcerpte bemerkt.

A. A.

 •2 *

Acclin 1uAcidum hydrocyanik. ph3
aromalic. — 4 * murinlticum1 00150

Colchici 51 * 1Ccorul. 11

concemralum – 2## nirieum ...—-7
(lcslillaltsm.—12 u —

plumbieum. —143 viZ dee. — 45
Rosarum — 143 — purum lPrch 34

Rubi ldeei —528 Mre-Agnos, rud. Uu 13
—5 — recülicnt..—2

scilliticum. — 151 succinic. —** . i prnti

KAeidum neelienm turchl28 — depural. —415

concentralissiim. 143 vehe *v n UNshl 3
s st-

tkcchiaulIltstf-«sk-llmThal-obscho- «--fumtms—2s
M) «sulpls.l’mn.kccliktcal.—

Aecidùm acet. aromutie. — 1314 * venale

eum neido larlarieum. . —114

neel. Concemrulissim..— 51 — suht. pulv. lprb 2h

ner- ein io ** 9 Adeps suillus. . . IlUnd 4
borneicum. — 48 Aerugo — 17
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— A. A.

27 547

Aorugo gr. mod. pulv. UasrAdqun Chamomillnee4
subl. pulv. — 112 Cinnnmom. simhh—

Aeiher holiels! MH — — vinosa —7

phosphort.——Cirii33

vulpharieus 43 coerukseg—!vennlis— desiillula —8

Alrohol Sulphuris . —,k Flor. Aurumü —
Alium Cenn 1 UNG3 — Tilie —is

vum — 253 Foenieuli —

Alo# lucic — 4 locud. ndiber — 13
Fr. mod. pulv —eydrosulphurr —2
subl. pullw snnihse ncid

Alumen .. 13 Louro- errus — 17
subt. pulv. — Meliss: — 14

si—67 W risp. —1
A * . isqszj iper. —1
Ammonineum . . . UR — 1

epuratx.12s Opi. – 1

Ammonium curbonic. erul —.6 mwne;.od.com— 1
depurul. — 1103 . ad. deslill!—4

— P petroschm. . ----

mussinl.crntlmn- phagedacmic —

gr. mod. pulv. — 161 plumbhien . —

tlcpuml...—7 lIosnnnn-·.—
-.sul)l.1)ulv.—93 lkttlpilduci...—1-

martiulum 1 Direh 31 Rulae ..-—

Any-günstigmain-no.1U--c5·l« Sualvine —

xeorlie — 164 Samhuei —

o 2 . 154 Vulerianu —

 cxcorlic, — 6 vegeto-minord. Coul. —

Amylum — ubeter. vinosa. —113
Aqun AmFgilul. ammrer. 75 IArrow BRoo — 6

aromalien. — 2 en kollm.“ #
Asne soclidae — 12 nilrie. erssiull. 1 üun

— como.—43 — lusum vbeceh. s32

Cemrie —5 Arssenium alb. puly. 5-63

Cerasorum — * beli nn —
—günlat. — depur — 3

#

S

—
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B. .
% v“ 27

Asphallum 1 UN#es5x Calcaria murialic. 41 1
Auripigmenlum wrocp. — 12) sulphurala — 143

ur die V zuiebernalbnn 1Dich. 2

Aurum lolintum 1L 2 . vVor-2 1
murialicuni. — L . iDeeb 04

n Canella un . unsc4s

« d pulv —6j
Bacc. Juniperi 1— Cantlarides .. —21

r. mod. puiv. — 113 gr.mod. pulv. — 614
subl. pul. —2 subl. pulv. iDrch 34

Lauri — 3 Capila Papnver. cont. w2

gr. mod. puiv. — 14 Carbo Gmis suht. pulv. E
subt. pulv. —5 subt. pulv. i Uni- 4

Myrlillorum — 124 7

Balsamum Copaivnus. — 163 ulv. —5
Nucisiuo — 168 Spongino . siDrb 4

Peruvinn. nigr. 1Dæh. Cardamom. minus 21

Tolulanum —2# subt.T —4
Beryia murinlica — 464 Cnrical un31
Benzos 1 mds13) * . —6k

ull plv —l7z bl pulv —82
Bismuilh. nitric. Ppracc. tosh! 1 Cassia cimonmon. . — 164

Bolelusigniurius —i. con —
Laricis 5. subl. pulv —2
 onc. —561Cstor. *** . lockt-läs-
-pmcl1«· —J .- Isl nIIIv les-P 6#

Bolus alba gr. mod. pul—.? sturieun *

praep.. . — 128 — zubl. pulv1 0n#8

Armenn — 14Catechu ... sum-ZE-

Praep. —4 subl. pulv. —
rubra gr. mod. an, — 13 Cera alba. . .. —–— 8

rax. . — 164 slava . — 174

subt. hulv. . —sscorqlumAct-uginis. -7
Bulyrum insulsum —16 ztucci alb. 138

— rubr. 14

. HResinac Burgund/1ulur!

Cadmium sulphuric. 1Drehl 2Cereoli plumbieci 1
Calcorie chlorai 41 126 simplices — 7W7
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– C. C.

27 *7

Cerussa 26 Corte Geolr. Surin. conc.1 U7

ae pulv . 6 — Subt. pulv. —82
Celuceur — 13 Ilippocmst. cone.—26

w 6. * 6 irib) 83 -gr. mod. pulv. — 43
horla co thog. ! — Suhl. pulv. — 15

Gimiogt“ 10 ligni Uunssiac cone — 5
binium 15 # ubl. pulv. —67

muriali 26 Sassafrus con.e. —

phosphoric. 86 — zufbt. pulu —3

sulphuric. 21 Mezerei —4
Cinnabaris pruep 1uwr3 conc. — 57

Cimamom. acul. #urnrc. F— gubt. pulv.—

— conl.. 45 Pruni Padi eone. — 14

bi. pulv.. 51 - aubl. pulv. — 164

Cinchonium rttnd q „uercus conte.—4
ecionclln subl. pulv. 5 gr. mod. plv. — 27

Coloeynihis t us14 — zuhl. pulv. ——23

pruep. 1##s Sulicis conc. — 3
Colophoniim 1 Unne 11 — Fr. mod. hulv. — 93

subt. * —23 — ubl. pulv. — 45
Guieine pracf. — 174 Simaruhae eone. —

versa Komrum — — saubl. puils —82

e Cerv m ..— 2J Ulmsmlcnokconc—1s
ulbpkncp.-—6»- -lpulv—2s

Corlox rain on. conc — 5 Corlices Alrunm bomor. —2
z. pulv– cConc. —

Angustur. coned.— 51 — zubl. pulv. — 51
— Suhit. pulv—— — Curass. — 14

Cascorilluo conn.— conc —5

gr. mod. pul— pullv.
— ubl. palkv. —98 — Csxpulpar. 107

Eohinne fuscus con.— 19 — Exp. cone. 128

— subt. pulv. —24 — pulv. — 14

— regius conl..— 19 Cüri pomor. — 24

 gr. mod. pul — Ri — conte.

 zubt. pulv.— 454# Granati pomor. —41
— rubor com. i Dreb 5 conc. —5

— zubl. pulv.— 6"1 Corlex rad. Granali — 17
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77 D. 77
Cortex Jugland. nuc. Conc 1Uan 24 Elacosacehar. Macis . 1 breb. 2

Winleranus eont. —- 17 lenih. erips. — 134

Crein albn hprnn.2 Memb. pib.—
uus *#. Tuncceli —

suhi. pulv. —13 Vuleriunao —3

n Tarlari 1 Uon) 51Elcciuar, c Sennn 4 U„e|7
.217 Therincu. —

mod. bulr. .— 91n klen —134
subl. pulw. — 94 ugir ad long. vinm —55

Cuprum acelic. eryst.. — II1s amarum — 17

i — 110 cone. Ph. milit —134

sulphurico-ammoninl.#pch7 Aurantior. comm. — 14

sulphuric. undoN Propictat. Pnracels– 174
 venulo — Des#cc. Clschrhi67
 pulv.. —43 — Liquir. Ph. milil!]—

Empl. udbuncsiv. .—
D. « —Ai»ic..tt:zsle

Doch.Ziuiunoni-koktiussum-H Ammoninci tume10
1rn. 25 aromaticeum — 13

milius 24 Pluhiess Cauniharid. ord. — 4
#ra.14 — — perp. . — 195

Der pi einrelben Quarie- Cerussse ——7

(u 3 ecleeinbeehen. tenden nii — 17

8 rr iun *
krlcn „„i dorch Li- inpliorelic. q —

:::2:..1-7»«3««»«ä".2k5:15: sogqu —1sz
satnlifciksfssssskjtåwaisawx lusc. 8. nigr. — 174

— — 4 plur de Galbano croc. — 21
4er brrechoct. de Minio rubrum —7

IIFdrurgyri — 45
F . IIoscyami — 174

Elacosacchnr. Anisi. 1brch 13 lühurg. comp. —99
Culumi —13 simp — 17

Curophrllor.—4 Neleou .. —7
clmsnunnll.tt. —7 obinlum — 0o#

Cinnumoolm —13 ox yeroce — 21

Cri — 113 resin. uchemt 104
Foenieuli — 113 sabonatum —83
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E. E.

27

Empl. sulphuralum. u 61 Extrach. EÆIIEIIE
kuphorbium — 51 Graliol. herb. rec. ##brch

gr. mod. asl7 —1 Gugjaci lam — 110
subl. . ·-—85 llclonii. 7

Extract. Absinihi. * lellebori nigni. — 1#8
Aconili — IIyoscyam. herb. rec. — 81

— herb. re — 171 Jugland. nuc. — 143

ok6. 123 Locl. vir. herb. rer. —8

ncid.sulph, corr.— 48 Levisuci.

Anagull, herb. ree.—77 ligni Campech.—5
Angelicao — 164 Marrubhi —5
Arnicao rail. — 63 Millcloli —28

Auranl. eopt. — 151 LEIIIE—

Belludonnae — 17 Nuc. vom.. . — 123

erb. — 7 spirt. — 372

Caliim 8 Opü — 203

Calendul herb. ree.— Pimpinellteo 183
Cardui benediet. — 128 Pulsalill. herb. ree — 175

Cascarillue= — CQunssiac iggi — 581

Ceniaurüminor.51 mtanaao — 1714

Chamom. vulg. — 133 venale —43

Chelidon. herb. re. — 7 Rhei —144

Chinne use. 43 compos.—4

frig.para..— 267 Lhofs toxicod.spir. — 177
- regias . —183 Salics. 51

 lrig.para! — 21 n- . -—3I

—spikituo-..—-11s scillac —23
colocynllticl.——25s Senogao — 17

Colombo — 168 Siramonii herb.rec —7

Conüi berb. rec..5 Torosocii liqui Vorei0
Digitalis herb. ree — ime 1— 2

Dulcamarer.4 Taxibacc.herb.rec—
Ferri pomal–43 Tormemillno — 1N
Eilicis aelner. ssew. 191 risoi —2

Fumarice corhn Vulerin frig. poral —51
Genliense — 21 Vilis pampinor. — 17

— —23Gram 23
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Fubac ulbae pulv.
bichurim. moj.

Varina Lordei, breer.
Fel Taurt 7

cens

lFerrum * . aul.

oxFe-— rum

oanFula. uagr. .
Stsbl.lntlv.
Sulphukic.scl·yst.

venule

Flores Acacine .

Amicno.

subl. pulv.
Auram sickc.

conc.

Culenäulto conc.
Cassie

Chamom. Rom.

vulgar.

Convallar. majal.
subl. pulv.

Grunall conc.

Lavandulac

subl. pulv.

minor Fulv.
suhtl. pulv.

ne. .

gr. mod.plv.

subl. pulv.

conc.

subt. pulw. [illll

kTFlorcs blalkac arbor.

—vügar.

Millesolii

conc.

Primul. veris.

Rhoendos

— . pulv.

bcont-

sbnmbuct .

-on

- univ-

Sulphuris
Tanaccli

Tilino
 Conc.

Urlicae

 cono.

Verhasci

 Conc.

Folia Auranl conc.

2 amie.
conc

subt. pulv.

Malvae

conc.

Rosar. ste conc.

gr. mod. polv.
ubt. p

Sloechad. cilr. conc.

 gr. *plv.

— 5

—.

L#auro-Cerasi conc.

 ——EEIEIEIä
##

—
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kolia Malvae cone.

Nicolian. een ·
gr. mod. pulv.

bumunghrocand .

Ouercus cone.

Rhhodod. Chrys. conc.

subl. pulw.

*conc.
suhl. pulv.

Uvae Ursi cone.

— Subt. pulv.

berucus 7Capsiei onnui
 praep.

Fiypocas.grivol.p.
. pulv.

buligo den. ar.zuonl**burkur Tri

GCulbanum

depurau.
Gullue

2. mod. pulv.abl. pulv.

Glond. rnzoec hulv.Glohul. art.
— r. oi. pulv.

GOrana Parndss

#. pulv.
Graphit Angiks ar
Gummi Mimosne

subl. pulv

* oc pulv.

I

.-listttsgijtistnlis
lllllllllll
S

— gr. mod. pulv.

#.

A

 EEIILEIE

5 gr. moil. pulv.

6! subl. pulv.
54
3 u.

10) (leininwbochortos.133 L pulv.
7 Hlepar Anumon. B mod. p.
82 - cl-

k)3("M«Ph«MIZ«Ld-·Z«ås
losuadAalsmosI bereitel.)

1 lIerbaAlroum .-
31 — ar pib

45 Absinihi ·
51 cone.

20; gr.mod.pulv.
28 - suhl. pulv.

31 Aconili
11 — cConc.

* — Subi. puly

Alihneco

cone.

11 - gr. mod. pulv.

17 Miorba Arnicuo
77 — cone.

9 — subi. pulv.

104 Busilie
1 conc.

77 29•t .
OI con

64 - gr. doi. pulv.
71 — ubl. pulv.

6 Belonicco

61 C(alendulae

83

10 subt. pulw.
111 Cardui henediel.. —
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u. M.

Herba Card,. benedict, conc##uane 28 Herba Majornnac cone.

— subl. pul..—.4 — gr. mod. pulv—

Cenlaurüi minor. — 154 — Zuht. pulv. —

.—7 blokivckicona.—
. pulv. — 17 — zubt. pulb. —

uunne 7 —141 Marrubii .——
e. —134 — conc. —

2eanu. — Mutricar. conc. —
. pulv) —5 Mesiote* c. .—

Choiopea ms — 51 - —
—6 — *pulv. —

Clemol. erceA . —4 — Subl. pulb.—

— Sabhl. pulv 5 Melissay ...—
Methoan conc.—6 —

-sul.palv.—7 Month —

Conii maculut. — 12 conc. —

— conron. — — gr.mod. hulv. —

-ngotlpalv-—4 — Juhtl. pul. —

— Sabt. pulv. — 5 piper#. —43

*i . —2 co·:...—-k
- —3 mod. palv— 61

— sloe- L —4 subl. pulv —
— . pulv. —5 Millesolii —

Fanarkdt. — 2 conc. —
— * — 3 orcose lin —

Graliole Origam 7eone. —
— conc. — 4 vulgaris —

— gr. mod.pul—5 — conc. —

subl. puly’ — Gr# — gr. mod.pulv.—

Uederuo loerrest. 2 Polrgul. omar.con
— 13 aubl. pulv. —

s —2 bulegi —
no. — 8 Pulm onor. ortor.—

lecuo. viros, copas- 6 Pulsalillac conc. .-

Lcdtpsluslksonc’-"—3 -b!.pulv.-
—gk.nmä.ipulv.-—I Rorismarini —

Linariae cone—7s — —

Majoranao . 3 sRulae —
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I. 1. HK.

4# 27

lerda Ruloc Ooont. irudines

. subtlmlm

ssme.— 3 Üyürargwrum t01
 Conc. anlr. — 3 acelie. 1%%3
5LzunF. mouv Pul— ammoninlo-mur 1Deeh 7
 subt. pulv. — 14 tuwsecn

Salrind. 2 murinl. corros. i Dren 5
conc.. 5* 7 venüle tuasl19.

— E#imonpul –15 mite prucp.kbr.

ge * k pulv 1 oxydal. rubr. pr — 17
8 de 2 venalc 1 me20

cordi *— - oydulm. nigr. u Drc2r„

Sem Mi#Conc. – 1 — purm — 258

py coom. " —2 slibiulo-sulphur —3
# halr. – sulphurat. nigr.—83

Stramoni — 143 1.

—qgr. mod. pub.— 5 lehihyocolla eone. ·.
. - —)lns tuqu2

TUIUCSUi — nbt. pulr.iv —
—contt. 2 lnsus. Sennae compn. . — 6;.

gr. mod.pul– (Ueber 4 Unzen die

Taraxaci.. . — Unze 51.
one — Uodum

um! —42 isey 2
— 5 *i“

- Voi.pib — 154 lcali acelicum 1Drch. 4
Trisolii — 11 carbon aeidul. —N

— cone. . — 12 e . uqss2j

-gr.mo(l.puh—3 -ccinoril).clov..- 51
Urliceee 1 c Tartaro IE

Vorbasee couslie 4 —1
 Conc. .2 " — 124

Veronicao —2 botrioazeam — 104
 onc. —3 muriut. oxygenat. dep. —18

Violae tricol. — 2 nitric. crud. gr. mod.pl.]1 Vase 31
— .. 82 — depurat. —7

 ubl. pulu. — 4 — subit. pulv. — 183
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37 L.
7 47

Kali sulphurat. Ab##h 4Lign. Sanialin. pulv. E 51
— pro baln. e Sulph. Sassulras conc. — 258

lv. et Kalicarbo- Liniment. Acruginis 7

nic. Crudo parnl.4 ammoninlo camph.
 pro baln. Ph. Berl —4 ammoniat. ——

sulphuric. üeeif)g.— soponalo-ummon.! —

ccrud. gr. mod.plv— 2#ß
— dehur. — . Ammon cret. — 44

vubl. wiir —5 — Ph. milil. —28uncoricum . —15 — msu —7

—ls - cukbomo—2

saht pulv . —17, -p)«koolcoS—-6«
«l(teosolum. 18072 - venulis — 7

- causlici — 164

n suceiniei siDren. 24

Lac vaceinum tUm 3 — vinosu 1 Umr 6
Lacca in granis 3 Ferri od#ydul.hydr. — 1

——. —- 17 wFerri ——— 4#
Laclucar. Abue . 1 9 — — oxydulut — 1

Gallic. — 131 Uxdrars. EEXIEE

lopides Cancror. to? nitric. onyd] 10
praep. —.1. - - oxydulal tltbrch!

lapis # prenrch.—4 Kali aceiie 1
Ilaemntil. praep. — l0 — — Pl.milir.|1 Une

Pumicis prac.—4 cCoarhonies0

Lichen Carrgheen cone.— uli carb. d.—4

Islund. cone.— oauslici —7
— gr. mod. pulv.— 2 Myerhno — 410

— zubl. pulhv.—4 Nalri caust. — 114

Lign. Campechian. rrns.— *pyro-larlaricus —8
Gugjuc. rvssb.— — — venalis—

— zubl. pulhv.— GLayon. süibint. 1 Urch1
Juniperi conc. — *Siibii murial —2

OQuassine cone - - 7

-gk.taotl.pulv.—4-l«illtøkgykumsubl.pulv.— 5
— zubt. pul— 5opodim 110
— raspat. . -13

Santalin rubr. cone — 2
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K. . N.

Maeis . . lDich. 14 Natrum acelic. .. 1 Drch 26

EIEEIIIIINE Sscc. —

U#egnes. carb. pllk. carbonic. ceid. — 5
— vVenal. pulw.1#un#c11 rnd. —

sulphuric. cru.— — depurau—.

- gr. mod. pulv,— 2 Ssicc. — 1153

— depurat.—4 muriat, *•“2* 3

 Sicch —7 — Suht. palv. — 41
 Mrt| 5 nürirum 4 ech 3

vonun 1 1Umo plosphorie.. tume258
angan. oxyd. nat. — — 12 sulphuric. eul- — 9

225 Calabrina — 10 — gr. mod. pllr—

canellal —19 — —. — 124

Nassa pin torch — 4
lestiche . l"""’nll) l) cp —5

. puulv.. — 26Nuccs moschark. —253

neium *# . zobt. puhl- ¶
Mol ulbum . 5 vomicacgr.mod.Pl.1Uor37.

commune —8 subl. pulr. — 51

— — 4

wanaoss1subl. huiv. 51|00cum — acth. . liDieb363
Aillepedao sabt. —8 —15 cochum 140 5
Ninimum subll. — 5 Anm#gdalar — (68
Mixurn neab — 11 frig. exrpress—s

coso-bulsamica iDech 1 aomurar. uclh. 18co7

pyro-lurlarica 1 Uan7 Anelhi 1Dech14
sulphurico-acida sl Drch animule noll. —8
vulner. acicg Uns2 locli. u02

e . wiss-o Anisi . ll dieb 61
eclieum — 16 Auraml. cort.— *3

er i K. tume Bergamoot.—
Mosc 1 0un10 —. . ItUnt- bos

r*mr lpionor 1U1 Cnjepu. 111
mmi Mimos!.— F reciil. —2#

enznennn — 10) Calomi — 8

Uyrrh #14 camphorat. 1Voi 7
— 9 i 1 4

n.....

gr. mod. pulv..
subt. palb.
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—

Oleum Caryophyllor. 430leum Paopaoveris
„ossine cinnam. 6 srig. expr

*Chumomill. ciir. 490 — expr.
 coclum 5 Pelroselin.

 sSeiiple 89 phosphorukt.
 torchimh 19 scium

Cinnam- ncul. 26 Roparum

Crolonis Ricini
Cubeburum. 8 Rorismarin

Cumini 10 Rosurun
de Cedro 5 Rusci

Foeniculi 7 Mmae

Galban nolh. 18 Sabinao
Hyoscyam. coct. 5 vocnale

IIperici 5 Sinnpis neth.
jecor. Ascllik 3 Succini crud.

#gLand. ue t exp. 27 rroclilical.
- c. 18 conlknlnotr.clmb

Juniperi u 18 Tanaceli 1
aelh. venale 10 Terebimmb.

laurinum 8 X

ew%3 T "*0 — Sulphurol.
Lavond 2 Thrr.

Lini .. 3 Wulerianaa

 ree. express. — 12|Oläbanmm .

T-sulsilmntl. 5 subt pulv.
Macidis. . ", auhl. pulvy..

Manjoranne 42s Sepiac pulv.
Dlenihne erisp. „12O gollinncen

— lerehinih. 6#O Klium

— Hip. Auglic. I7100 rel Colehic
Myrrane #4 scilliticum
Neroli . 29 simplex

Nucis#ue 1
22 3 w.

 Prov. GlPassulac majores 2
Origen. Crel. 5 minores 22

Ovorum 10M Cncno c. Lich. Ia. 9
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— P. R.

7. 4&amp;
Pasla Gihemmrhirse uerd134 Pulwis Mugnes. c. Rheo 1 undl17#

gum —84 ei comp. 8 * roch 1
Pelroleum —7 sternulalor. —

reclilicot. — 114 lemperans —
bhoshherus AKuochl .

PlIulaeJalnpqe.·-U st-
lpckolbua1...tu»-7

subt. k —10 Hadir Alcannae ues26
longum. – conc. —8

nigrum —4 Allhoene —2
subl. puuV. cone.3

Plucents.lurgr.mod. pl — — gr. mod. pulv–

blumbag. IIisp. gr. mod..—4 — aubt, pulv —43
—— Angelicae — 11

Plumbum acel. erud.. — 13 conc. — 2

—*— r. mmod.bulv. —8#
carbo erch.2 — Jubl. pulv. — 81

Poma * umu. 1 Vor2 Ari —3
conius. — 3 — acbi. puiv.. —5

ubt.98 —5 4 rese. — **“
Pulpo Cossio9Ze 124 Arnice —333

Prunor. depur — 4 conc. —4
Tamarindor. — — gr. mod.pulv. — 51

bolvisubrophor. c. Negn.e mlis — Suht. pulv. — 61
c.Nulro curb. ucil. — Artemisiuo cone.— 67

anlopileplicus — zubl. pulv. —8
uro orik .2

Co nach dem * oblgen — 34
ler und des—— — . od. pulv. — 4

—Vindaufdem zubt. pulv. —44
Bordonae —

i bpr 2h — con.

denlisricius 1 UmWeli12.0 gr. wod. pulv–—
Glyeyrrhizae comb — 74 Belladonn. conc. — 8

Gunjaci olf Siarcki:—4 gr. molsl. puh. —
gummosus pre — Subl. — 51

Tpecac. opint 1 Brassic. suner raoo.—
Liquir. comp.Pb. mil. du 7 Bryonlao eo —8

Uärtt Scw. Amdell. Gesetzemlung 1 7
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Radixhryoninezubt. pulv.

— ubtl. pulw.

Culumi immund.
— con.

 gr. mol. pulv.

 conc..-

—sul)tl)ulv
curios- aren. conc.

Caryophyllal.
 cone.

 gr. mod. *4)êv
— Subt.

pu
Chinnenolschneconc.
Cichorii conc.

Colclici

lv.

Consin ncior.
Cureunn

pulv.

 gr.
- cxcorl. conc.

—J subt. pulv.
Focniculi cone.

CGolange .
cone.

- gr. mocd. piv.

- subl. pulv.

—

Seteeee-g—
. pulv.

1 Uore

111111111111111111

——

gr. modl.
- lpccucuath conc.

Rudix Genlian rubr.
—c0nc....

 gr. mod. pulv.
 subhl. .

Glycyrrhiz. echin.

— subl. pulv.

glabrne .

-c0n.

gr. mod. pulv.
Graminis conc.

Ilelenii
ue.. ..

- gr. mod. pulv.

- subl. pulv.

Ilellebor. albi cone.

L puiv

lmperaloriue ·conc.

puiv.

pulbv.

iu- F. loren.
.- sulit l

Lapnllnocuhcona

gr. mol. *Levisliei

— cone..

— gr. mod. pulv.
— Subt. pulv.

nun

—N
 — Srgeg--e—-——

S-5

#

————t——.1
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R. 8.

* . äf

Rstlixononitliseono..luase2RnckixTuknxacscoao»lllsssssi
-sul.1mlv. —3 ormnentilhe — 11

Puconiae cone.. — 13 cor — 134
 —Suht. pulw. —4 —*nod.pulv. — 12

EEIIDIIIBE — zubt. pulv. 8

 cone.— Vulerian. mio. — 12
r. mod. pulv. — 13 conc. — 37

— uht. pulv. — 3 — gr. mod. plv. —

Polypodii —2 subl. pulv. — 5

Preihri conc — 5 Lelé — i
— uht. pulv, — 17 — . .—53

lkuconlmoconc. —7 — sitt-l- ulv. —

- guhl. pulv. — 19 unibers alb. —4
Keis 1# 4 — con — 65.

— . —5 —gf mock pulv — 65

— Foe. pul — subt. pulv. 7

Rliaponl.gr. o0. plv.]1 Uoo7 Nesin G,erpo•i nöliv.1403
(lbrdieVeterinkwmat.) — Sub peb. — 114

Rubino linel. — Jalapae E
cone —5 — hrncparat. — 114

gr. mod. pulv — 164 ligni Gunjaci —
— zubl. pulv. — 17 riat Burgund. 1 Unsis 114

Solep. gr. mod. puly] — 10 — enhy reumat.li —2
 zubl. pulv. —2 sohlle —1

Saponnr. rubr. con—3 Rolulno enib. 15 —
Sarsaparill. cone.—4
 subl. pulv —8 9.

Scillile —2Gacchar. albiss. -- pulv. — 17
 conec. — 13 n srusluliss — 53

cubi * — 5 album buli. pulv. —- 17
Scorzonerne — 13 aluminat. — 17

conc — 14 eryslall. (cnnd. ) al— ör
Senegao —17 laclis subt. pulv.6

* —8 Sagapenum —7
— zubt. pulv. 4 depurnium — 12

Herpentor. Virg. eone — 10Sg.. — 133

 uhbt. pulv. — 12Sal Gemmac —25

Turagaci 2. marinmm. ——
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A. 8.

——

Sal thermar. „Carolin. 28 Somen Colchiei ... B-

-siccumtl)ckls51 oriandri —1
Senderorn Uc7 — —

subl. pulv. . —9 cumins...—2

sonsmistcoms 194 Suprulv-—5
subt. pulvi deiDreb28 Cndoniorum . —-l4

Sapo aromal EE Erucae . —11
domeslicus resus.—43 — gr mod. plv. —

— subt. pul — — szguht pulv,

gunjocinus r. 2. keC .. — 12Hlispanicus 1 Undi4 mod. plv. —13
— — — Fobe pulv —4

— — 2 Focmi Gr. gr. mod.b—

jolapinus 1 Tordei excorlic. —1

mecicalus 1 Uardli4 H’oscy 1P — 13
— Lpulv.—21 — pulv. —5

niger ..— - Lini —1
slibialus iDreb õ gr. mod. * —2
dlorebinthinat. 1 Uar6 Aigolne .F1

Scammon. lepenge toirchb Pahpaveris 12
t. pulv —3 Poconiae — 5

Sebum - 1 Petroselini — 13

Secalo cornut. eubt. pulvl— 12, Phellandr. —2

Semen Amomi —5 — gr. mod. plv—
— subl. pulv. — — subl. pu —4

Aneili . 12 Psyllii .. .

subl. pulv. — 4 Sabadillae . 113

Anisi stellat.— — subl. puly —0

— subl. pukr —% Sinupis .–2

 vulgrr.—1 — gr. modplv–—.

— Er. mod. plv — 2 — subt. pulyv..—

— subl. pulv. — 4 Siramonii.. -13

Avenae excori. — - subhpulv-6

connnbis..-—1 Tun-Deli...—2

curvi....—2 -gk.mock.pl.4
— subt. pul — 4S locs acidum 1esund 18

Cinne. . . 1-17 - aluminat. — 18

— zuht. pulv] — 82 dulce — 10
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— 8. 8.

# 47

derum laclis duleisical. .48 SpiriuustScchort tiun41—lumarindinnt.—3 matos ..

i dueis . 1Vbid 1 Sunle —5
conc. — 12 ibutico-aeih. — 12x

Sioaapisn —2 1b 1
GEolulio orsenie.Poyl. b marlin..—

succi Lid.conc. Ph. mil. Vase 2 viniz77hhe 1 Uasc9
hpocies nromnticho 5 — Galli — 43

ad caloplasma 3 vorbor —6
— Ph. wili.y reelisicaliss. —14

decocl. lignor.— rectilicalus — 2
— Ph. milit.Spongio ceraloe t4

enoma — compresse — 0#
fomenlum —46 cquorum 1 lanss..

gargarima 5s marinne maxim. — 42
inlus. pecioral.— "4 — modiae — 264

— Ph. milit— 1|Stunnum raspatum—8

sullienlum13|Sübium oxrydat olbunm 10.h#|53
— Ph. milit. —75 — grise —

resohvenles is oxydulal. Iuse. Umil7
— milik —3 sulph. nigr. c. gr. m.

Spirikus occtico-#elb. — ulv. —93

Angelicoe comp. t Und 6 lsguL —3
comphorato-croo..Ss Dulchmar, conte.—

comphoral. .. — ullov.—2

Cochlenrine —nhus vilul. exsiccot. ## 43
Formicarum — 7SKsobuli Lupuli conc. 1 Vou 76

lrumemi — ir Siryelmium nitrieum 1 n
Luniperi bacc. —5Suras Calumila un 61

Lavandulae — subl. * —8
Maslich.bcomp. —8 liquidus — 154
Mindereri —U bcihunt prnepar. — 113

muriat. delb. —ie Fraspalum —43

Nilri fumans 1 Unrch 2 Succus Ciri . —2F
nitrico-o01l1.. tout-Z -reccns.

Wuto.. tue-Ohnmac« Jus-h
Rorismarin. — 51 52 -*7.—7 —

oosarum — 4zl wenel.
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F. T.

F —

Suceus Dauei inspissat. * 1 Uos 13Syrupus Ribium. . . 1 Vores 6
de —2 Rubi sruticos.—6

277 4or. — 11 Rubi Idaci —6
ibl. pulv. — 16 Senegne —

bunpen inspiss. crud. — 1 Sennao —16
— 3 simplex — 13

licuirit errudus. —15 Spinne cervin. —6

Sambuci sann 7cr. —2 succi Cilri — 10
— 5 Violarum —9

sunphor eirio,uer4 kehn * —2 Zingiberis — 14
* — 4 T.

(Für die Vetcrinärprozin werden,
0# supron, berechnet.) acamahaco —19

Sulphur griscum pulv. —1murindi . 4
Veierinarpraal-.) Turiarus ammoniat. 1birck 2

Sulphurpruecipitalum . ibeeh 5 boraxat.. 1Voreslõ

slibinl- nurnnl 2 crudus —4
— — venal. —5 — old. pulv. —5

— rubeum 18 depurnt. aan * —17
Syrupus Allhnenc 1 Uor4 mariial. trh7

Amygdalarum — 5 nalronal. . 1Unich 8
balsum Peruvian — 5 — L »Im-II

Berberidum . —16 slihialus. . 10###

capil. Papaveris — 5 — vennl. subl. llv —

rasor — 6: Terebinihiua cocla. W

Chamomillno —4+ communis —122
Cinnamomi. —6 laricina —42

communis —482 Kinciurn Absintli—07
cort. Auranlir.— —..—- — 193

roei — — eeillheren or..2

lor. Aurantii —5 Aloss Unes

Glycyrrhizao — 15 . — 113

lpecacunnh — 4 Ambro 1Inch 64

Naonnao . ——7 -c. diosclio Pli

Mcnlls.ckss[)..——4 Bor. edilion. V. —8s
Mororum — 66 Arnicne llorr.4 Unse 10)

Khei . #oromauch— 121
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Tinciurn Asne foolidas si uanscl1l1 Tinelura Gemianne 1 unrel10
uranl. pomor.—1 Cuojaci ämmon. — 14

Benzoes 12 EIBL
coupes —3 resinaee — 127#

Cn#om .. —l0 ll)«»osc)«ncoi·. —10k

compos s—ll Jocli... IdkkskU
cssallnintlum k-8! -l(olina·. . tuauLJE

cnpstcionmu.——125 —l-ts — 2

carminaliva —4 Macis ——-i
Curyophyllor. — 435 Moschi — 168

Cuscarillne — 10 N##hue 1Vares 134

Cnsiorei Canad. 104 Cpü bonzoica — 10#
 neiher—.6 — crocatm — 21

) — 23 — implen —4
— oeller. — 538 Eimpincllac — 1128

Calechu 1 Vnrel2 Pini compos —4
W * — 15j Ralanhnc.scchh. — 13#

simpl. — 163 Hhei nquosa — 8
Dhiniodini 0rsh 13 — Finosa — 114

...· Rosakun1"ucida —23

(# ve men Dinrt Feillne kalina — 1
cht Theilen Spir. vinl reciill- Sennne % —#

s, breite.) Sirumonii.sem. — 1113

Cionnmomm#4 Succini — 183
— i do5 Volerinnno . 13

Colchici .. iUnidli — aoether. ——

Colocymhid. — 114 — aunmonial. i Uwel4

corl. Aurant. 14)r Vanillue . lDeebl 64
roci. .. toch 3 *m
.. (Aasduem«klscllssnslloaacktechs

Dlgno1. Tätth l; Teilen Spit. vidi recilsicalu-

Euphorbii — 7p.
Ferri acol. netn. Tragacaninta ü ne19

muriol, oxFdul, k uass 8 subl. pulv. i Dichs 3
pomal. — Frochiseci bechici 1 unD|10 "

larlaric, — 91 pecacuanline — 114
Golboni — 12uriones Pini conc. —38

Gallarun — 88-uli prneparot. — 183
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U. 2Z.

— —

§ Hünuenm sulphur. comp.|1 Unnd 51
Unguentum Aeruginis ua — bh. milill—

basilieum .. 6, - simplex—4I

contimkitL —24.s« Torlari slib. u 2

cereum —LTerchimb. 1 UnIG)
—.— — Zinl — 4683

 LCamphor. —581 v.

Nicitels . Vanilla 15% BR

llrdrarg. uub.— 1004Vinum Colchie WMiien
ciner. 4 Gallic. alb. —

—— — 10 rrabr.

* —11 Ilispanic. — 51

Kali hydriodici EEXI — 44

Linarino 1 Uan 63 herunum — 7

Majoranne — ihmn stibialum — 3
ox Igenaiun — 8: Wiscum album conc. —5
plumbicum . . — bubt. pulv. —
pop#leum —8 2z.
resinac Burgund- — 51Zincum granulat. —22

Rorismor. comnmp. 144 bydrocyanic. Dreb] 82
— Ph. milll.— oxydul vin humi. 10

rosalum –3 — vVia sicc–

sipplex. —6 sulphuric. crust. 1 Unre 51
Sblracis — 10) — venunle —4



Taxe der Arbeiten und Gefäße.

I. Taxe der Arbeiten.

Für ein Decoct bis incl. 6 Unen
— — — 12——

— — — 24 —

— 36 —

Bei größeren Quantitäten für jedes, das Quantum von 36 Unzen
übersteigende Pfund V äAJ

In der Regel wird das Doppelte der verlangten Colatur an Flülsig=

leit angewender. In Fällen, wo mehr als das Doppelte anzuwenden

it, wie bei Decocum Cuossine ober bei den Decoclis Concemiralis,

t die Hälfte der obigen Arbeitspreise so oft in Anrechnung zu bringen,

as die Menge der Colakur in der aufzugiehenben Früssigkeit enthallen

So ist z. B. ein. Decoct: ..

von 18 zu 6 Unzen Colatur zu tariren

von 24 zu — — — —

Infusinen werden wie gewöhnliche Derocte berechnet.
Ist von dem Arzte eln Decoct oder Infusim ohne genauere

Bestimmung verordnet, so wird in der Regel eine Unze der anzuwen-

benden Substanz auf 8 Unzen Colatur gerechnet. Bei stark wirken-

Axzneimitteln ist indeß eine vom Arzie elnzuholende genauere Be-

immung der Menge der anzüwendenden Subltanz unerlählich.
Für ein Decoclum und Ifusum saluratum gilt das Nämliche.

Zu einem Decocium oder lnlusum concentralom wird dagegen die

Hälste mehr, zu concemralissimum aber das Doppelte der zu einem

##öhnlichen Decocteoder lususum anzuwendenden Substanz genommen.
 MWird Pulver zu einem Decocte oder Inlusum vorgeschrieben, so

ist darunter, wenn die Verodnung in dieser Beziehung keine nähere

Bestimmung enthält, das Verodnete gröblich verstoßen oder zerschnit-
in zu verstehen.

u———— 16

doo1
*

71
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Venn vom Arzte ein Decoct verordnet wird, zu welchem gegen

das Cnde des Kochens noch eine andere Substanz hinzugefügt werden

und noch einige Zeit mitkochen soll, so darf dafür nur einfaches De-

coct berechnet werden; sollen jedoch die vorgeschriebenen Species noch

damit infundirt werden, so wird das Decoct um die Hälfte höher berechnet.

WMässerige Digestionen, bis zu einer 24stündigen Dauer, werden

eben so wie gewöhnliche Decocte bercchnet.
Bel mehr als 24stündiger Dauer sind die für gewöhrliche De-

cocte ausgeworfenen Arbeitspreise für jeden solgenden Zeitraum von

24 Stunden um die Hälfte zu erhöhen.

Wenn bei der Bereitung einer Arznei Digericen und Kochen

Fleichzeitig verordnet sind, so darf für die letzgenannte Operalion nur

die Hälfte des dafür ausgeworfenen ArbeitspreisesinAnrechnung kommen.

Geistige Dihestionen bis zur Dauer von 24 Stunden werden

gerechnet bis incl. 6 Unzen .
— 12 — —

Bei größeren Quantitäten fr jedes das uantum von 12 u%%
zen übersteigende Pfund .

Bei mehr als 24stündiger Dauer gestigeDigclionenwird fir
jeden folgenden Zeitraum von 24 Stunden die Hälste der obigen

Arbeitspreise hinzugerechnet. So ist z. B. eine wistize -
von Ztägiger Dauer zu berechnen mit

Kalte Aufgüsse und Marcrationen bis z einer Dauer von

24 Stunden werden halb so hoch als gewöhnliche Decocte gerechnet.

Bei mehr als 24stündiger Dauer werden für jeden folgenden

Jeitraum von 24 Stunden die für diese Operationen ausgeworfenen
Mbeitspreise um die Hälfte erhöht.,

Für Abdampfen bis incl. 12 Unzen
Für das Abdampfen einer größeren * für jedes das

Quantum von 12 Unzen übersteigende Pfund .

Für warme Solutionen von einem oder mehreren rManna
und dergleichen in Wasser: bis inel. 8 Unzen ..

——12—
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Vei grögeren Ouankitäten für jedes das Quantum von 12 Unzen

ibersteigende Mand der Solution
Für Auflösung eines Enractes in einer Fuu-*lb wenn dazu ·

thoksckgcbrauchtwad
Für Auflösung des Phosphors=in fenen, echerischen Delen

u. s. w. für jede Unze der Solution

Für Bereilung einer Oel- und — bis inel. 8 Unzen
— — 12 —

Bei größeren Ouantitäten für jedes das Quantum von 12 Unzen

übersteigende Rfund
Gummi-, Harz-, Nochs und Balsem-Emussiionen bis inci. 64unze-

— 12 —

Bei größeren Quankitäten für jedes das Quantin von 12 u
übersteigende Pfund

Für Bereitung einer Saluration ....

Für Filtration bis incl. 12 Unzen . .

Bei größeren Quantitäten für jedes dasOuantum ovon2Ungen

übersteigende Pfund .

FürVereitung einer Gelatinn aus Islindicchen Moos cher
Hirschhorn: bis incl. 2 Unzen

— — 4—

Quantitäten über 4 Unzen sind nach dem Wnedasi1/n2 zu
zu berechnen, so daß also 6C Unzen .

kosten.
Für Bereitung einer Latwerge: bis incl. 6 Unzen

— — —

Bei größeren Quantitäten für 14 das Ouantum von 12 Unzen
übersteigende Pfund

Für Bereitung einer warmenKataplaoma:bis inel. 6 un##
— — 12 —

Bei größeren Quankitäten für jedes das Ouantum von 12 *
übersteigende Pfund .

Kalt zu bercitende Kasahlaguen tosten bie Häfte

Jue.:

d
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Für Bereitung einer Salbe, desgleichen Misc eer Sal-
ben ohne Schmelzen:bis incl 4 Unzen .

——12—.

großercn Ouantrtakcnfur jedesdas 22von12uun
kiesienePfund

UürBereltung einer Salbe durch Shuche iucl. Vichn und
*v  inel. Unjen

— — (. —

Bei gröse Quantitãten sir 16% das %von12unenübersteigendeP
Für Voisun einei Pasta bie al ; unen

antitaten über 6 UnzensindrachdemEdaePfundzu
zu berechn

Für # und Malariren eines Mlasters: bis indl. 4 Unzen
— — 8—

— — 12—

Bei größeren Quantitãten st icdes das Quantum von 12 Unjen
übersteigende Pfun

Für — oder gochen eines !szhr inch. waln 2
schens und. Malaxirens.bis inel. 4 Unzen

8 ..

Für jedes das Lumum von 12 Unzen übersteigende Mund 4%

Für dasSieichneneinesPflastersvon etwa einem bissnf ZollLänge und Breite

Worstehender Satz von 4 Horzer wird bei gröheren Pfiastern
so oft berechnet, F16 die angegebene Länge und Breitein dem Pflaster
enthalten sind. s8 Leder oder Jeug wird, nach seinem Werihe,noch besonders Wn-

Für das Anstoßen einer Pilenmasse für jede Unze

Für Fasstt der Pillen, Bestreuen derselben mit einem Pulber,
von welchemdie Unze nicht mehr als 10 . rosten und fürdieMipe pro Unze

Desgleichen für Pillen, jwelche miteinemPulrer, bon welch em
die Unze * Preis von 10 Kreuzer übersteigt, bestreut werden, pro Unze

#

DI#
J
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Deggleichen für Pillen, die mit Vanille bestreut werden, pro Unze
Desgleichen für Pillen, welche versilbert werden, pro Unze
Desgleichen für Pillen, die bergoldet werden, proDrachne..
Das Gewicht der Pillen wird imDurchschnitt zu zwei Gran pro

Stück angenommen. Ist ein größeres oder kleineres Gewicht derselben
vorgeschrieben, so werden sie nach Verhältnih theurer oder wohlfeiler

*- so daß z. V. Pillen von vier Gran, mit Pulv. rad. Glycyrrh.
besteut, die Unze zu.

oeben solche Hilen von einem GBran dagegen die ünze zu

n wFür siohen, Formation, Bestreuen und Diobensalion derMerde-sih und Boli, pro Stück incl. Convolut

Für Vereitung, Formation, Bestreuen und wr der
Toochisci, nach genau bestimmtem Gewichte, proU

Für Bereitung, Formation, Wsteeun und uver,
selben nach willkürlicher Gröhe, proU

Für Mengung und Din,pensation burs seinen Pulbers. wenn

solches nicht dividirt oder in vervielfältigter Dos s verabfolgt wird,
mit Kapsel, Convolut und Signatur: bis incl. ¶Unzen—12

In grögeren Ouantitätenfü das Quantum von 1un
überstelgende Pfund

Bei einer Division “was gichuie it, bei- einer in berviel-
fältigter Dosis erfolgten Verabreichung der Pulver, wird für die

Dispensation incl. Mengung, Kapsel, Convolut und Sinaaur-
bis zu 12 Stück ein jedes zu

Jedes weiere Pulver ber 12 Stück wird mit
erechnet
* Wachs-Kapseln dazu verschrieben, oder ist deren Anwen-

dung überhaupt unumgänglich nothwendig, so werden obige

Säße um den vierten Theil echöht; es musen demnach 12 Seiück
solcher Pulver tarirt werden mit

Für Mengung und Diepensation eines sroben Pulers oder
einer Quantität Species mit Kapsel, Convolut oder Siznaiut.

n. .

Bei größeren Quantitãten für jedes Pfund
Bei Divisionen grober Pulver und Sxecies werdenfür Viepen-

—
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sation jedes einzelnen Packets, inel. Mengung,Fabseh,Convolut
und Signatur, bei einem Inhalt bis inel. 6 Unzen

bei gröeren Quantitãten pro Pfund .
berechnet.

Für Bereitung von Morsellen: bis incl. 6 Unzen
—12 .

Vei großeren Quantitaten pro Pfund .....

Für das Dispensiren der Morsellen, im Fall sie aenzeln enge
wickelt werden sollen, kommen die für dispensirte Pulver geltenden
Säße in Anwendung.

alnhalendg,Reiben, 416„Eriinetien des uetsitlbers inicerQuantitatu. ro Stu
Für — eines nen, die Unze
Für das Contundiren einer Substanz:bis inel. 6 unen

— 12 —

el grõßeren Ouankhätenfir* das qumn von 1 un
9 w . .

Mischung zweir üeter mechrerer fum igerobernichtsis-ser n zur Anfertigung einer zum innern oder ãusern Gebrau

1—* und fürdie Verabreichung derselben bis incl, 12 Unzen
ößeren Mengen fur jedes das Quantum von 12Unzenkoes ene PMund der Milchung

k. 1. Fundet bei der *— einer Lällis n Arzuel die Solu-tion eiet Enrurtt, elne warme Auflösung, die Berellung einer Oel, Gummi,
*

ätherischen Oelenu.s.w., dle Vereltung einer Sakuratlon, eine Filmwation Statt so
kommt der fürdiecren Arbelten auigeworfenePresein Anwerndung, wo-

gegen für die in solchen Fällenetwa noch zu bewirkenden anderweitigen Beimischungen

obiger, für die MlschungAon - im — sgd Prels uscht noch
beseer 6 in 7tnrechnu bringenst.Inallenübrigen Fällen wird von
3 fe * einer flüssigen rn zsieFeben atwelche berrits ein be-
llamen * lsssen n,z.B. e, Insuslon, Digestion, errl#ung elneru.s. f., ledt 4% dle denmächstige Hinzusügung ander-

Fe stanne, nach den dafür ausgeworsenen Preisen besondert berechnet

u .. gGlnlnenederberectsvorrsihlgenLut-
wetgderPulversnndenvelllgeOelinlschunginhtnsugelugtniekdemsofl

elnzig und alleln oblge, 9 1ie Rischeng elner Arznel und Verabrelchung derselbenangesetzten Presse Amwen
Anmerk. 3. Die * Salbe oder ebrmm Pflaster hinzuhufügende Wei,

s r athdri zu — der Bereilung einer Salbe oder elnes Pslasters und
wird demgemäß berechnet

Kr.

21

35

————
do.
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e Meng von Pulvern, “. und dieFnsa bourti 4 Wnun Preis festgesetz4

Bei der Verabreichung einer verschriebenen flüssigen, nicht wein
ter zu mischonden Arznei, 3. B. einer Tinktur, des Decocum Zin-

manni u. s. w. darf für die bloße Dispensation nichts in Anrechnung
gebracht werden.

Dasselbe gilt von der Verabreichung einer nicht flüssiigen,
weiter nicht besonders zu mischen den Arznei, wenn dabei ein
dazu verwandtes Gefäß berchnet wird.

Findet hierbei die Verwendung eines Gefäßes nicht
Statt, so sindfürdie Dispenserion eines nicht flüssigen, weiter
nicht zu mischendenArzneimittels, 3. B. eines einzelnen Pulvers,

inel. Convolut und Signatur: bei einer Menge bis inel.—**·Unzen

bei grögerenWe für ichestdas *5von12 Unzen über-
steigende Pfund

zu zue
Für die Diopensation eincs Pflasters, inel. Snwitin in

Vachspapier, Convolut und Signatur: bis inel. 1 Unz
4 —.

Für jedes das Ouantum von 12 UnzenWiispehenepins

Taxe der Gefäße.

důr grne Glaser mit Kork, Jau Signatur, bis zu 2 Unzedas St.
on 4 Unze exel. bis Unzen inel.
—42 — — 3 — —

—24 — — — 30 —

Ueber 20 Unzen wird für jedes Pfund des Inhalts 2 Hruzer
mehr berechnet.

Starke, wete Gle mit Kork, Tectur und Eignatur kosten
bis zu 1 Unze das S

von "v ** ercl. bIS 1 2unzen wvel
–7— – 4— —
— 6 — — —8——

— 9— — ——12 — —

—2 — — ——16——
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Starke, weige Glässer mit eingeriebenen Stopseln werden inel.
Tectur undSinaiur das Stück
theurer bercchnet

HolSchachteln biszueiner Ungeiincl. kosten mit Signatur das St.
Unze enexcl.bis4Unz incl.

Papp#-Schachteln biszuiinenuar.k0hmitrelnurdas*
Unze erxcl. bio 6 Unzen incl.

Conbolut-Kästchen zu 8 Priven kosten mi S#r dsStüc
von 8 Pulvern excl. bis zu 16 Pulver incl.

über 16 Puler
Weise Porcellan-Kruken incl. Tectur und Signatur bis zu

2 Drachmen, das Stück ....

von 2 Drachmen exci. bis1 Unze jocl.
2 — —— 1unze

— 2 — — 1 —

— 4 — — — 8 — —

4 — — – — —

Weiße oder - irdene Ln incl. Tecur enc — —
zu 2Unzen, das Stü .

-von2 Unzen excl. bis 4 Unzen incl.
— 4— — — 6 — —

— 6 — — — 8 — —

— 8 — — —12 — —

Ueber 12 Unzen wird für jedes Pfund des Inhaltes 3 Kreuzer
mehr berechnet.

enn zur Aufnahme der Arznei leere Gläser und Kruken mit dem
Necepte in die Apotheke gesandt, oder, bei Reiteraturen, zurückgegeben
werden, darf bei grünen Gläsern und ordinairen Kruken nur die Hälfte

der vorstehenden * bei wein Gläsern und Kruken bis zu2Unzen
nur 2 Kreuzer und bei Gläsern und Kruken von r* ngeie Inhalte
als 2 Unzen nur 3 Kreuzer pro Stück in Ansatzko

In der Veterinär-Praxis darf dagegen in selchete Fãllen für
Gefehe nichtsin Anrechnung gebracht werden.

re grüne Gläser müssen um 25 Procent wohlfeiler als der incl.

Kork, Tectur und Signatur angegebenenTarpreis besagt, berechnet werden.

— S—cdd————59##?d
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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtes Stück vom Jahr 1810.

M XXX. Regunlativ
der Fürstl. Regierung, «

die Befähigung und die Prüfungen der Maurer und Zimmerleute

betreffend, vom 18. Juni 1840. «

In Erwägung der beträchtlichen Nachtheile, welche bei der Ausübung
der Vaugewerle, namentlich des Maurer- und Zimmerhandwerks, von Sel-

ten untüchtiger Subjecte durch die fehlerhafte Construction von Bauanlagen

den einzelnen Bauunternehmern, sowie dem Gemeinwesen erwachsen, wird zur

künftigen thunlichsten Verhütung solcher Nachtheile mit höchster Genehmigung
Er. Sochfürstl. Durchlaucht, des Jnädigst regierenden Fürsten und Herrn,

für die Oberherrschaft des Fürstenthums anmit berordnet, wie folgt:

 ie

Allgemeine Vorschrift.
Bei den Innungen der Maurer und Zimmerleute soll künftighin Niemand

nehr als Lehrling eingeschrieben, oder als Gesell abgedingt, oder zum Meister

gesprochen werden, bevor er neben der Erfüllung der innungsmäßigen Vor-

schriften die in dem Nachstehenden angegebenen Kenntnisse, Fertigkeiten und

onstigen Erfordernisse vorschristsmäßig nachgewiesen und die nöthigen Atte-

state darüber erhallen hat.

. 2.

Befähigung und Prüfung beim Eintritt in die Lehre als

Maurer oder Zimmermann.

Diejenigen, welche bei den Innungen der Maurer und Zimmerleute als

Lehrlinge eintreten wollen, mussen das vierzehnte Lebensjahr vollendet und bis

#diesem Zeitpunkte die Schule besucht haben, müssen ferner richtig lesen und
deutlich schreben kannen, das Hcchnen der öler Speries mit benannten und

Fü#st Schw. Radolst. Gesehsammlang. 1. -
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unbenannten Zahlen, sowie die einfache Lehre von den Verhältnissen, oder der

sogenannten Regel de tri verstehen, auch die verschiedenen Linien, als perpen

dikulare, lothrechte, schiefe, horizontale, parallele 2c. dosgleichen die durch 85

nien eingefahten Figuren, als Dreiecke, Mierecke, Oblonge, Cirkel 2c. nebst

deren Flächenberechnung, nicht minder die durch die Flächen begrenzten Kör

per, als der regulären Würfel, das Parallelopipedon, den Chlinder, die Ku.

gel sammt deren einfachen Berechnungen kennen.
Das vorschriftsmäßige Alker und den bis zum vollendeten 14ten Lebens-

jahre erfolgten Schulbesuch haben sie beziehungoweise durch ein Tuufzeugniß
und ein Amtestat des betreffenden Schullehrers darzuthunz; darüber aber, daß

sie die angegebenen Kenntnisse und Fertigkeiten wirklich besitzen, haben sie nicht
nur ebenfalls ein Aitestat des Schullehrers, von welchem sie bis zum Eintritt

in die Lehre unterrichtet worden, beizubringen, sondern auch sich in einer zu

bestehenden Prüfung, deren Vornahme vor der Hand und bis auf Weiteres

von einem hierzu besonders zu bestellenden Examinakor beforgt, später aber

den betreffenden Lehrmeistern übertragen werden wird, auszuweisen.

Ueber das Resultat dieser vorzunehmenden Prüfung ist, wenn der zu Prü-

fende für tüchtig befunden werden, von dem Eraminator ebenmäßig ein Zeug

niß auszustellen und solches nebst den Aktestaten des Schullehrers und dem

Taufzeugniß den Innungs-Obermeistern vorzulegen von diesem aber sind am

Schluß des Jahres die sämmtlichen, im Laufe desselben eingegangenen dergleis

chen Zeugnisse an die betreffenden Fürstl. Aemter abzugeben, welche sie sodann

mittelst Beriches an die Fürstliche Regiecung einzusenden haben, damit eine

Uebersicht über die im Laufe ieden Jahres als Zimmer= oder Maurerlehrlinge
Aufgenommenen erlangt werde und die Behörden sich durch in einzelnen Fäl-

len nochmals zu veranstaltende Prüfung der Lehrlinge überzeugen können, ob

von den Schullehrern sowohl, als auch von den Handwerksmeistern, wenn

den Letzteren späterhin die Prüfungen der anzunehmenden Lehrlinge übertragen

sein werden, bei Ausstellung der vorgeschriebenen Aikestate gewissenhaft und

wahrheitsgemäg zu Werke gegängen worden, indem für den Fall, daß sich

das Gegentheil herausstellen sollte, gegen die betreffenden Schullehrer und

Handwerksmeister mil der behöeihen Untersuchung und Bestrafung vorgeschrit-
ten werden wird.
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Für die diesfallsige Prüfung ist, so lange dieselbe von einem besondern
Eraminator besorgt wird, von jedem dazu sich Anmeldenden 1 fl. zu entrichten.

 i

befähigung und Prüfung beim Eintritt in den Gesellenstand

des Maurer= und Zimmerhandwerké.

Die Maurer= und Zimmerlehrlinge, welche in den Gesellenständ eintreten

vollen, haben eine Prüfung über folgende Gegenstände zu bestehen:

I. Beim Maurer-Handwerke:

) Worin die verschiedenen Verbindungsarten der Mauern von Feld= und

Mauersteinen bei Schornsteinröhren und bel starken Feuerungen be-

stehen; hierüber sind Grund= und Aufrisse zu ferkigen.

b) Wie Ziegeldacher, Dachfenster, Rinnen und Hohlkehlen gut und was-
serdicht eingedeckt werden.

c) Wie gerohrte Decken und Gesimse gearbeitet werden müssen; hierbei

sind als practische Aufgaben Zeichnungen von Gesimsen nach angege-

benen Elagen-Höhen zu fertigen.

4) Wie die OQualität der zu den Mauerarbeiten gehörigen Materialien

erkannt und beurtheilt wird, und wje die Zubereitung des Kalkes und

Mörtels zum Vergiehen oder Verstreichen zweckmässig geschieht.

e.) Welches die hauptsächlichsten policeilichen Vorschrifken wegen. feuer-

sicheren Baues sind.

I. Beim Zimmer-Handwerker

a) Was zur guten Beschaffenheit des Holzes gehört, woran solche zu

erkennen, und zu welcher Zeit das Holz am schicklichsten zu fällen ist.

We die elnfachsten Holzverblndungsarten der einzelnen Verbandstücke,

namentlich das Verkämmen, Blakten, Versetzen, Verzapfen, Verzah-

nen, Verdübeln 2c. herzustellen sind; hierüber sind Jeichnungen und
Modelle zu fertigen.

Wie der Werksaßtz von kleinen Gebäuden, 3. B. Ställen, Schoppen

oder Scheuern, ingleichen das Lebrgesparre dazu mit liegendem oder

stehendem Dachstuhle zu zeichnen, und wie eine darmus genommene

vorgelegte Wand in ihrer Verhindung darzustellen st.
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d) Wie Reparaturen bei abgefaulten Balkenzapfen, Unterschwellen da

Gebäude ic., zu unternehmen sind, und was dabei berücksichtigt wo

den muß.

Vie die verschiedenen Arten der Dachfenster zu fertigen und wie solch
nach angegebener Idee zu zeichnen sind.

— Wie die Dachgesimse geferligt werden müssen, wobei nicht allein de

Benennung der einzelnen Glieder der Gesimse anzugeben, sondern auch

eine Zeichnung über die richtige Zusammensehung des Gesimses

liesern ist.

g) Welches die hauptsächlichsten policellichen Verordnungen hinscchtlich de

feuersichern Bauart bei Vrandmauern, Schlothen 2c. sind.

Auherdem hat sich die Prüfung sowohl der Maurer-als Zimmerlehr

linge auch noch auf den rechten Gebrauch der Instrumente und die nöthigen

Handgriffe und Vorsichtsmahregeln bei dem betreffenden Gewerbe zu erstrecken.

Die Prüfung ist durch einen damit zu beauftragenden Bauverständigen

vorzukehren, und haben derselben in der Regel, dafern nicht dringende Ver

hinderungsgründe statifinden, die Obermeister der bezüglichen Innungen, sowir

die Lehrmeister der zu Prüfenden beiuwohnen.

Ueber das diesfallsige Resultat ist von dem Eraminator ein Zeugniß aus

zustellen und den Obermeistern einzuhändigen, welche auch diese Attestate am

Jahresschluß an die Fürstlichen Aemter behufs deren Weiterbeförderung an die

Fürstl. Regierung mit abzugeben haben.

Nur wenn nach den von dem Erammator ausgestellten Jeugnig der Lehr-

ling den Besstz der vorschriftsmähsgen Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewio
sen hat und zum Eintritt in den Gesellenstand befähigt ist, darf solcher all

Gesell ausgeschrieben werden, wogegen es demselben bei nicht bestandener Prü

fung übrrlassen werden muß, sich erst noch mehr auszubilden und später wie

der zum Eramen zu melden.

Für diese Prüfung sind von Jedem, welcher sich derselben unterwirft

bei der Anmeldung dazu2Guldenzu entrichten.
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Befähigung und Prüfung beim MeisterwerdenalsMaurer

oder Zimmermann.

Die Prüfung, welche die Maurer= und Jimmergesellen vor der Zulal-

ing zum Meisterrecht und zur selbstständigen Ausübung dieser Gewerbe inner-

falb der Oberherrschaft des Fürstenthums bestehen müssen, hat sich über nach-

selgende Gegenstände zu erstrecken:

I. Beim Maurer-Handwerk:

u).

—

— “—

Vie die Untersuchung des Baugrundes geschehen müsse, welche Werk-

zeuge dazu dienen, welcher Kennzeichen man sich bei dieser Beurthei-

lung bediene, um sich von der Beschaffenheit und Festigkeit des Bau-

hrundes zu überzeugen. .

WiedicSkäkkcdekMaucknnachMaßgabeshretHöhegcbkäuchlichist.
Wie die Stärke der Widerlagen, die Dicke der Gewölbebogen, die

Zubereitung und Aufstellung der Lehrbogen nach practischen Regeln

geschehen müsle.

Worin die verschiedenen Verbände bei Mauern vonFeld= und Mauer-

steinen, bei Schornsteinröhren, Feuerungen, Rauchmänteln, Gewöl-

ben, scheitrechten Bogen, Stichkappen 2c. bestehen.

Wie Ziegeldächer, Dachlucken, Rinnen, Hohlkehlen, Forste und Grade

walserdicht eingedeckt werden müssen.

Wie gerohrte Decken, Gesimse, sowohl am Meusfern als Junern ge-

mauert und gezogen, wie die Chablonen dazu eingerichtet werden müs

sen, wie ungemauerte Gesimse zu construiren sind.

Wie Sandstein= und andere Steinhauer-Arbeiten beim Versehen, Ver-

mauern und Vergie#en behandelt werden mössen.

Wie ein Gebäude auf der Baustelle abgesteckt, wie die Lehren, Stich-

maaße, Eintheilunglatten eingerichtet, und wie die Gerüste aufgestellt
werden müssen.

Wie die zu den Maurer-Arbeiten gehörigen Materialien rücksichtlich

ihrer Güte beurtheilt werden, wie ihre zweckmäßige Jubereitung ge-
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schieht, besonders wie ein tüchtiger Mörtel, Cement und Wasserlin

zu bereiten istz

K) Worin die policeilichen Verordnungen rücksichtlich feuersicherer Bauam

bestehen.

)) Fragen über Fälle, we die Maurerarbeiten mit den Zimmerarbeittn

collidiren, wie bei Vertrumpfungen, Legung der Fußböden über Ge

wölbe rc.

m) Nach angegebenem Maaß und Zweck ist ein massives Gebäude mit
oder ohne Souterrain, Treppen, Gewölben kc. im Grund-, Auf-

und Durchschnittriß sauber und richtig zu zeichnen und auszuarbeiten-

n) Ueber dies Gebäude ist ein Kostenanschlag des Materials und Arbeibs

lohns für Maurerarbeit zu fertigen.

II. Beim Jimmerhandwerk:

a) Woran die gute Beschaffenheit des Holzes unter den verschiedenen vor-

kommenden Umständen zu erkennen, und was in Absicht des Fällens

des Holzes und seiner Dauer zu bemerken ist.

Wie die Construchion eines liegenden Bohlen-- und Balkenrostes, eines

Mahlrostes, einer Spundwand tc. geschchen müsse.

Worin die Einrichtung der einfachsten Maschinen zur Ausschöpfung des

Wassers besteht.

Wie gewöhnliche und gesprengte Wände verbunden werden.

Ai sich die einfachsten Verbindungsarten der einzelnen Verbandstücke

von einander unterscheiden und wie sie aussehen, z. B. das Verkäu

men, Blatten, Versezen, Verzapfen, Verzahnen, Verdübeln r.

Wee diese Verbindungsarten bei Vertrumpfungen, Verschwellungem

Abschifftungen, bei Trägern und Unkerzügen auszuführen sind.

Wie Treppen, Dachverbände, Glockenstühle, Thürme rc. ausgeführ

werden, desgleichen wie Schleußenkhore, Schleußendrempel und Erd'

anker zu verbinden sind.

h) Wie Reparaturen bei abgefaulten Balkenköpfen, Brückenjochen, Um

terschwellen der Gebäude2c.auszuführen sind.

#

 SSS
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Wie beim Abreißeninverschiedenen Fällen verfahren werden müsse,

welcher Vorrichtung man sich dazu bediene.

Mie.verbundene Gerüste eingerichtet und benutzt werden; desgleichen
worin die Porrichtungen zum Heraufschäffen de: ZBaustücke und die

Hebewerkzeuge bestehen und wie sie angewandt werden müssen.

0 Worin die policeilichen Verordnungen rücksichtlich feuersicherer Bauart
c. bestehen.

m) Fragen über Fälle, in welchen die Zimmerarbeiken mit den Maurrr-
arbeiten collidiren.

n) Nach angegebener Idee und gegebenem Umriß ist ein regulaires Ge-

bäude nach den Regeln der Festigkeit, Bequemlichkeit und Symmetrie

im Grund= Auf= und Durchschniktriß zu zeichnen und auszuarbeiten,

wobei Gesimse und TreppenimProfilnach einem größeren Masstab
genau ausgeführt werden müssen.

S

—

Ferner ist ein Lehrgesparre von einem irregulairen Gebäude auf den

Werksatz mit Abschifftungen des Walmes genau zu zeichnen, oder nach

vorgelegter Zeichnung das Lehrgesparre des Walmes im Modell, den

Fuß zu elnem ZJoll reducirt, zu fertigen.

p) Ein Hänge= und Sprengwerk ist nach angegebenem Maaß genau und

anschaulich zu zeichnen oder ein Modell zu fertigen.

0 Endlich sind Träger, Sohlbäume ir. mit und ohne Verzahnung zu

zeichnen und zu modelliren.

Diese Prüfungen werden von dem hiesigen Fürstlichen Bauamte im Bei-

sein der Obermeister des betreffenden Handwerks vorgenommen werden, und

über die Ergebnisse sind von dem Fürstlichen Bauamte Jeugnisse auszustellen

und von den Obermeistern mit zu unterschreiben, welche die Letzteren am Jah-

resschluß ebenmässig bei den Füärstlichen Aemtern zur Weiterbeförderung an die

Fürstliche Regierung einzureichen haben.

Blos die Gesellen, welche die Prüfung gut bestehen und nach dem Ur-

theil des Fürstlichen Bauamtes und der Obermeister zum Meisterwerden tüch-

uig sind, dürfen zu Meistern gesprochen werden, während diejenigen, diein

S.
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der Prüfung eine genügende Befähigung zum Meisterwerden nicht nachgewie

sen haben, noch länger im Gesellenstand verbleiben müssen, sich aber spälr
zur Prüfung wieder melden können.

Für diese Prüfung sind von Jedem, welcher sich derselben unterwirf,

bei der Anmeldung dazu 4 Fl. zu entrichten.

8. 5.

Ausführung der gegebenen Vorschriften.

Diese Bestimmungen treten von der Zeit der Publication des gegenwir-

tigen Regulativs an in Kraft, doch sollen in den ersten Jahren nach der Pu-

blikation desselben bei den Prüfungen noch billige Rücksichten genommen und

die Anforderungen an die Eraminanden erst nach und nach bis zu dem eigent=

lichen vorschriftsmäßigen Grade der Kenntnisse und Fertigkeiten gesteiger
werden.

Allenfallsige Gesuche um Erlaß der Eraminations-Gebühren sind bei der

unterzeichneten Fürstlichen Regierung, welche darüber cognosciren wird, an-

zubringen.

frkundlich unter Beidruckung des Fürstlichen Regierungs-Insiegels und
gewöhnlicher Unterschrift. "6“

Nudolstadt, den 16. Juni 1840.

(I. 8.) Fürstl. Schwarzburg. Negierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ueunteo Stüch vom Jahr 1870.

 XXXlI. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Naths-Collegium

vegen einer mit der freien Hansestadt Bremen getroffenen Ueberein-

kunft hinsichtlich gegenseitiger Verkehrs-Erleichterungen,
vom 29. Juli 1840.

Zwischen der Königlich Preußischen Regierung, für sich und in Vertre-

lung der übrigen zu dem Zoll-und Handels-Vereine gehörigen Regierungen,

eind dem Senate der freien Hanfestadt Vremen ist in Beziehung auf die dem

Königlich Niederländischen Gouvernement in dem Handelsbertrage bom 21 sen

Innnar v. J. Seitens des Zolloereins zugestandenen Vergünstigungen hin-

sichtlich der Einfuhr von Lumpenzucker zum Versteden und von Naffinade, in-

Neichen des Bezugs von Wein, eine ähnliche Uebereinkunft, wie mit dem Se-

date der freien und Hansestadt Hamburg (Gesetz-Sammlung 1840. St. 3.,
No. Xll.) millelst eines unter dem 4ten d. M.Statt gehabten Notenwechsels

getroffen werden. Der wesemliche Inhalt dieser vom 1. August d. J. ab und

sür die Dauer der gedachten Vereinbarungen mit dem Königreiche der Nieder-

lande und der freien und Hanfestad! Hamburg in Kraft tretenden Ueberein-

kunft wird in Folgendem zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

1) Der Senat der freicn Hanfestadt Bremen hat sich verbindlich gemacht:

n) für Güter, aus den zum Jollvereine gehsrigen Häfen der Oberweser

verladen, die Bremischen Krahn= und Wupper-Gebühren dergestalt

festzusetzen, daß in keinem Falle mehr als 1 Groten pro Centner hrullo

für die durch die Wupper beim Aus-oder Einladen, mit oder ohne

Benutzung von Krahn oder Wuppen, reglementsmägig zu verrichten-

ben Arbelten zu zahlen ist;
Fürtl Schw. K##dol# Grsenlam#. 1. 20
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nicht minder auch dafür zu sorgen, daß, wenn bei Ueberladungen

gedachter Güter von Vord zu Bord der Eigenthümer derselben r

vorziehen sollie, statt eigener Arbeiter sich der Wupper zu bedienen

die letzteren dafür nicht mehr als die einfache Gebühr berechnen dürfen

endlich außer besagten Krahn= und Wupper-Gebühren keine am

deren Gefälle für die Venuthung des Bollwerke beim Ein-und Aus-

laden einzuführen;

die nachbenannten, weserabwärts mit der Bestimmung zur Wiederaus-

fuhr nach Vremen verschifften Artikel:

Noheisen, Glaswaaren, frisches und getrocknetes Obst, Mineral-

wasser, gemeine Töpferwaaren, Pfeifenerde und Pfeifen,

wenn sie mit dem Beweise ihres vereinsländischen Ursprungs versehen

sind, unter Beibehaltung des schon bestehenden zollfreien Eingangs,

auch bei der Durchfuhr und Wiederausfuhr mit keinerlei Zollabgaben

zu beschweren;

wogegen

2) Seitens des Zoll= und Handelsvereins in Erwiederung der vorstehenden

Zugeständnisse, die Zusicherung ertheilt worden ist:

a) den in das Gchiet dieses Vereins eingehenden Vremischen Lumpenzu-

E.

cker und die Bremischen Raffinaden keinen höheren Eingangsabgaben,

als von den gleichartigen Niederländischen und Hamburgischen Erzeug-

nissen zu entrichten sind, zu unterwerfen, virlmehr die ersteren mit den

beiden lehteren auf völlig gleichem Fuße zu behandeln;

den Bremischen Weinhandel im Gebiete des Zoll= und Handelsver-

eins gleicher Begünstigung mit dem Niederländischen und Hamburgi-

schen Weinhandel in der Art geniehen zu lalsen, daß, so lange die

in den Staaten des Jollvereins zu Gunsten des Großhandels mit

Wein bestehende Rabakt=BewilligungaufdieEingangsabgabenvon

den unmittelbar aus den Ländern der Erzeugung eingeführten Weinen

noch fortdauern, oder andere Begünstigungen dieser Art jenem Handel

etwa zugestanden werden möchten, diese Begünstigungen gleichmäßig

auch auf die aus Bremen bezogenen Weine angewendct werden sollen.

Audolstadt, den 29. Juli 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Geheimeraths-Collegium.
gez. von Roder.
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M XXXII. Verordnung,

das Verbot und die Bestrafung des Einfangens der Singvögel und

Spechte, des Ausnehmens und Zerstörens der Vogelnester,

sowie des Einsammelns der Ameiseneier betreffend,

vom 11. August 1840.

Nachdem für zweckmäßig erachtet worden, anzuordnen, daß alles Einfan-
##n der Singvögel und Spechte durch Stellen von Tränken, Dohnenstrichen,

Laufschlingen, Fallen, Leimruthen, Meisenhütten, Meisenkasten, Sprenkel und
brgl., Ingleichen auch das Ausnehmen und Zerstören der Pogelnester, sowie

tas Sammeln der Ameiseneier, erstercs bei 5 Rehlr. und letzteres bei 1 Rihlr.

,er dem gleicher Gefängniß-oder körperlicher Strase, bis zu weiterer Ver-

adnung unterbleiben soll; so wird solches anmit zur Nachachtung öffentlich

annt gemacht, und haben sämmtliche Unterbehörden darauf zu sehen, daß die-

sn Verordnung allenthalben nachgekommen werde.

Rudolstadt, den 11. August 1840.

Sürstl. Schwarzburg. Negierung.
önniger. "

N. A. Bianchi.

 M XXXII. Gesetz
über das Verfahren in geringfügigen bürgerlichen Rechts-

streitigkeiten, vom 26. August 1820.

Vir Frledrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf von Hohenstein, Herr zu Acnstadt, Sonderöhausen, Leutenberg
" und Blankenburg u. s. w.

haben, in Erwagung des großen Mißverhaltnisses, in welchem lel bürgerl-
#eRechtstreitigkein geringen Objecks das Letztere zu dem Zeit= und Ko-

20“
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sten=Aufwande des zeither üblschen. Prozehganges steht, Uns bewogen gefun-
den, mit Beirath und Zustimmung Unserer getreuen Stände das nachstehende,

auf den Grund des desfallsigen unterherrschaftlichen Mandaks vom 0. Novbr.

1815 bearbeitete, Gesetz über das gerichtliche Verfahren in geringfühigen bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten zu erlassen.

8. 1.

Für geringfügig soll eine Rechtssache angesehen werden, deren Gegen-
stund den Werth von 30 Mhlr. Preuß. Courant — 52 fl. 30 Kr. oder einer

fährlichen Nutzung von 1 Rehlr. 15 Sgr. Preuß. Cour. =2 fl. 377 Tr.

nicht erreicht. Nebenforderungen an Zinsen, Nutzungen, Schaden und Kosten-

Ersatz kommen dabei nicht mit in Anschlag.

§. 2.

In diesen Nechtssachen soll ohne alle progessualischen Weiterungen ver-

fahren werden. 42 4

Von Communen wird darin die Ernennung von Syndiken und die Bei-

bringung eines Syndikats nicht mehr erfordert; sondern es genügt, wenn die
Commun durch zwei Mulieder vor Gericht erscheint, doch mussen diese, wenn sit

nicht selbst Vorsteher sind, sowie die Sachwalter der Commun, von den Vor-

stehern derselben schriftlich bevollmachtigt sein.

 8. 4.

Die Klage soll bei Gericht ohnebesondere Förmlichkeiken nur so, daß daraus
das Klaggesuch und ðte basselbtkegründenden Thatsachen klar und schlüssig #

entnehmen sind, nach der Wahl des eentwederschrifuichodermündlich am
gebracht werden.

5 0.
Mit der Klage ist jedesmal die genaue Vezeichung der Beweismittel zu ver-

binden. Urkunden müssen deshalb entwederim Original oderin Abschrift beigefgl

werden, und, wenn sie in den gerichtlichen Alten, oder überhaupt nichtin des

Hiuben des Alägers besindlich, so ist darauf wenigstens Bezug zu nehmen, de

3find * nanhafttzumachen, und soll der Eibesantrag äls Beweismüt
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gebraucht werden, so müssen, wenn ernicht auf den ganzen Klag-Inhalt er-

streckt werden will, die Thatsachen, für deren Bewels er gebraucht werden

soll, speciell angeführt werden. Vorbehalt von Bewcismitteln ist nicht zulässig.

8. 6.

Der Richter hat sodann den Klagvortrag sowohl im Allgemeinen, als

insbesondere rücksichtlich seiner Schlüssigeeit und der Angabe der Beweis=

mittel zu prüfen, und, wenn er darin elwas Wesenkliches vermigt, den Klä-

der nach Befinden sofort abzuweisen, oder ihm, wenn dieses thunlich, die Ver-

besserung des Mangels aufzugeben.

2
Sind die anfänglichen Fehler #ri, oder findet der Richter bei dem

Klagvortrage überhaupt nichts zu erinnern, so wird der Beklagte, in ganz

unwichtigen Sachen nach Befinden blos mündlich, zu Verhandlung der Sache

söfort vorgeladen; ausserdem aber wird schriftlich, unter abschriftlicher Mitthei-

lung der Klage für den Beklagten, in der Regel mit Einräumung einer acht-

lägigen Frist, deren Verlängerung und Aobkürzung jedoch dem richterlichen Er-

messen nach Umständen überlassen bleibt, Termin zur Erklärung über den Klag-

inhalt und dessen Beweismittel, zur Angabe der Einreden und deren Beweis-

mittel, sowie zu den sonst noch nöthigen Verhandlungen unter den angemesse-

nen Präjudicien anberaumt.

8 6.

Erscheint ohne triftigen Entschuldigungsgrund bei mündlicher Vorladung
der Beklagte nicht, so wird er in die, nach der gewöhnlichen Tare besonders

au berechnenden und in dem §. 16. benannten Bauschquamum nicht mit inbe-

Kriffenen Kosten des Termins genommen, und mit schriftlicher Vorladung, wie

im vorstehenden Paragraph angegeben, verfahren. Erscheint ohne triftigen

Ensschuldigungsgrund der schriftlich geladene Beklagte nicht, so werden die im

Klagvörtrage enthaltrnen Thatsachen für cingeräumt, Einreden für versäumt

angesehen, und, ohne daß es einer Ungehorsamsbeschuldigung bedürfte, sofort

den Rechten gemäß erkannt. Diese beiderlei Perfügungen treten jedoch nur

dann, ein, wenn der Kläger, der zu diesem Termine gleich wie der Beklagte

schriftlich oder nach Befinden nur mündlich vorzuladen ist, richtig, erstheint;
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außerdem trägt dieser sowohl in den oben genannten Fällen, als auch, wenn

der Beklagte erscheint, jedenfalls die Terminkosten.

8. 0.

Erscheinen beide Theile und ist eine gütliche Beilegung, um welche sich

der Richter vor allen Dingen angelegentlich zu bemühen hat, nicht zu ertei-

chen gewesen, so hat der Richter des Beklagten Antwort auf die Klage, so

wie seine Einreden und die vom Klager allenfalls hiergegen vorgeschutzten Rt-

pliken u. s. w. zu Protokoll zu nehmen, die beiderseitigen Beweismittel, (o

weit es thunlich, vorlegen zu lalsen, und wenn dergestalt die Sache in diesem

Termine bereit gehörig erörtert ist, sofort eine Entscheidung zu Protokoll zu

geben, und wird hiermit dasjenige, was in dieser Beziehung in der Verord

mung vom 27. Juni 1827 sub 4 r. entgegenstehend disponirt ist, aufgehoben.

.10.
Ist die Sache entweder an 8 für sich oderwegen der Vielfältigkeit der

gebrauchten Beweismittel sehr verwickelt, so bleibt dem Richter unbenommen,

auf Parteiantrag ein für jeden Theil entweder aus einem oder zwei abgewech-

selten Sätzen bestehendes Verfahren zu gestatten.

S. 11.

Konnten die angegebenen Beweiemittel im ersten Termine nicht so benutzt

werden, daß die Sache spruchreif geworden, so ist baldigst, und, wenn ein

Verfahren gestaktet worden, während der hierzu bestimmeen Fristen, das die-

serhalb noch Erforderliche vom Gerichte zu besorgen; dahin gehört unter an-

dern, daß Abschriften vidimirt, Besichtigungen vorgenommen, und die dieser-

halbigen Protokolle zu den Akten gebracht, die Zeugen, ohne daß die Einrei-

chung von Artikeln odee Fragstücken zulässig wäre, eidlich, oder in ganz un-

bedeutenden Sachen nach Ermessen des Richters an Eides Statt abgehört

werden u.#.w. Ist bis zum Actenschluß eine Erklärung über einen angetra-

genen Eid nicht erfolgt, so wird dieser für angenommen erachtet; Gewissens-

vertretung findet nicht statt. Nach diesen Perhandlungen ist so schleunig, als

es die Umstände erlauben, Termin zu Publikation eines Bescheids anzuberau-

men, welcher, wie sich nach dem Vorstehenden von selbst versteht, nicht erst

eine Bescheinigung auflegen, sondern die Sache schlechterdings endlich, allen-
falls mit Nahchen eines Erfüllungs= oder Ablehnungseides entscheiden foll.
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§. 12.

Diese Erkenntnisse sollen in der Regel von den inländischen Gerichten

selbst ertheilt und die Versendung der Acten ex officio von den Untergerichten

hur nach vorher von Fürstlicher Regierung erlangter Dispensation verfügt

iboch auch ohne diese auf Partelantrag und nach erlegtem Urthelsvorschuß aus-

wärtiger Rechtsspruch eingeholt werden; dieser Antrag muss aber, wenn dar-

auf Nücksicht genommen werden foll, längstens im ersten Termine gestellt wer-

den, und die Versendungskosten (cl. das Regierungs-Reseript vom 20. Juli

4784. in Prozeß-Ordnung Nachträge XXXIV. pog. 62.) fallen jederzeit dem

auf auswärtiges Erkenmmiß antragenden Theile allein zur Last. Die auswär-

tigen Spruchcollegien sind auch jedesmal auf dieses Gesetz ausdrücklich auf-

merksam zu machen.

§. 13.

Findet sich jemand durch den Bescheid des Unterrichters beschwert, so soll

demselben unbenommen sein, innerhalb der 10 ägigen Nothfrist dagegen mit

einer Berufung an die Fürstl. Regierung, worin mit Weglassung aller For-

malstäten blos die Veschwerdepunkte deutlich hervorzuheben sind, bei dem Un-

lerrichter einzukommen. Die Fürstl. Regierung entscheidet hierauf entweder

sofort, oder nachdem sie den Appellaten hierüber zuvörderst mit einer Gegen-

schrist gehört hat, mittelst Reseripes, und ist gegen diese Entscheidung ein wei-

teres ordemtliches Rechtsmittel nicht zulässig; auch soll mit einer confirmatori-

schen Entscheidung die Verurtheilung des Appellanten in die Kosten des ver-

Wgerten Prozesses jedesmal verbunden sein.

Ilt der Prozeß hingegen bei einem Obergerichte in erster Instanz anhän-

hig, so kann wider das erste Erkenntniß innerhalb der 10 tägigen Nothfrist

Leuterung eingewandt werden, in welcher jedoch ebenfalls alle Formalitäten
zu unterlassen und blos die Beschwerdepunkte deuilich hervorzuheben sind. Diese

Leuterung soll sofort dem Gegentheile zu seiner Beantwortung zugefertigt und

ihm hiezu eine praclusive Frist von 8 Tagen gesetzt werden. Sobald die Be·

antwortung erfolgt, oder die Frist abgelaufen ist, sollen die Acten ohne Wei-

teres zum auswärtigen Rechtsspruche versandt, und wider das hierauf erfol.

gende Erkenntnit soll ein ordentliches Rechtmittel nicht zugelassen werden.
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8. 14.

Die Hülfe soll in diesen Rechtssachen nicht leicht in die Grundstcke des

Beklagten geschehen, sondern so lange der Richter die Mobilien für hinreichend

hält, mit der Auspfändung, bei der jedoch das Ackergeräche der Ackerleute

und das Arbeitszeug der Handwerker und Handarbeiter möglichst zu schonen

ist, oder nach Vesinden mit der Hülfsverfügung in die auß#enstehenden For-

derungen des Beklagten verfahren werden.

Die Zuziehung von Schöppen bei Vollstreckung der Hülfe ist blos, wenn

Immobilien Gehenstand der Erecution sind, erforderlich.
Zu Ersparung der Kosten sind bei unbeweglichen Gegenständen die Hand

lungen der Execution, Er= und Immission zusammen vorzunchmen.

§. 15.

Vor Vollstreckung der Hülfe, es geschehe diese in das bewegliche oder

umbewegliche Vermögen, soll jedoch dem unterliegenden Theile, wenn zuvörderst

der obsiegende nach rechtskräftig gewordener Entscheidung darum nachsücht,

mündlich oder schriftlich die Befriedigung des Ansuchenden, mit Einräumung

einer vierzehntägigen Frist, aufgegeben, zugleich ein Termin zu Nachweisung

der geschehenen Berichtigung mit Ablauf dieser Frift angesetzt, in diesem, wenn

der Schuldner die Befriedigung des Gegentheils und die Berichtigung der

Kosten nicht nachweist, wenn auch beide Theile ausbleiben, gerichtswegen die

Forderung an Hauptstamm, Jinsen und Kosten in Gemäßheit der rechtörräf-

tigen Entscheidung festgestellt, ein Verfahren darüber unter den Parteien nicht

gestattet, und sofort nach Ablauf des Termins die Hülfe wirklich vollstreckt,

auch, daß Alles dieses so geschehen werde, gleich anfänglich bei Ertheilung der

schriftlichen oder mündlichen Hülfsauflage dem Schuldner bekannt gemacht
werden.

8. 16.

Wird in diesen Sachen bis zu oder in dem ersten Termine der Streit

ohne richterliche Entscheidung auf gütlichem Wege beigelegt, so bleiben Ge-

achtskosten auger Ansatz, außerdem aber soll vom Unterrichter, wenn die Ent-

scheidung sofort im ersten Termine erfolgt, mehrnicht als 6
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in der Ober aft in der Unterherrschaft
in tt fl. 30 herrsch s —Rihlr. 25Sgr.

hewesen sind, chmen fl. 45 kr. bis 2 fl. 36 kr. 1 NRihlr. bis 1 Rihlr. 15 Sgr.

wenn der Nichurr dar- -

Aufftlbflenlfcheiveh2fl.ssck-bisAstUl-.thlr.löSgk.hio2Rthlk-.15qu.

bon der Oberbehörde dagegen in erster Instanz höchstens noch einmal so viel

in Anschlag gebracht, dem Sachwalker aber für alle bis zur Entscheidung vor-

kommenden Geschäfte mehr nicht als 1 fl. 10 kr. bis hachstens 2 fl. 20 kr. in

ber Oberherrschaft und 20 Sgr. bis höchstens 1 Nihlr. 10 Sor. in der Un-

terherrschaft an Gebühren zugebilligt werden; auch sollen die Advocaten die

Liguidationen ihrer Gebühren bei deren Perlust vor der Entscheidung, oder

wenn diese im ersten Termine schon erfolgt, vor eingetretener Rechkskraft der-

selben zu den Acten bringen.

Von Publikation des Bescheids oder der Inrotulation der Acten an find

alsdann die sonst herkömmlichen Gebühren zur Hälfte anzusetzen. Die baaren

Auslagen, zu welchen auch Copialien zu richnen, sind unter obigen Ansäen
überall nicht mit begriffen.

8. 17.

Gegenwärtiges Gesetz tritt vom 1. Jan. 1844 an für das ganze Für-

stenthum in Kraft. Auf die zu dieser Zeit bereis anhängigen geringsügigen

Nechtssachen, ingleichen auf diejenigen, welche wegen ihres ursprünglich wich-

ligeren Gegenstandes im gewöhnlichen Prozeßgange eingelestet sind, jener aber,
so weit er noch wirklich im Streite befangen, im Laufe des Prozesses gering-

sügig wird, findet es in so weit Anwendung, als es die Lage dieser Sachen

gerade erlaubt, und von dem Wechsel der Verhandlungsweisen eine Verwir-

kung nicht zu besorgen ist.

8. 18.

Das bereits oben erwähnte unterherrschaftliche Mandat wegen Verhand-

lung in geringfügigen Rechtssachen vom 6. Novbr. 1815, die im Publika-

dursil. Schw. Andolsi. Gesthsamlnug. L 21
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tionspatent vom 8. Sept. 1817 XXI. sub 1. enthaltenen Bestimmmungen

über Rechtsmittel in geringfügigen Rechtssachen, ingleichen die Vorschristen
der Gesinde-Ordnung vom 3. Juni 1822 über das gerichtliche Perfahren

und die Tare der Gebühren in Gesindesachen von S. 80—84. incl. werden

hiermit aufgchoben. Der §. XVI. des genaunten Publikations-Patents und

wie derselbe in der Verordnung vom 5. August 1823 (LXXll. der Nachträge

zur Prozeß-Ordnung pag. 214 erläutert resp. abgeindert worden ist, wich

dahinhierdurch modifieirt, daß das Pro-und Neproductionsverfahren in allen

nicht geringfügigen Rechtssachen hinkünfrig stan#finden kann.
Die Handwerks-, Gesinde= und Polizei-Sachen sollen an und für sich

weder zu den geringfügigen noch zu den minderwichtigen Sachen gezählt wer

den, sondern die Entscheidung richtet sich nach dem jedesmaligen Gegenstande

derselben. Was die Rechtsmitkel in Injuriensachen betrifft, so werden die im

§. 7. 8. und 9. des Injurienmandats vom 18. Decbr. 1820 namhaft g

machten Fälle den geringfügigen und die im §. 10. 11.13., und 14. erwähn-

ten den minderwichtigen Rechtssachen gleichgestellt.

Wie sich von selbst versteht, werden die minderwichtigen Rechtssachen,

deren Gegenstand zeither zwischen 20 Rihlr. und 200 Nrhlr. betrug, insofern

eingeschränkt, als zu demselben hinkünftig nur solche gehören, deren Gegenstand

einen Werch von 30 Nthlr. bis 200 Akhlr. hak, und es finden somit die für

die minderwichtigen Rechtssachen gegebenen Gesetze nur auf die zuletzt bezeich-

neten Sachen Anwendung.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und demselben

Unser Fürstl. Insiegel beidrucken lassen.

Rudolstadt, den 26. Aug. 1840.

(#. S. Friedrich Günther, F. 1. S.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Behnteo Stüch vom Jahr 1840.

M XXXIV. Bekauntmachung

des Fürstl. Consistorium vom 28. August 1840,

in Betreff der unterm 4. Mai 1809 emanirten Verordnung

wegen der Schulversäumnisse.

(Wochenblatt 1840. St. 36.)

Da bei Fürstl. Conststorso wahrzunehmen gewesen, daß die nachstehende,

unterm 4. Mai 1800 emanirte und im 23. Stücke des hiesigen offitiellen

Vochenblaties vom Jahre 1822 wiederholt abgedruckte, Verordnung wegen

Schulversäumnisse:

Nachdem bei Fürstl. obervormundschaftlichen Confistorio allhier zu ver-

bchmen gewesen, dah, ohnerachtet der von Zeit zu Zelt erlassenen Verordnungen

nd behufigen Erinnerungen, die Schulversäumnisse der Kinder an theils Orten

doch immer sehr häufig vorkommen, dergleichen aber schlechterdings nicht weiter

# gestatten und nachzusehen ist; als ist unter Beziehung auf die in der Schul-

ordnung de unno 1763 und der neuerlich von Uns im Jahre 1799 eelassenen

Vtrordnung an der Durchl. Fürstin Regentin statt Unser Begehren hiermit,

daß die Kinder, welche sich dergleichen Schulversäumnisse ohne behörlge Ent-

chuldigung oder sonstige in der Orts-Emfernung, übler Witterung oder sonst

begründere Ursachen zu Schulden kommen lassen, mit einer zweckmäßigen Schul-

ltrafe belegt und auf eine ihrem Alter und Leibrs=Constilution angemessene
Art gezüchtigt werden, auch, falls sie besonders in den letzten Jahren vor der

Constrmation sich viele Schulversäumnisse zu Schulden kommen lassen, zur

onfirmation nicht admittirt werden sollen, wie solches Unsere Verordnung

dbom 20. Januar 4790 umständlich besagt.
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Was übrigens die Eltern solcher die Schule oft versäumender Kinder bt-

trifft, so sinnd solche durch den Pfarrer behufig zu admoniren, ihnen das höchst
Ashtige elder solchen Vernachlässigung der ihnen obliegenden theuern Elter#

Mlichten nachdrücklich zu Gemüthe zu führen, und dafern solche Admonition

ohne Erfolg wäre, sothane Eltern mit der in der Schulordnung bestimmten

Geld= und nach Befinden Leibes= oder Arbeits-Strafe, welche erstere, die

Geldstrafe, zum Besten der Schulen zu verwenden ist, zu belegen, solche Strase

auch in wiederholten Fillen zu verschärfen, und von Euch, dem weltlichen

Coinlpector, oder der sonstigen Behörde sofort und sonder Anstand zu erequiren,

wobei die Eltern zu bedrohen sind, daß, wenn sie aller Verwarnung ohner-

achtet, ihre Kinder nicht gehörig zur Schule anhalten wollen, sie am Ende

jeden Jahres namentlich von der Canzel abgelesen werden sollen. Zu diesem

Behuf aber sind die Verzeichnisse über die Schulversäummisse genau und or-

demtlich zu führen, die Pfarrherren von Euch, dem General= und dem Specal=

Superintendent, dieserhalb behufig, und daß sie hinwiederüm die Schullehrer

anhalten, anzuweisen, bon sämmtlichen Geistlichen aber an einem von dem-

selben und Euch zu bestimmenden schicklichen Sonntag über die den Eltern so

höchst theure und wichtige Mlicht, für den Umeerricht ihrer Kinder zu sorgen,

zu predigen, die diesfallsige Predigt aber statt der bisher üblichen Ausarbei-

tungen einzuschicken.
Dieses Cirkulare ist übrigens; von sämmtlich nachverzeichneten Inspectionen,

nach genommener Abschrift, weiter, und zuletzt anhero zu befördern, auch von

den resp. Herren General= und Special-Superintendenten, welche mit den

Justitiarien die Inspection formiren, selbigen behufig mitzutheilen, und von

allen sich strecklich darnach zu achten, somit aber der Durchl. Fürstin Regentin

und Unsere das Beste der Jugend beabsichtigende Willensmeinung kräftig zu
unterstützen und zur Ausführung zu bringen.

Rudolstadt, den 4. Mai 1809.

Fürstl. Schwarzb. Obervormundschaftl. Consistorium das.

neuerdings nicht gehörig beobachtet werde; so wird dieselbe andurch mit dem

Hinzufügen wieder in Erinnerung gebracht, daß den sämmtlichen Schullehrern
vermittelst eines, unterm 15. Mai o. c. an die sämmtlichen Herren Ephoren
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erlassenen, Rundschreibens die genaueste und gewissenhafteste Fuhrung der
Schulversäumniß-Tabellen von Neuem zur Mlicht gemacht worden ist.

Andolstadt, am 28. August 1840. «

Fürstl. Schwarzb. Consistorinm.
Hönniger.

Fe. Carl Hönniger.

 XXXV. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 1. September 1840,

in Betreff der wegen des Gebrauchs der fremden Calender unterm

8. November 1769 erlassenen Verordnung.

(Wochenblatt 1840 St. 37.)

Nachdem wiederholt vorgekommen, dass die Perordnung vom 3. Nov. 1769,

wornach diejenigen, welche sich eines Calenders zu bedienen nöthig haben, sich

mumgänglich einen Rudolstäd#schen privilegirten Calender anschaffen müssen,

und nicht eher, als bis sie dergleichen besitzen, einen andern führen dürfen,

bei 3 Mil. Strafe, nicht immer beobachtet worden, so wird dieselbe nachacht-

lich in Erinnerung gebracht.
Rudolstadt, den 1. September 1840.

Fürstl. Schwarburg. Negierung.
Hönniger.

N. A. Bianchs.
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M XXXVI. Verordnung,

die Einziehung der hiesigen Scheibemünze und der hiesigen

Conventions-Zwei= und Viergroschen-Stücke betreffend,

vom 16. September 1840.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohenstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg
und Blankenburg u. f. w.

Nachdem Wir bei der mit Anfang des nächsten Jahres bevorstehenden

Veränderung des Landesmünzfusses, und bei der hierdurch herbeigeführten Noth-

wendigkeit der Ausprägung neuer Münzen die Einziehung derkhiesigen Scheide-

münze so wie der hiesigen Conventions-Zwei= und Viergroschenstücke, theils

um sie zu dem ebengedachten Behufe einschmelzen, theils um sic mit einem ge-

ringeren, dem veränderten Münzfuße entsprechenderen, gesetzlichen Werthe wieder

in Umlauf setzen zu lassen, für angemessen erachtct haben, so verordnen Wir,

wie folgt:
8. 1.

Sämmtliche hiesige Silbber= und Kupfer-Scheidemünze, sowie die hiesigen

Conventions-Zwei= und Viergroschenstücke können während des Monats De-

cember dieses Jahres bei allen Fürstlichen Steucr-Aemtern und Rerepturen

hegen Erstattung des vollen Werths unenxgeltlich umgewechselt werden.

8. 2.

Für, die Conventions-Iwei und Viergroschenstücke wird anderes vollgül-

tiges Conventionsgeld und für die Scheidemünze wird emweder Scheidemünze

des 241 Fl. Fuhes, wegen dessen gesetzlicher Einführung in der Oberherrschaft

Unseres Fürstenkthums in Kurzem das Nöthige bekannt gemacht werden wird,

mit dem Werhverhältnisse von 1 Fl. 45 Kr. = 1 Nuhlr. Calsengeld, oder,

und zwar in der Unterherrschaft, wo der 14 Thalerfug mit der Eintheilung des

Thalers in 30 Silbergroschen und des Silbergroschens in 12 Pfennige als

Landesmünzfuß eingeführt werden wird, ausschliehlich, andere cassenmäßige

Münze gewährt werden.
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8. 3.

Als geringster Betrag von Scheidemünze, welche zum Einwechseln ange-

nommen zu werden braucht, wird die Summe von Vier Groschen Cassengeld

festgesetzt.
8. 4.

Zu mehrerer Erleichterung der Inhaber von hiesiger Scheidemünze soll

jedoch von jeht an bei Zahlungen an die öffentlichen Cassen die hiesige Scheide-

munze bisherigerWahrung nicht nur zur Ausgleichung, sondernin unbegränzter
enge, angenommen werden, wogegen die Wiederausgabe derselben bis Ende

November d. J. pur zur Auögleichung erfolgen foll.

S. 5.

Die neue Landesscheidemünze des in Unserer Oberherrschaft einzuführenden

24 Guldenfußes soll auch überhaußt schon vor dem 1. Januar 1841 sowohl

in Pridatverkehr als bei den öfentlichen Cassen mit dem Werkhverhälmisse

don 1 Fl. 45 Xr. — 1 Rihlr. bisherigen Cassengeldes, also Preufischen

Courants, als Zahlungsmittel dienen.

8. 6.

Vom 1. Januar 1841 an wird der Werth der bisherigen hiesigen Scheide-

münze in der Art herabgeseczt, daß ein Groschen Caslengeld nur noch einen

Eilbergroschen des 14 Thalerkuß#es gilt; desgleichen werden von dieser Zeit an

die hießigen Conventioné= Zwei, und Viergroschenstücke nur den Werth von

24 und 5 Silbergroschen desselben Münzfußes behalten.
Urkundlich umter Unserer eigenhändigen künterschrift und beigedruchtem

Fürstlichen Insiegel.
Rudolstadr, den 16. September 1840.

Frledrich Günther, F. k. S.
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M XXXVII. Bekanntmachung,
des Fürstl. Geheimen-Raths-Collegium,

die Uebereinkunft zwischen der Fürstl. Schwarzburg-Rudolstädtischen

Staatöoregierung und der Schweizerischen Eidgenossenschaft wegen
wechselseitiger allgemeiner Freizüglgkeit betreffend,

vom 16. September 1840.

Der zwischen der hiesigenStaatsregierung und der Schweizerischen Eid-

genossenschaft abgeschlossene Vertrag wegen gegenseitiger Freizügigkeit der Un-

terthanen im Fürstenthum Schwarzburg-Audolstadt und in der Schweiz wird,

nachdem die Auswechselung der Vertrags-Urkunden am 20. d. v. M. in Wien

stattgefunden hat, im Nachstehenden zur allgemeinen Nachachtung öffentlich

bekannt Demacht:,

„Die Staatsregierung des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt

ist mit dem eidgenössichen Vorort Namens der schweizerischen Eidgenossen-

schaft in Hinsicht einer wechselseiligen allgemeinen Freizügigkeit über nach-

stehende Bestimmungen übereingekommen:

. Artikel 1.

Alle Vermogens-Llbzge, welche bisher von dem aus dem Frsten-

thume Schwarzburg-Rudolstadt in die Schweizerische Eidgenossenschaft,
oder umgckehrt, aus der Schweizerischen Eidgenossenschaft in das Fürsten-

thum Schwarzburg-Rudolstadt gehenden Vermögen, unter was immer

für einem Namen, erhoben wurden, sollen zwischen den beiden Staaten

gänzlich aufgehoben sein, ohne allen Unterschied, ob das Vermögen durch

erlaubte Auswanderung, Kauf, Tausch, Schenkung, Erbschaft oder auf
andere Weise ausgezogen worden.

Artikel 2.

Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem andern der

beiden conkrahirenden Staaten bei Kauf, Tausch, Erbschaften, Legaten

oder Schenkungen eingeführtssind oder allenfalls eingeführt werden könn“

ten, und auch von den eigenen Staatsangehsrigen oder Unterthanen,
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ohne Rücksicht auf Vermögenserportation entrichtet werden müssen, sind

hierdurch nicht aufgehoben.
Artikel 3.

Die gegenwärtige Uebereinkunft erstreckt sich auf den ganzen Umfang

der beiden conkrahirenden Staaten.

Artikel 4.

Nach diesem Grundsatze soll kein Unterschied deswegen gemacht werden,

ob die bisherigen Abzüge in die Sctaakscassen geflossen oder sonst von

Standcöherrschaften, Grundherrschasten, Individuen oder Corporationen

bezogen worden seien, und es sollen daher auch alle Privatberechtigungen

zu Nachsteuer oder in Abzug in Veziehung auf beide Staaten aufgehoben sein.

Artikel5
Ucbrigens soll bei der Anwendung der gegenwartigen Uebereinkunst

nicht der Tag des Vermögens-Anfalls oder der crhaltenen Erlaubniß

zur Auswanderung, sondern nur jener der wirklichen Vermögens-Expor-

talion in Betracht genommen werden, so daß von dem Augenblicke an,

wo die gegenwärtige Freizügigkeits-Convention in Wirksamkeit tritt, das

zwar schon früher angefallne, aber noch nicht cxporkirte Vermögen als

freizügig behandelt werden muß.

Artikel 6.

Gegenwärtige im Namen der Staatéregierung= des Fürstenthums

Schwarzburg-Rudolstadt und der schweizerischen Eidgenossenschaft zweimal

Kleichlaukend ausgefertigte Convenkion soll nach erfolgter Auswechslung
Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben und öffentlich

bekannt gemacht werden.“

Nudolstadk, den 16. September 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
gez. Wizleben.

ursu. Schw. Rudolit. Gesehjammlung. 1. 22





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Eifites Stück vom Jahr 18j0.

 NNNXNVIII. Vekalintmachung
des Fürstl. Geheimen-Naths-Collegium,

die zwischen der Königl. Preußischen und der Fürstl. Schwarzb. Rudol-

städtischen Regierung zur Beförderung der Rechtoöpflege abgeschlossene

Uebereinkunft betreffend, vom 23. Sept. 1840.

Zwischen der Königlich Preußzischen und der Fürstl. Schwarzburg-Nu-
dolstädtischen Regierung ist zur Beförderung der Rechtspflege folgende Ueber-

einkunft getroffen worden:

I. Allgemeine Bestimmungen.
Arrtikel 1.

Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leisten einander unter den

nachstehenden Vestimmungen undEinschränkungen sowohl in Civil= als Straf-

Rechtssachen diesenige Rechtshülfe, welche sie den Gerichten des Inlandes nach

dessen Gesetzen und Gerichts-Vrrfassung nicht verweigern dürfen.

II. Besondere Bestimmungen.

) Aucsichilich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Acchtsstreikigkeiten.
Artikel2

Die in Civilsachen in dem einen Staate ergangenen und nach dessen Ge-

seten vollstreckbaren-richterlichen Erkenntnisse, Kontumazial-Vescheidc und Ag-
nilions-Resolute oder Mandate sollen, wenn sie von cinem nach diesem Ver-

krage als kompetent anzuerkennenden Gerichte crlassen sind, alich in dem an-

dern Slante an dem dortiyen Vermögen des Sachsilligen unweigerlich voll-

streckt werden.

Dasselbesoll auch rücksichtlich der in Prozessen ver dem kompetenten Ge-

richt geschlessenen und nach den Gesetzen des letzteren vollstreckbaren Vergleiche

Se finden.
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Wie weit Wechsel-Erkennknisse auch gegen die Person des Verurtheillen

in dem andern Staate vollstreckt werden können, ist im Artikel 28 bestimmt.

Artikel 3.

Ein von einem zuständigen Gericht gefälltes rechtskräftiges Civilerkennt“

niß begründet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die

Einrede der rechtskräftig entschiedenen Sache mit denselben Wirkungen, als

wenn das Erkenntnih von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem dit

Einrede geltend gemacht wird, gesprochen wäre.
Artikel 4.

Keinem Unterthan ist es erlaubt, sich durch freiwillige Prorogation einte

nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags nicht kompetenten Ge-

richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen.

Keine Gerichtsbehörde ist befugt, der Requtsition eines solchen gesetzwidrig

prorogirten Gerichts um Stellung des Veklagten oder Vollstreckung des Er-

kenntnisses Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem solchen Gericht ge

sprochene Erkenntuiß in dem andern Staate als ungültig betrachtet.

Artikel 6.

Der Kläga folgt dem Bellagten.

Beide Staaten erkennen den Grundsatz an, daß der Kläger dem Gerichts-

stande des Veklagten zu folgen habe, es wird daher das Urtheil dieser Gerichts-

stelle nicht nur, insofern dasselbe etwas gegen den Veklagten, sondern auch

insofern es elwas gegen den Kläger z. V. rücksichtlich der Erstattung von

Unkosten verfüge, in dem andern Staate als rechtögültig anerkannt und vollzogen.

Artikel 6.
Wiedaklage.

Für die Wiederklage ist die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zustän-

digen Richters begründet, dafern nur jene mit dieser im rechllichen Zusammen'

hange steht und sonst nach den Landesgeseczen des Verklagien zulässig ist.
Artikel 7.

Pro#ckallons-Klagen.

Die Provokationsklagen (ex lege diffamarioder exloge sicontendal) wer-

den erhoben vor demjenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausführung

des Hauptanspruchs gehören würde; es wird daher die von diesem Gerichte,

besonders im Fall des Ungehorsams, ausgesprochene Senkenz von der Obrig=

keitdes Provozirten als rechtsgültig und vollstreckbar anerkannt.
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Artikel 8.

Perssullcher Gurichtsstand.

Der persönliche Gerichtsstand, welcher entweder durch den Wohnsitz in

einem Staate, oder bei denen, welche einen eigenen Wohnsitz noch nicht ge-

nommen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsstande der Eltern begrün-

det ist, wird von beiden Staaten in persönlichen Klaglachen dergestalt aner-

kannt, dag die Unterkhanen des cinen Staates von den Unterkhanen des an-

dern Staates in der Negel, und insofern nicht in nachstehend erwähnten Fäl-

len specielle Gerichrsstände oncurriren, nur von ihrem resp. persönlichen Rich=

ier belangt werden dürfen.
Artikel 9.

Ob Jemand einen Wohnsit in einem der kontrahirenden Staaten habe,

wird nach den Gesetzen desselben beurtheilt.

Artikrl 10.

Wenn Jemand in beiden Staaten seinen Wohnsic in landesgesebli-

chem Sinne genommen hat, hängt die Wahl des Gerichtsstandes von dem

Kliger ab.
Artikel 11.

Der Wohnsitz des Pakers, wenn dieser noch am Leben ist, begründet zu-

gleich den ordentlichen Gerichtsstand der Kinder, welche sich noch in seiner
Gewalt befinden, ohne Rücksicht auf den Ort, wo die Kinder geboren wor-

den sind, oder sich nur eine Zeillang aufhalten.
6 Artikel 12.

Ist der Vater verstorben, so verbleibt der Gerichksstand, unter welchem

derselbe zur Zeit des Ablebens seinen Wohnsitz hatte, der ordentliche Gerichts-

ltand der Kinder, so lange dieselben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnsitz

begründet haben.
Artikel 13.

Hat das Kind zu Lebzeiken des Vaters oder nach seinem Tode den Wohn-

sitz deslelben verlassen und innerhalb drei Jahren nach erlangter Volljährigkei

oder aufgehobener väterlicher Gewalt keinen eigenen festen Wohnsictz genommen,

so verliert es, in den Preußischen Staaten, den Gerichtsstand des Paters und

wird nach den Gesetzen seines jedesmaligen Aufemhalts beurtheilt.
Artlkel 14.

M der Vater unbekannt oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rechten
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Hand erzeugt, so richtrt sich der Gerichksstand eines solchen Kindes auf gleicht

Art nach dem gewöhnlichen Gerichtsstande der Mutter.
« Artikel 15.

Die Bestellung der Personal-Vormundschaft für Unmündige oder ihnen

gleich zu achtende Personen gehört vor die Gerichte, we der Mlegebefohlem#

sich wesentlich aufhält. In Absicht der zu dem Vermögen der Mlegebefohlnen

gehörigen Immobilien, welche unter der andern Landröhoheit liegen, steht der

gegenseitigen Gerichtsbehörde frei, wegen dieser besondere Vormünder zu (#

stellen, oder den auswärtigen Personalvormund ebenfalls zu bestäcigen, wil-

cher letztere jedoch bei den auf das Grundslck sich beziehenden Geschäften dic

am Orte des gelegenen Grundstücks gelienden gesetzlichen Vorschriften zu bt-

folgen hat. Im ersteren Falle sind die Gerichte der Hauptvormundschaft r*’5
halren, der Vehörde, welche wegen der Grundstücke besondere Vormünder be

stellt hat, aus den Acten die nöthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen;

auch haben die beiderseitigen Gerichte wegen Verwendung der Einkünfte aus

den Gütern, so weit solche zum Unterhalte und der Erziehung oder dem son-

stigen Fortkommen der Pflegebefohlenen erforderlich sind, sich mit einander zu

vernehmenund in dessen Verfolg das Nöthige zu verabreichen.
Artikel 16.

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne cinen

Wohynsitz daselbst zu haben, eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder ein aus

deres dergleichen Etablissement besitzen, sollen wegen persönlicher Verbindlich=

keiten, welche sie in Ansehung solcher Elablissements eingegangen haben, so-

wohl vor den Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanstalten sich besinden,

als vor den Gerichtostande des Wohnorts belangt werden können.

Artikel 17.

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem persönlichen Aufent-

halte auf dem erpachteten Gute, soll den WVohnsitz des Pachters im Slaatr

begründen.
Artikel 18.

Ausnahmsweise können jedoch:

4) Studirende wegen der am Universstäts-Orte von ihnen gemachten Schul-

den oder anderen durch Verträge oder Handlungen dajelbst für sie ent“

standenen Rechtsverbindlichkeiten,
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2) alle im Dienste Anderer stehende Personen, so wie dergleichen Lehrlinge,

Gesellen, Handhungsdiener, Kunstgehülsen, Hand= und Fabrikarbeiter
in Injurien-, Alimenten= und Entschädigungs-Prozessen und in allen

Rechtsstreitigkeiten, welche aus ihren. Dienst-, Erwerbs= und Contracts=
verhältnissen enkspringen,

so lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo sie studiren oder dienen, dauert,

bei den dortigen Gerichten belangt werden.

Bei verlangter Vollstreckung eines von dem Gerichte des temporären Auf-

emhaltsorten gesprochenen Erkenntnisses durch die Behörde des ordenklichen

bersönlichen Wohnsiczes sind jedoch die nach den Gesetzen des letzteren Orts

bestehenden rechtlichen Verhälmmisse desjenigen, gegen welchen das Erkenntnig

vollstreckt werden soll, zu berücksichtigen.
Artikel 19.

Allsemelues Conturagericht.

Bei entstehendemKreditwesenwird der persönliche Gerichtsstand des

Schuldners auch als allgemeincs Coneursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat
Jemand nach Arlikel 9. 10. wegen des in beiten Staaten zugleich genommenen

Vohnsihes eines mehrfachen persönlichen Gerichtestand, so entschridct für die

Competenz des allgemeinen Concursgerichts die Prävemion.

Der erbschaftliche Liquidationsprozeh wird im Fall eines mehrfachen Ge-
richtsstandes von dem.Gerichte eingeleiltt, bei welchem er von den Erben oder

dem Nachlaßcurator in Autrag gebracht wird.

Der Antrag auf Concurseröffnung findet nach erfolgter Einleitung eines

erbschaftlichen Liquidationoprozesses nur bei dem Gerichte Stalt, bei welchem

der *bercits techtahangig ist.
Artikel 20.

Der hiernach in dem einen Staat cröffnete Concurs= oder Liquidations-

brozeh erstreckt sich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermö-

gen des Gemeinschuldners, welches daher auf Verlangen des Coneursgerichts
von demjenigen Gerichi, wo das Vermögen sich befindet, sicher ücstsli, inven-

tiret und entwederin nnlurn oder nach vorgängiger Versilberung zur Concurs=

masse ausgeankwortet werden muß. «

Hierbeifinden jedoch folgende Einschränkungen Statt:
1) Gehört zu dem auswantwortenden Vermögen eine dem Gemeinschuld=

ner angefallene Erbschaft, so kann das Concursgericht mur die Ausantwortung
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des, nach erfolgter Befriedigung der Erbschaftsgläubiger, in so weit nach den

im Gerichtsstande der Erbschaft geltenden Gesetzen die Separation der Erb-

masse von der Concursmasse noch zulässig ist, so wie nach Berichtigung der

sonst auf der Erbschaft ruhenden Lasten verbleibenden Uebexrestes der Concurs-

masse fordern.

2) Eben so können vor Ausantwortung des Vermögens an das allge-

meine Concurögericht alle nach den Gesetzen desjenigen Staates, in welchem

das auszuantwortende Vermögen sich lefindet, zulässigen Vindikations-, Pfand=

Syppotheken= oder sonstige, eine vorzügliche Befriekigung gewährenden Acchte
an den zu diesem Vermögen gehörigen und in dem betreffenden Staate befind-

lichen Gegenständen vor dessen Gerichten geltend gemacht werden, und ist so-

dann aus deren Erlös die Befriedigung dieser Gläubiger zu bewirken und nur

der Ueberrest an die Concursmasse abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder

mit dem Curakor des allgemeinen Concurses oder erbschaftlichen Liquidations=

Prozesses über die Verilät oder Priorilät einer Forderung emstehende Streit

von denselben Gerichten zu entscheiden.

3) Besiht der Gemeinschuldner Vergtheile oder Kuxe oder sonstiges Berg-

werkseigenthum, so wird, Behufs der Vefriedigung der Verggläubiger, aus

demselben ein Specialconcurs bei dem betreffenden Verggericht cingeleikct und

mur der verbleibende Ueberrest diestr Spccialmasse zur Hauptconcurmasse ab-

geliefert.

3) Eben so kann, wenn der Gemeinschuldner Secschiffe oder dergleichen

Schiffsparte besigt, die vorgängige Befriedigung der Schiffsgläubiger aus dic-

sen Vermögensstücken nur bei dem betreffenden Sec= und Handelsgericht im

Wege eines einzuleitenden Specialconcurses erfolgen.

Artikel 21.

In so weit nicht elwa die in dem vorstehenden Artikel 20. bestimmten

Ausnahmen eintreten, sind alle Forderungen an den Gemcinschuldner bei dem

allgemeinen Concursgericht einzuklagen, auch die Rücksichts ihrer etwa bei den

Gerichten des anderen Staates bereils anhängigen Prozesse bei dem Concurs-

gerichte weiter zu verfolgen, es sei denn, daßs letztercs Gericht deren Forkse-

bung und Emscheidung bei dem prezegleitenden Gerichte ausdrücklich genehmigt
oder verlangt.
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Auch diejenigen der im Artikel 20. gedachten Realforderungen, welche

von den Gläubigern bei dem besondern Gerichte nicht angezeigt oder daselbst

gar nicht, oder nicht vollständig bezahlt worden sind, können bei dem allge-

meinen Concursgerichte noch geltend gemacht werden, so lange bei dem letzte-

ben nach den Gesetzen desselben eine Anmeldung noch zulässig ist.

Dingliche Rechte werden jeden Falls nach den Gesetzen des Orls, wo

die Sache belegen iKt., beurtheilt und geordnet.

Hinsichtlich der Gülligkest persönlicher Ansprüche entscheiden, wenn es

auf die Rechtsfähigkeit cines der Betheiligten ankommt, die Gesetze des Staa-

tes, dem er angehört, wenn es auf die Form eincs Rcchtsgeschäfts ankommt,

die Gesetze des Sraakes, wo das Geschäft vorgenommen worden ist (Artikel

33.), bei allen andern als den vorangeführten Fällen die Gesetze des Staa-

tes, wo die Forderung ecntstanden ist. Ueber die Nangordnung persönlicher

Ansprüche und deren Verhälmig zu den dinglichen entscheiden die am Orte

des Concursgerichts geltenden Gesetze. Nirgends aber darf ein Unterschied

wwischen in= und ausländischen Gläubigern rücksichtlich der Behandlung ihrer

Rechte gemacht werden.
Artikel 22.

Dluglicher Gerichtestand.

Alle Nealklagen, desgleichen alle possessorischen Rechtsmittel, wie auch

die sogenannten nclionos in rem scripino, müssen., dafern sie eins unbewegliche

Sache betreffen, vor dem Gerichte, in dessen Bezirk sich die Sache befindet —

können aber, wenn der Gegenstand beweglich ist, auch ver dem persönlichen

Gerichtsstande des Beklagten erhoben werden, vorbehältlich dessen, was auf

den Fall des Concurses bestimmt sst.

Artikel 23.

In dem Gesichtsstande der Sache können keine blos (rein) persönliche

Klagen angestellt werden.
Artikel 24.

Eine Ausnahme von dieser Negel findet jedoch Stalt, wenn gegen den

Besitzer unbeweglicher Güter eine solche persönliche Klage angestellt wird,

welche aus dem Besitze des Grundstücks oder aus Handlungen fließt, die er

in der Eigenschaft als Gutsbesitzer vorgenommen hat. Wenn däher ein fol-

cher Grundbesitzer
Zürstl. Schw. Gdolst. Gesetzlammlng. I. 23
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4) die mit seinem Pächter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten

zu erfüllen, oder

2) die zum Besten des Grundstücks geleisteten Vorschülse oder gelieferten

Materialien und Arbeiten zu vergüten sich weigert, oder wenn von den

auf dem Grundstück angestellten dienenden Personen Ansprüche wegen

des Lohns erhoben werden, oder

3) die Patrimonial-Gerichtobarkeit oder ein ähnliches Befugnig mingbraucht,
ober

4 seine Nachbarn im Besitze stört;

5)sich eines auf das benachbarte Grundslück ihm zustehenden NRechts be-
rühmt, oder

6) wenn er das Grundstück ganz oder zum Theil veräufeert und den Con-

tract nicht erfüllt, oder die schuldige Gewähr nicht leistet,

so muß derselbe in allen diesen Fällen bei dem Gerichtsstande der Sache Recht

nehmen, wenn sein Gegner ihn in seinem persönlichen Gerichtsstande nicht be-

langen will.
Artikel 25.

Gertchtsstand der Erbscha

Der Gerichtsstand einer Erbschaft ist #a, no—der Erblasser zur Zeit sti-

nes Ablebens seinen persönlichen Gerschtsstand hatte.
Artikel 26.

In diesem Gerichtsstande können angebracht werden:

1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts und solche, die auf Erfüllung

oder Aushebung testamentarischer Verfügungen gerichtet sind;
2) Klagen zwischen Erben, welche die Theilung der Erbschaft oder die Ge-

währleistung der Erbtheile betreffen.

Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur so lange geschehen, als in dem Ge-

richtsstande der Erbschaft der Nachlaß noch ganz oder theilweise vorhanden ist.

Endlich können
3) in diesem Gerichtsstande auch Klagen der Erbschaftsgläubiger und Lega-

tarien angebracht werden, so lange sie nach den Landes-Gesetzen in dem

Gerichtsstande der Erbschaft angestellt werden dürfen.
In den zu 1., 2. und 3. angeführten Fällen bleibt es jedoch dem Ermessen

der Kläger überlassen, ob sie ihre Klage stattindemGerichtsstande der Erb

schaft, in dem persönlichen Gerichtsstande der Erben anstellen wollen.
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Nicht minder steht jedem Miterben zu, die Klage auf Theilung der zum

Nachlaß gehörenden Immobilien auch in dem dinglichen Gerichtsstande der

Letzteren (Artikel 22.) anzubringen.
Artikel 27.

Gerichtsstand des Arrestes.

Ein Arrest kann in dem einem Staate unter den nach den Geseten dessel-

ben in Beziehung auf die eigenen Unterthanen vorgeschriebenen. Bedingungen

gegen den Vürger des anderen Staates in dessen in dem Gerichtsbezirke des

Arrestrichters besindlichen Vermögen angelegt werden und begründet zugleich den

Gerichtsstand für die Hauptklage insoweit, daß die Eutscheidung des Arrest-

richters rücksichtlich der Hauptsache nicht blos an den in seincm Gerichtsspren-

gel besindlichen und mit Arrest belegten, sondern an allen, in demselben Lande
befindlichen Vermögensoljecten des Schuldners vollstreckbar ist. Die Anle-
gung des Arrestes giebt jedoch dem Arrestkläger kein Voriugsrecht vor an-

dern Gläubigern und verliert daher durch Concurs-Eröffnung über das Ver-

mögen des Schuldners seinc rechtliche Wirkung.

Artikel 28.

„ Gerichtsstand dre Gontracls. »

'DckGrkichtsstaitddkSEontmthvonvklächncbcnsmvohlaufErfüllung,
alsaufslufhcbtingMCotnkactögeklagtwckdcnkann,sindetnurdannscine
Anwendung, wenn der Contrahenk zur Jeit der Ladung in dem Gerichtöbezirk

sich auwesend befindet, in welchem der Contract geschlossen worden ist, oder

in Erfüllung gehen foll.

Artikel 29.

Die Cleusei in-einem Wechselbriefe, oder eine Perschreibung nach Wechsel-

recht, wodurch sich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichis

unterwirft,indessenBezirk er nach der Verfallzeit anzutreffen ist, wird als

hülluig anerkannt, und begründet die Zaständigkeit eines jeden Gerichts gegen
den in seinem Bezirk anzutreffenden Schuldner.

Aus dem ergangenen Erkenmnisse soll selbst die Personalerecution gegen

den Schuldner bei den Gerichten des andern Staaces vollstreckt werden.

Artikel 30.

Onichstand de geführten Verwallung,

Bei dem Gerichtöstande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver-

mögen bewirthschaftet oderverpaltet hat, muß er auch auf die z6,ceiner sol-
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chen Abministration angestellte Klage sich einlassen, so lange nicht die Admini-

stration völlig beendigt und dem Verwalter uber die abgelegte Rechnung

quittirt ist.
Wenn daher ein aus der quittirten Nechnung verbliebener Nückstand ge-

sordert, oder eine erkheilte Ousftlung angefochten wird, so kann dieses nicht bei

demvormaligen Gerichtsstande der geführten Verwaltung geschehen.

Artikel 31.

Intervenkion.

Jede Intervention, die nicht eine besonders zu behandelnde Rechtssachc in

einen schon anhängigen Proceß einmischt, sie sei principal oder accessorisch, be-

treffe den Kläger oder Veklagten, sei nach vorgängiger Streitankndigung oder
ohne dieselbe geschchen, begründet gegen den ausländischen Intervenienten die

Gerschtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptproceß geführt wird.

Artikel 32.

Wirkung der Rechtshingigkelt.

Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln bestimmten Gerichts-

stande eine Sache rechtshängig geworden ist, so ist der Streit daselbst zu be-

endigen, ohne daß die Nechtshängigkeit durch Veränderung des Wohnsitzes
oder Aufenthalts des Beklagten gestört oder aufgehoben werden könnte.

Die Rechtöhängigkeit einzelner Klagsachen wird durch die legale Insinua=

tion der Ladung zur Einlassung auf die Klage für begründet erkannt.

2) Nücksichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht Kreiligen Acchtssachen.

Artikel 33.

Alle Rechtsgeschäfte unter Lebenden undauf den Todesfall werden, was

die Gülrigkeit desselben rücksichtlich ihrer Form betrifft, nach den Gesetzen des

Orts beurtheilt, wo sie eingegangen sind.
Wenn nach der Verfassung des einen oder des andern Skaates die Gül-

tigkeit einer Handlung allein von der Ausnahme vor einer bestimmten Be-

hörde in demselben anhängt, so hat es auch hierbei sein Werbleiben.

Artikel 34. »

Verträge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbeweg-

liche Sachen zum Zwecke haben, richten sich lediglich nach den Gesetzen des

Orts, wo die Sachen#iegen.
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3) Nücssichtlich der Strafgerichksbarkeit.

Artikel 35.

Verbrecher und andere Ueberkreter von Strafgesetzen werden, soweit nicht

le nachfolgenden Artikel Ausnahmen bestimmen, von dem Staate, dem sie

angehören, nicht ausgeliefert, sondern daselbst wegen der in dem andern Staate

begangenen Verbrechen zur Untersuchung gezogen und bestrast. Daher findet

auch ein Contumacialverfahren des andern Staates gegen sie nicht Statt.

Vei der Constalirung eines Forstfrevels, welcher von dem Angehörigen

eines Staates in dem Gebiete des andern verübt worden ist, soll den officiellen

Angaben und Abschätzungen der compctenken Forst= und Polizeibeamen des

Orts des bezangenen Frevels dieselbe Beweiskraft, als den Angaben und Ab-

schätzungen inländischer Officianten von der erkennenden Behörde beigelegt wer-

den, wenn ein solcher Veamter auf die wahrheitsmäßige, treue und gewissen-

hafte Angabe seiner Wahrnehmung und Kenmtnih entweder im Allgemeinen,

oder in dem spcciellen Falle eidlich verpflichtet worden ist, und weder einen

Denuncianten-Autheil, noch das Mandgeld zu beziehen hat.
Uebrigens behält es wegen der Verhütung und Bestrafung der Forst-

frebel in den Grenzwaldungen bei der bevorstehenden Uebereinkunft vom 13. No-

vember 1822 sein Bewenden.

Artikel 36.

Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebicte des andern sich

eines Vergehens oder Verbrechens schuldig gemacht hat, und daselbst ergriffen

und zur Untersuchung gezogen worden ist, so wird, wenn der Verbrecher gegen

juratorische Caution oder Handgelöbniß entlassen worden, und sich in seinen

Heimathsstaat zurückbegeben hat, von dem ordentlichen Richter desselben das

Erkenntnih des ausländischen Gerichts nach vorgängiger Requisition und Mit-

theilung des Urtels sowohl an der Person, als an dem in dem Staatsgebiete

besindlichen Gütern des Verurtheilten vollzogen, vorausgesetzt, daß die Hand-

lung, wegen deren die Strafe erkannt worden ist, auch nach den Gesehen des

requitirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine blos

polizei= oder finanzgesetzliche Uebertretung erscheink, ingleichen unbeschadet des

dem rcquirirten Staate zuständigen Strafverwandlungs= oder Behnadigungs-

rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Perbrechers nach der

Verurtheilung oder während der Strafverbüßung Statt.



166 1840.

Hat sich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung der Untersuchung

durch die Flucht entzogen, soll es dem untersuchenden Gericht nur freistehen

unter Mittheilung der Acten auf, Fortsetzung der Untersuchung und Bestrafung

des Verbrechers, so wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkosten aus dem

Permögen des Verbrechers anzutragen. In Fällen, wo der Verbrecher nicht

vermögend ist, die Kosten der Strafvollstreckung zu tragen, hat das requiri-

rende Gericht solche, in Gemäßheit der Bestimmung des Artikels 45., zu

ersetzen.
Artikel 37.

Bediugt zu gestatkende Selbstgestellu
Hat der Unterthau des einen Staates Enafgetze des andern Staates

durch solche Handlungen verletzt, welchein dem Staate, dem er angehört, gar

nicht verpönt sind, z. B. durch Ueberiretung eigenthümlicher Abgabengesetze,

Polizei-Vorschriften und dergleichen und welche demnach auch von diesem Staale

nicht bestraft werden können, so soll auf vorläusige Requisition zwar nicht

zwangsweise der Umerthan vor das Gericht des andern Staates gestellt, dem-

selben aber sich selbst zu stellen verstaltet werden, damit er sich gegen die An-

schuldigungen vertheidigen und gegen das in solchem Falle zulässige Contuma-

cialverfahren wahren könne. Doch soll, wenn bei Uebertretung einrs Abgaben-

gesetzes, des einen Staates Waaren in Beschlag genommen worden sind, die

Veruxtheilung, sei es im Wege des Comumatialverfahrens oder sonst insofern

eintreten, als sie sich nur auf die in Beschlag genommenen Gegenstände. be-

schränkt. Auschung“ der Contravention gegen Zollgesetze bewendet es bei
d « Zoll-Kartell vom 11. Mai 1833.

Ariitel 36.
Der zuständige Strafrichter darf auch, soweit die Gesetze seincs Landes

es, gestatten über die aus dem Verbrechen ensprungenen Privakansprüche mit

erkennen, wenn darauf von dem Beschädigten angetragen worden ist.

Artikel 39.

Anklleserung der Geflüchtelen.

Unterkhanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer

Ueberwetungen ihr Vaterland verlassen und in den andern Staat sich geflüchtet

haben, ohne daselbst zu Unterthanen aufgenommen worden zu sein, werden

nach vorgängiger Requisiton gegen Erstattung der Kosten ausgelieferk.
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Artikel 40.

Auslleserung der Ausländer.

Solche eines Verbrechens oder einer Ueberkretung verdächtige Indlviduen,

welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen sind, werden,

wenn sie Strafgesetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben beschul-

digt sind, demjenigen, in welchem die Uebertretung verübt wurde, auf vor-

gängige Nequisition gegen Erstattung der Kosten ausgeliefertz es bleibt jedoch
dem requtrirten Staate übrrlassen, ob er dem Auslieferungs-Autrage Folge

heben wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem der Ver-

brecher angehört, von dem Antraze in Kennmniß geseczt und deren Erklärung

erhalten habe, ob sie den Angcklagten zur eigenen Vestrafung reclamiren wolle.

Artikel 41.

Anttindlichlei! der Aunahme der Auslieserung.

In denselben Fällen, wo der eine Staat berrchtigt ist, dieAuslieferung

eines Beschuldigten zu fordern, ist er auch verbunden, die ihm von dem andern

Staate angebotene Auslieferung anzunehmen.

Artikel 42.

In Criminalfällen, wo die persönliche Gegenwart der Zeugen an dem

Orte der Untersuchung nothwendig ist, soll die Stellung der Unterthanen des

einen Staates vor das Umtersuchungögericht des andern zur Ablegung des

Jeugnisses, zur Confrontation oder Recognitkon gegen vollständige Vergütung

der Reisesosten und des Versãumnisses nie verweigert werden.

Artikel 43.

Da nunmehr die Fälle genau bestimmnt sind, in welchen die Auslieferung

drer Angeschuldigten oder Gestellung der Zeugen gegenseilig nicht verweigert

werden sollen, so hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher sie obliegt,

die bisher üblichen Revbersalien über gegenseitige gleiche Rechiswillfährigkeit nicht

weiter zu verlangen.

In Ansehung der vorgängigen Anzeige der requirirten Gerichte an die

vorgesetzten Vehörden bewendet esbei den in beiden Staaten deshalb getroffe=

nen Anordnungen.
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III. Bestimmungen rücksichtlich der Kosten in Civil-

und Criminalsachen.

Artikel 44.

Gerichtliche und auGergerichtliche Proce-und Untersuchungskosten, welche

von dem compctenten Gericht des einen Staates nach den dort geltenden

Porschriflen festgesetzt und ausdrücklich für beitreibungsfähig erklärt worden

sind, sollen auf Verlangen dieses Gerichts auch in dem andern Staate von

dem daselbst sich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres crecutivisch eingezogen

werden. Die den gerichtlichen Anwälten an ihre Mandaten zustehenden For-

decungen, an Gebühren und Auslagen können indeß in Preußen gegendie dort

wohnenden Mandaten nur im Wege des Mandaksprozesses nach §. 1. der

Verordnung vom 1. Juni 1833 gelkend und beitreibungsfähig gemacht werden;

es ist jedoch auf die Requisition des jenseitigen Proceßgerichts das gesetzliche

Verfahren von dem competenten Gericht einzuleiten und dem auswärtigen

Rechtsanwalte Behufs der kostenfreien Vetreibung der Sache ein Assistent von

Amtswegen zu bestellcn.

Artikel 45.

In allen Civfl= und Criminalrechtssachen, in welchen die Bezahlung der

Unkosten dazu vermögenden Personen obliegt, haben die Behörden des einen

Staates die Neguisitionen der Behörden des andern sportel= und stempelfrei

zu expediren und nur den unumgänglich nöthigen baaren Verlag an Copia-

lien, Porto, Vokenlöhnen, Gebühren und Zeugen und Sachverständigen, Ver-

pflegungs= und Transportkosten zu liquidiren.

Artikel 46.

Den von einem auswärtigen Gerichte abzuhörenden JZeugen und andern

Porsonen sollen die Neise= und Zehrungskosten, nebst der wegen ihrer Ver-

siumniß ihnen gebührenden Vergütung nach der von dem requirirten Gerichte

geschehenen Verzeichnung bei ersolgker wirklicher Sistirung von dem requtriren-

den Gerichte sofort verabrescht werden.

Artikel. 47.

Zu Enescheidung der Frage, ob die Person, welcher die Bezahlung der

Unkosten in Civil= und Criminalsachen obliegt, hinreichendes Vermögen dazu
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besitzt, sol nur das Zeugnißf derjenigenk Gerichtsstelle erfordert werden, unter

welcher diese Person ihre wesentliche Wohnung hat.
Sollte dieselbe ihre wesentliche Wohnung in einem dritten Staate haben

und die Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten verbunden sein, so

bird es angesehen, als ob sic kein hinreichendes eigenes Vermägen besttze.

M in Criminalfillen ein Angeschuldigter zwar vermögend, die Kosten zu ent-

richten, jedoch in dem gesprochenen Erkenntnisse dazu nicht verurtheilt worden,

so K dieser Fall dem des Unvermögens ebenfalls gleichzusetzen.

Artikel 48.

Sämmtliche vorstehende Bestimmungen gelten nicht in Beziehung auf die
Königlich Preuhischen Aheinprovinzen. Auch stehen die Bestimmungen des

begenwärtigen Vertrags mit der Beurtheilung der polilischen Heimath in keie

der Verbindung.

Artikel 49.

Die Dauer dieser Uebereinkunft wird auf zwölf Jahre, vom 1. Ockober

k. J. an gerechnet, festgesetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keineAuf-

kündigung von der einen oder andern Seite, so ist sie stillschweigend als auf

doch zwölf Jahre weiter verlängert anzusehen.

Hierüber ist Fürstl. Schwarzburg-Nudolstädtischer Seits gegenwärtige
Erklärung ausgefertigt und solche mit dem Fürstlichen Geheimen-Insiegel ver-

sehen worden.

Nachdem vorstehende Erklärung gegen eine ebenmäßige Erklärung des
fönigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten zu Berlin aus-

hewechselt worden ist, so wird dieselbe anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 23. September 1840.

(L.S.) Flrstl. Schwarzb. Geheimeraths-Colleglum.
gez. Wihleben.

Fürstl. Schw. MAndofft. Gesetzsammlang. 1. 24





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Swölstes Stück vom Jahr 1810.

XXXXN Bekanntmachung
des Fürstl. Consistorium vom 9. Ockober 1840,

die unterm 10. Junius 1822 erlassene Verordnung wegen unge-

bührlichen Aufwandes und sonstiger Mißbräuche bei Kind-

Taufen betreffend.

(Wochenblatt 1840. St. 42.)

Nachdem neuerdings vorgekommen, daß die nachstehende, wegen ungebühr-
lichen Aufwandes und sonstiger Mißbräuche bei Kind-Taufen unterm 10. Ju-

nius 1822 erlassene und durch das hiesige officielle Wochenblatt im 28. Stücke

lesselben Jahres publiceirte landesherrliche Verordnung:

Von Gottes Guaden Wir Friedrich Günther, Fürst zu Schwarz=
burg-Nudolstadt ic. Nachdem Wir vernehmen müssen, dass an vielen Orten

Unserer Fürstl. Lande bei den Kindtaufen solche Mißbräuche eingerissen, welche

den schönen Akt der Aufnahme eines neugebornen Kindcs in die christliche Ge-

meinde zum tobenden Fest, und die Anrufung einiger christlicher Gemeinde-

Glieder zu künstigen Berathern und Beschützern der Neugebornen zu einer

Erwerbs-Speculation herabwürdigen, den Taufzeugen aber ein höchst nach-

cheiliger Aufwand verursacht wird; So haben Wir Uné, nach diesfallsiger

Beralhung mit Unsern getreuen Ständen, bewogen gefunden, Folgendes zu

berordnen und zu besiimmen:

1. Die Jahl der Tauf-Pathen wird hiermit, ohne Unterschied des Stan-
des des Kindes-Vaters, auf drei beschränkt. Zwar ist, mehrere zu wählen,

nachgelassen, es muß. aber für jeden derselben ein Thaler, halb in das Kirchen-

Aerarium, halb in die Armen-Casse des Orts gezahlt, oder wo letztere nicht

ist, zum Besten der Armen verwendet werden; auch können mehrere auswärtige
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von einheimischen nicht reprãsentirt werdende Palhen ohne diese Abgabe gewaht
und insKirchen Buch eingetragen werden.

2. Aille zeither üblichen sogenannten Pathen= ober Bettgeschenke. an b#l

Kind oder die Wöchnerin, ingleichen die an kheils Orten gewöhnlichenGeschenk

zum sogenannten Osterei, beim Kirchgang der Wöchnerin, nicht wenigerke

der Consikmation, Verlobhg odek Aölchen dek Täusputhetn, dürfen nicht mezt

gerricht werden, und fallen, wenn solches ja geschehen sollte, halb dem Kirchen

Aerario, halb der Armen-Casse des Orts zu.

Armen Wöchnerinnen, so wie armen Kindern eine Unterstütung zuflielh#

zu lassen, ist jedoch nicht verbotenz wie denn auch die Taufzeugen da, wo 4

von dem Kindesvater nicht geschieht, dem Pfarrer und Küster oder Schuldient

das herkömmliche Accidenz zu reichen haben.

3. Von den Mitgliedern einer Familie, nämlich Mann, Frau und an

deren Brod befindlichen Kindern, darf jährlich nur ein Mitglich zu Gevatlenn

gebeten werden, und hat der Geistliche, wenn er findet, daß in diesem Jahr

schon ein Mitglied aus dieser Familie Pathenstelle versehen, den Kindesvat#

oder Hebamme nicht zu einholender Einwilligung an den Familienvater zu ver

weisen, sondern ein solches Gesuch gleich abzuweisen. Es wäre denn, daß ein

solches Familien-Glied aus verwandtschaftlichen oder sonstigen Verhältnissen

sich selöst bei dem Geistlichen dazu erböte.

4. Der an einigen Orten zeither übliche Brauch, bei der Taufe unehe

licher Kinder sieben Gevattern zu bitten, wird hiermit aufgehoben, und find

bei der Taufe unehelicher Kinder eben das Statt, was bei der Taufe ehelicher

Kinder geordnet und gesetzlich bestimmt worden.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eihenhändig vollzogen und Unfet

Fürstl. Insiegel beifügen lassen.
Rudolstadt, den 10. Junius 1822.

(L. S.) Friedrich Günther, F. 3. S. N,
nicht streng beobachtet wordenz so wird dieselbe andurch nachachtlich wieder "

Erinnerung gebracht.
Rudolstadt, am 9. Oktober 1840.

Färstl. Schwarzburg. Consistorlum.
Hönniger. ,

Fr. Carl Hönniger
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 XI. Verordnung

der Fürstl. Regierung vom 6. November 1804,

das Verbot der Anfertigung und Verabfolgung von Stichen, Platten,

Stempeln, oder anderen Formen, welche zu Verfertigung von

Metallgeld, Papiergeld, Stempelpapier etc. bestimmt sind oder ge-

mißbraucht werden können, ingleichen von öffentlichen Siegeln

und Stempeln etc., so wie der Abdrücke von solchen Stichen,

Platten, Stempeln etc. ohne Anweisung der Behörde betreffend.

Auf Höchsten Befehl Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht, des gnädigst
kegierenden Fürsten und Herrn, wird hiermit für den Umfang des Fürsten-

lhums verordnet, daß künftighin ohne Anweisung der Behörde Niemand Siiche,

Matten, Stempel oder andere Formen, welche zu Anfertigung von Melall-

geld, Papiergeld, Stempelpapier oder zu den von einer öffentlichen Behörde

unter ihrer Firma auszustellenden Schuldscheinen, Zinscoupons, Quittungen,
Anweisungen, Bescheinigungen, Steuerzelteln, oder andern dergleichen Urkun-
den bestimmt find, oder hemißbraucht werden können, ingleichen öffentliche

Siegel oder Stempel, welche zur Beglaubigung öffentlicher Urkunden, so wie des

Maaßes und Gewichts, oder zur amilichen Bczeichnung oder amtlichen Ver-

schliehung gewisser Sachen und Waaren dienen können, anfertigen und verab-

solgen lassen, und eben so wenig Jemand ohne Anweisung der Behörde den

Abdruck der vorstehend bezeichneten Stiche, Plalten, Stempel oder Formen,

oder irgend einen Druck von Formularen zu den oben bezeichneten Urkunden

unternehmen oder Abdrücke davon verabfolgen lassen darf; wobei zugleich be-

merkt wird, daß diesfallsige Contraventionsfälle, insofern damit nicht ein schwe-

des Verbrechen verbunden, mit angemessener Geld= oder Gefängnigstrafe wer-

ben geahndet werden.

Rudolstadt, den 6. November 1840.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

N. A. Bianchi.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

pahezne Stück vom Jahre 1840.

N NLI. Geset,

die Einführung des 24  Guldenfußes in der Oberherrschaft und

des 14 Thalerfußes in der Unterherrschaft des Fürstenthums Schwarz-

burg-Rudosstadt, ingleichen die in Folge dieser Münzveränderung.
erforderliche Regulirung der zeitherigen Münz-Verhältnisse

betreffend, vom 11. November 1840.

Wir Friedrich Güntber, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg,

Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.

haben zur Erfüllung der durchdieallgemeine Münzconvention vom 30. Juli

1838 (Gesesammlung von diesem Jahre, Slück 1. No. II.) sowie durch den

Staaksvertrag wegen Beitrilt Unsers Fürstenthums mit der Oberherrschaft

zum sürdeutschen Münzvereine vom 11. Mai 1639 (Gesetzsammlung d. a. O.

No. III.) übernommenen Verbindlichkeiten und zu Feststellung der aus der ver-

änderten Münz-Verfassung sich ergebenden neuen Münzverhältmisse einige ge-
setzliche Bestimmungen für nöthig erachtet und selzen deshalb mit Beirath und

Justimmung Unserer getreuen Stände hierüber Folgendes fest:

8. 1.

Vom Jannar 1841 an tritt mit Wegfall aller zeither üblichen Münzfüßze

) in der Oberherrschaft Unseres Fürstenthums der 241 Guldenfuß, nach wel-

chem die Mark feinen Silberszu Vier und Zwanzig und Einen halben

Gulden in den Hauptmünzen, und zu Sieben und Zwanzig Gulden in der

Scheidemünze ausgebracht wird, mit dem Werthe des Guldens zu 3 Thaler,

2) in der Unterherrschaft Unseres Fürstenthums der 14 Thalerfuß, nach wel-
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chems die Mark feinen Silbers zu Vierzehn Thalern in den Couran

münzen, unduSrchszehnThalerninder Scheidemünze ausgebracht wird,
als alleiniger Sandesmünzfuß em.

8. 2.

Der Gulden des 247 Guldenfußes wird in (50 Kreuzer, der Kreuzer in

Slchhtel Kreuzer (Hellerstücke), der Thaler des 14 Thalerfußes dagegen in 30

Silbergroschen und der Silbergroschen in 12 Pfennige eingetheilt.

§S. 3.

Die gegenseitigen Werthverhältnisse der in Unserer Ober= und Unterherr-

schaft einzuführenden groben Silbermünzen (Haupt= oder Courant-Münzen),
worunter, außer der Vereinsmünze mit dem Werthe von 33 Fl. oder 2 Tha=

lern, beim 247 Guldenfuhe die Einguldenstücke und die halben Guldenstücke,

beim 14 Thalerfuge die Einthalerstücke, die Eindrittel= und Einsechstelthaler=

stücke verstanden werden, sind nach dem oben angegebenen Verhälinig des

Guldens zum Thaler wie 4 zu 7 folgende:
A.

1 K — 1f (vr. 1 pf.

 = 6 k. f.

1 Ahr. = 1 fl 45 kr.

 n—.—..—. 23

Rthlr. — 17# kr.

Bei Berechnung des Wenthverhältnisses der Scheidemünze beider Münz-

süte gegen cinander dient der Ansatz: 7 kr. sind gleich 2 fol.

Siehe die Tabellen sub A. und B.

Aamerkung. Die noch im 20 Guldensuße — biesigen Speciesthaler undCo Arünltons-Oolden werden auch kernerbin sowohl im 4meine Ver-
kehre als bei den öffenklichen Kassen nach dem §. 0 3feslge-
stellten Werth--Verhältnisse ungwwonimen. und ausgegsten.

8. 4.

Als Silberscheidemünze treten ein beim 247 Guldenfusße 6 Kreuzer= und
3 Kreuzerstücke, beim 14 Thalerfuge Silbergroschen und Sechser.

Der Bedarf an Kupferscheidemünze soll in der Oberherrschaft durch Kreu-

zer (= 8 Heller), Viertelskreuzer (— 2 Heller) und Achtelskreuzer (= 1 Hel-

ler),inderUnterherrschaft durch 4 Pmennig-, 3 Pfennig-, 2 Pfennig- und
4 Pfennig-Stücke gedeckt werden.



1840. 177

8. 6.

Die Scheldemünze soll sowohl im Privatverkehr als bei den öffentlichen

Kafsen nur als Aucgleichungsmittel betrachtet, und deshalb Niemand genöthiget

werden, eine Zahlung, welche in der kleinsten Haupt= oder Courant-Münze

geleistet werden kann, in Scheidemünze anzunehmdn.

Dagegen wird die hieländische Scheidemünze in Summen von wenigstens

100 Fl. in der Oberherrschaft bei der Fürstlichen Landes-, sowie bei der Fürst-

lichen Cammer-Kasse allhier, und von wenigstens 100 Rehlr. in der Unter-

herrschaft bei der Fürstlichen Steuerkasse in Frankenhausen gegen grobe kas-

limmägige Münzsorten auf Verlangen jederzeit umgewechselt werden.

8. 6.

Keiner, im gemeinen Verkehr als Zahlungsmittel anzuwendenden, Münze
des einen der beiden Landesmünzfüße darf bei Strase des vierfachen Betrags

des gezogenen oder beabsichtigten Ahiogewinus, welche in jedem Wiederholungs-

kalle jedesmal zu verdoppeln, auch nach Umständen in Gefiingnißstrafe zu ver-

wandeln ist, ein anderer, als der gesetzlich bestimmte Werhh beigelegt werden.

Auf den Geldwechsewerkehr findet diese Vorschrift jedoch keine Anwendung.

F. 7. -

Bei allen, vom 1. Januar 1841 an in Unserm Fürstenthum einzugehen-

ben und zu erfüllenden Nechtsgeschäften und Verbindlichkeiten ist der neue

bandesmünzfug nicht nur im Zweifel zu präsumiren, sondern er soll dabei auch

unbedingt zum Grunde gelegt werden; jedoch leidet diese Vorschrift keine An-

wendung auf Seipulationen über Goldmünzen sowie auf Cessionen oder Pro-

longationen der vor dem 1. Januar 1841 nach einer früheren Währung ent-
standenen Forderungen.

8. 8.
Die nach einer ältern Währung eingegangenen Verbindlichkeiten können

auch, wenn dies mehr in der Convenienz des Schuldners liegt, durch Münzen
bes neuen Münzfußes, nachdem zuvor die Umrechnung nach Mahgabe der nach-

solgenden Bestimmungen geschehen, erfüllt werdenz dies, gilt lelbst von dem

Falle, wenn die Gewährung einer bestimmten Münzsorte ausdrücklich bedungen

war. Nur muß der Schuldner, wenn in diesem zuletzt erwähnten Falle die

ausdrücklich bedungene Geldsorte eine Münze des 20 Guldensußes vom Spe-
iecshaler herab bis zu dem Zwanzigkreuzerstücke (Kopfstücke) inel. war, und

————————— 1. 25
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wenn dieselbe in nalura nicht gewãhrt wird, außer der, in den neuen Münzfuß

umgerechneten, Summe noch das Agio, welches die bedungene Münzso#e am

Verfallcage nach dem Leipziger Courszeltel hat, vergüten.
9.S. 9.

Das Verhaltniß der zeither in Unserm Frstenthume gangbaren Wahrungen

uu dem 241 Guldenfuß wird folgendermaßen festgesetzt:

) die Umrechnung des 14 Thaler-oder 21 Guldenfusses (des Preusjischen

Courants)in den 241 Guldenfuh geschieht in Uebereinstimmung mit dem

Verhältnisse desinnern Werihs (Metallgehalts) der in diesen beiden Fü-

ßen ausgeprägten gröbern Münzen dergestalt, daß 4 Thaler des 14

Thalerfußes gleichgerechnet werden 7 Gulden des 241 Guldenfußes;

2) das Conventionsgeld und die auf diesen Münzfug sich gründenden ver-

schiedenen Course nach Speciesthalern oder Kopfstücken werden in den

241 Guldenfus so umgerechnet, daß 1 Thaler Conventionsgeld 1 Fl.

48 kr. beträgt, ein Speciesthaler2Fl.24 kr. Demgemäßsind

1. Rthlr. nach Species zu 32 gl. = 1 Fl. 48 kr. — Hllr. im 247 Fl. duß
1 Rthlr.— — — 33 gI.= 1Fl. 44 kr. 5 Hllt.—
1 Nhlr.— — —34 gl.=1l.41kr.5%H.—— —

1 Nhhlr. — — — 35 910.-—1Fl.38kr.522Hllr.———
1 Ahlr.— — — 36 90=1 Fl., 36 kr. — — — — —

oder

5 Ntehr. — — 32 gl.-— 9Fl. — — — — —

55 Rehlr. — —33 90.— 96 F. — — — — —

85. Nhir. — — 34 90.= 144 . — — — — —

175 Rehlr. — —35gl.=288 Fl. — — — — —

5 Nthir. — — 655.91.— 8 Fl. — — —

3) Der Werth der Kronthaler soll im 241 Guidenfuß wurchuen zu 2#e

42 kr., derjenige der Laubthaler (Ducatons) dagegen nach dem Frankfur--

ker Courszeltel jederzeit berechnet, und hiernach sollen die verschiedenen

Course nach Kron= und Laubthalern (Ducakons) reducirt werden.

Bei den sub 4. 2. und 3. erwähnten Reductionen werden die beigefüg-

ten Tabellen und zwar zu 1. die Tabelle sub C., zu 2. die Tabellen

sub D. E. F. G. und II., zu 3. rücksichtlich der Kronthaler die Tabelle

sub I. als Hülfsmittel dienen.

Die bei Umrechnung der sub 1. 2. und 3. aufgeführten Währungen



1840. 179

in der umgerechneten Summe mit und über einen halben Heller ausfal-

lenden Bruchtheile sollen für einen ganzen Heller, geringere Bruch-

theile aber gar nicht gerechnet werden.

8. 10.

Nach denselben Grundsätzen wird auch bei Umrechnung der Geldbeträge

unter 4 Rühlr. bis zu einschliehlich 1 pf. herab verfahren, so daß, was z. B.

das zeilherige Kassengeld betrifft, nach Abrundung der in der erwähnteen Ta-

belle suh C. vorkommenden Hellerbruchtheile

4 pf. beselen ** ist — kr. 3 Hllr. des 241 Guldenfuhes
— kr. 6 Hlr. — —

——. 1 kr. 1 H.————
4 pf. — — 4 kr. 4 Hlr.————

5 pff.— — 4 kr.7Hr.————

6 pf.— — 2 kr. 2 Hr.— — — —

7 pff.— — 2kr. 4 H#r.————

8 pff.— — 2kr. 6 Hllr. —— — —

9 pff.— — 3 kr. 2 Hllr.— — — —

10 p.ff.— — 3 kr. 5 Hlle.—— — —

11 .— — 4kr. — Sur. — — — —

S. 11.

Ill ein Pfünigbruchtheil in den Guldenfuss umzurechnen, so gilt sowohl
im Verkehr des gemeinen Lebens als der öffemlichen Kassen die Regel: jeder

bis und mit einen halben Pfennig betragende Vruchtheil soll, ohne Unterschied,

ober einem schwerern oder leichtern Thalerfuße angehört, für1 Heller, und

jeder mehr als einen halben Pfennig betragende Vruchtheil für 2 Heller ge-

kechnet werden.

§. 12.

Vorstehende Bestimmungen finden auch bei Umrechnung der oberherrschaft-

lichen Grundsteuern Anwendung; nur wird in Betreff dieser noch besonders

festgesett, daß nicht der einzelne terminliche Betrag, sondern die Summe der

auf ein Vierteljahr kommenden Termine (deren bei den gegenwärtigen Steuer=

berhältnissen,wo40Termine im Jahre erhoben werden, 10 sind) zusammen

genommen, nach §. 9. bis 11. umgerechnet und die dabei im Endergebniß vor-

kommenden Hellerbruchtheile abgerundet werden.
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8. 13.

EEIEIEIIEIIEITEIIIIIILI
gen folgendergestalt:

1) das Conventionsgeld erhält bei Umrechnung in den 14 Thalerfuß einen

Agio-Zuschlag von 2F Procent. Hiernach sind, wie die beigefügten Ta-

bellen sub. K. I. M. des Mehreren besagen,

1 Rchhlr. nach Speeics zu 32 gl. 1Nthlr. —sgl. 10pf. im 14 Thalerfuß
1 #r. — 33 (—= — Abtr.29 shl. 103pf.Gspt)—

1 Mhlr. — — 34 99.-— — Nhhlr. 29 sgl. bf. (Fppf) —

oder

36 Rthlr.— — 32gl. - 37 Rthlr. — sal. — pf. — — —

297 Rihlt.— — 33991.— 200 Mthlr. — sfgl. — pf. — — —

153 Nhlr. — 34 9.— 148 Nthlr.—sol.—pf. — — —

2) Der Derth dederKronthaler soll ohne Unterschied nach dem oben §. 9.

sub 3. angenommenen Werthe von 1 Nühlr. 12 gl. Conventionsgeld

im 14 Thalerfuße zu 1 Rühlr. 16 fgl. 3 pf., derjenige der Laubthaler (Du-

cakons) aber nach dem Frankfurter Courszetiel, dessen Angabe in Gul-

den und Kreuzern nach dem Verhältnisse: 7 Fl. = 4 Rthlr. reducirt

wird, gerechner, und nach diesem Maßstabe die verschiedenen Währungen
nach Kron= oder Laubehalern oder Ducatons reducirt werden, die beige-

fügte Tabelle sub N. kann rücksichtlich der Kronthaler hierbei als

Hülfsmilttel gebraucht werden.

Die bei diesen sub 1 und 2. erwähnten Reductionen in den umgerechne-

ten Summen mit und über cinen halben Pfennig ausfallenden Bruchtheile sol-

len für einen ganzen Pfennig, geringere Bruchtheile aber gar nicht gerechnet
werden.

8. 14.

Bei Reduction der Beträge unter einem Thaler aus dem zeitherigen Kas-

sencours (mit Eintheilung des Thalers in 24 Groschen in den neuen unterherr-

schaftlichen Landesmünzfuß (mit Eintheilung des Thalers ih 30 fgl.) wobei
die sub 0. angeführte Tabelle als Hülfsmittel dient, wird der Ansatz zum

Grunde gelegt:

Vier Groschen oder Vier Pfennige alter Währung sind gleich fünf

Silbergroschen oder beziehungsweise fünf Pfennigen neuer Währung.
Die in den umgerechneten Beträgen vorkommenden, aus der Tabelle er-
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sichtlichen Pfennigsbruchtheile neuer Wñhrung werden ebenfalls abgerundet,
wie am Ende des 8. 13 angegeben.

Nur dann soll ein in dem umgerechneten Betrage vorkommender Pfen-

nigsbruchtheil und zwar als ein ganzer Mennig neuer Währung in Berechnung

kommen, wenn die vorgeschriebene Abrundung desselben durch Löschung eine

gänzliche Zahlungsbefreiung herbeiführen würde.

8. 15.

Diejenigen unterherrschaftlichen Abgaben, welche nicht nach ihrem jährli-
chen ganzen Betrage, sondern nach Terminen normirt nd, wie 3. V. die ter-

minliche Comribution oder Löhnung, werden in der Art reducirt, daß nicht der

einzelne terminliche Betrag, sondern die Summe der auf ein Vierteljahr kom-

menden Termine oder Löhnungen zusammengenommen nach den vorstehenden

DBestimmungen umgerechnet wird; mit den hierbei im Endergebnig vorkommen-

den Pfennigsbruchtheilen wird eben so verfahren, wie im §. 13. am Ende an-

begeben sst.

8. 16.

Uebrigens bleibt dem Verordnungswege ausdrücklich vorbehalten, einige hier
nicht erwähnte, an öffentliche Kassen hin und wieder zu entrichtende, oder als

tarmägige Gebührnisse für eine Leistung oder Mühewaltung, oder als wirkliche

Sachwerthe zu betrachtende Geldbeträge insofern sie dem neuen Landesmünzfuß

weniger entsprechen, auf einen demselben angemessenen Ansatz abzurunden.

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz eigenhändig vollzogen und

demselben Unser Fürstliches Insiegel beidrucken lassen.

Frankenhausen, den 11. November 1840.

(. S.) Friedrich Günther, F. z. S.



Tabelle A.

 zu Umrechnung der Gulden und Kreuzer des 24  Guldenfußes

in

Thaler, Silbergroschen und Pfennige des 14 Thalerfußes.

Anmerkungen. I. Dieser Redncllonslakelle liegt ras Vahältuiß: 7 HPl. des 241 Gulenutz

find gleich 4 Thalmn des 14 Thalnusußes zu — Grunde.

2. Die vorkommenden Pfenulgbruchthelle find durchwig 7el.

„Beit as „Bettras Betrag· in der in
I. *r Thl. 64 vr#.Fl. r Löl. (al. rf. Fl. Aszalzul sal. vj.

— — — — — —L165
— 1— +26 „—
— 1 — 33—20—8 3S13—

— 2 —— 644 30 — s 64 58— 1 6—

— 3—— 1031 8 10 59— 16 10—N.
— 14 — 1 4S 1

— 5— 141 6 3- 9 5 —43
— 6 — 1 8 “BS„ 5

— — 2 — 6% 68s64

— 8 — 2 3— 36 — 10 3ä — 84

— 9 — 2 6—  % 6 — 12102

— 10 — 2 1001H 1 —4— —

— 11— 3 11— 320— 11 1 1 „
— 12— 3 5—4 10 4 5% 4 34t

— 13— 3 8— 41 11 8..,0 —521 5—-

— 11— 4— — 42 —12— — 8 6—.

— 15— 4 3 43 -·2 33-2 —6 25 8—

— 16 — 4 6— — 12 64l3 —

— 17— 410 15—12 10 3 —

— 18— 5 13 46 13 1A% " 14
— 19 — 5 5—— 17 — 43 5— 16 —% 4 3—

— 20 — 5 8g.1— 48 — 43 844 5——

— 21— 6— — 19 18 —10 8 6.—.

— 22 — 6 3—— 50 — ·14 33J% 2 8.4

— 290— 6 6— 5—14 6——4 — 1 10

— 214— 610 52 — 4 101 ——

— 25153—15 12 —

— 26— 7 5—1 — 54 I— 15 5—1 23 — 3 4 3—#=
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Fortsetzung von Tabelle A.

Botrag Betrag Betraglu der lu der in
zi *1 Thl. sal. vs. Krzr. Tol. sel. pvs. Fl. Krzr. Töl. (gl. pbll.

2# — K413215153 — #3o86082—46
25 — 44 8 64 51 — 80 25 84 63 47 12 10-5

26 — 4 25 84455 — 31 12 10 + — —

27 — H5 12 10 +M56 —2 85 —48 17 14

28 — 16 — — 157 — 32 17 186— 4 34-

29 —16 17 1A 58 — 33 4 348 5

30—7 4 33 33 21 588—!0 8 6—-.

31 —7 21 5460 — 134 8 689 0 8

32 —8 8 64#1 — N 25 8 —————

33 — 18 25 862 — 85 12 10— 91 —52— —

34 — 10 12 103 —66 — — 92 —52 17 14

35— 20 — —64 — 36 17 1 93— 53 4 3=

36—20 17 165 — 37 4 3—91—5321 b-—

37 —21 4 366 — 21 544 6

28 — 21 21 6—1567 —38 8 6.- — 5425 84

39.— 8 6-488 — 25 8997— 55 12 10——
40 —22 25 84.69 — 39 12 101198—556 —

41 — 23 12 10. - 140 — 9 — 56 17 1—X

42 —24 — 1 4o 17 100 —57 4 3—.

43 —4 17 15-2 —41 4 3310O0 — S 6-4=

1#1 —25 4 3—X 1733 — 41 27 500 — 171 12 10—

45 — 25 21 547 —2 8 6M4 17 1

46 —26 8 645 — 25 500 — 285 21 5.1—

47 — 26 25 86 —43 12 103500 — 342 25 8—

48 —27. 12 10 — — 700 — 400 — —

40 —2 — — #8 17 14 4 3.%

50 —28 17 1% — 4 34%„% S 6

51 —29 4 3a 4 24 5——4 T
52 — I29 21 5-— I81 46 8 64.
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Tabelle 8.

1840.

zu Umrechnung der Thaler, äüngrulhen und Pfennige des 14
Thalerfußes

in

Gulden, Kreuzer und Hellee des 247 Guldenfuges.

Anmerkungen: 1. ##n Reductienstebelle liegt daß Derkltuß: 4 Thl. des 14 Thalcrfuße.
ülelch 7 Gulden des 241 Guldenfüßes zu Grunde-

2. dbontunenn Hellerbruchtbeile fnd durchweg Z#el-
3. Zu Unmechnung der Beiräge von 1 Thaltr des 14 Thalersußes und dare

in Gulden, Kreuzer und Hiller des 241 Guldensußes di#nt auch dle Tabellt

anb C.

Betrag Betrag7 Betrag
d n der in der in

Tbl. sal. j Qulb. Ax. Ollr. Thl. *s V. IQuld. Hlr. Tbl. IGulb. Tol. r—

— — 1— — 21— 16— — 56 — 4% H 189

 —–— — 2——4S 4 81412
— — 1— 7— 18— 1 —

– — 14— 1 1– 6 4 „„O

— — 5— 13— 20— 10 —##0 3 % I

— — 6— 1 6—21 4 224

— — 1— 2 — 2— 1 17—8 40

– — 8— 2 2— 23— 20 4 s66h14a6228

— 9—— 25— 21—124—36630
— — 10—2 71— 25— 1 27 44

— 11— 3 1— 26— 1 31—NHIH n„

— 1—— 3 42— f 4 841162 266
— 2—— 7——28 — 1 38 —5201|1562?3

— 3—— 10 4-2 4 4 98) 160 280
— 4—— 14144KS

— 5—— 17 4 4 — —3 30+H.f1

— 6—— 213——5 45—s 111912 301
— 1——24 4 32126116 3os

— 8——28— 76 180315

— 9— —31 4 1408 322
— 10 —— 35— 814271829

— 11—— 33 4 88154

— 12 —— 42— 921619

— 13— — 45 4 961608200

— 14—— 49— 100 175/20

—. 15 —— 52 4 1011182| 208 1364
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Fortsetzung von Tabelle B.

Vetrag Betrag Vetrag Betrag Vetrag
der in der in der in

Ibl. Guld. Tbl — Guld.

21237183658800005
z16 378 340 695 24164 812

220 35 81446 4n 8190 SB1020703

221439238 609N 326 92 1033712 1246

2283099352 65166 8334 1043 116 1253

232 106356 6S3 180 0 220 1260

233330 484 847) 604 1057 124 1 1267

240 420 364637 488 854 608 1064 128 1274

244 427 368 1644192 861 Gi2 11071 132 1 1281

218343y22 s68 G16 10781 136 1288

253 4187068 500 85 1085 240 1295

256 448a80 665 504 882 o24 1002 14 1302

2z60 455 34 672 508 889 Gz8 1199) 1468 18309

z64 462 aur83 679 512 B96) Ga21106 152 41216

2608 4600 392 6ZC „CCH

272476 396 640 1120! auo 1330

z20 483 400 700 524 917 64 1127 114 2002

525924 6183 3003

284 497 408 714532) 931 652 11412288 4004

in der in
Guld. Tdol. Guld.Tbl

580 1015000

581 10244

*1S rS 4 — S

·#*ã —3 4— — r# 8 — 2 r—x GSS S  — — — 6#n ç —2xS

Hs
ua2z8 574 4652 1015

Zörül. Schw. Rudelst. Gesetzsammlung. 1. 26
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Tabelle C.

zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige des preuß.

Courantes alter Währung (des zeitherigen Cassengeldes)
in Gulden, Kreuzer und Heller des 245 Guldenfußes.

Anmer kun gen: 1. Dleser Neduelionslakelle llegt das Verhälmlö: 4 Thül. preuß. Cour. find

gleich 7 Gulden des 241 Guldensußes zu Grunde.

2. Die verkommenden Hellabruchtbeile find durchweg 12tel.

3. Dle bel der Uomechnung nach dieser Tabelle vorkommenden Hellerbruchthell-
nate1. also unter Ftel Heller werden nicht, dle Hellerbruchlbeile zu 1 nar

derüber, allo zu F.iel Heller und. darüber, werden für einen ganzen Hellct

gerechuct.

Betrag Vetrag Vetrag
der n tr n der lu

Ttl. sal. pi.C. X. Sur. ITes. sal. pi. l Gusd. Xx. Ollr. Tbl. ial. v. Oult. Xx. Hllr.

————————.— —
— — 2 —— 514.- 16 — 1 10 — 168 — -131 30 —

— — 4— 1—— 1%J31 .

— — 4— 1 3 6 — —935——

— — 5— 1 6——19—123121——f645—

— — 6— 2 14—20—4 —

— — 7— 2 4421— 723——40 15 —

— — 8— 2 7—22—16 221 — —42 — —

— — 9— 3 2—23—140525——9345—
— — 10—351——145—6——4530—

— — 1— 4— N330—27——47 15 —.

— 1—— 4 3 3— — 5 15 —28 ——14 — —

— 2— — 8 6 414—— 7— —29–5850 45 —

— 3——113 1 5— — 8 45 — 980 — —2 30 —

— 4——17 4 6 — — 10 30—31——|54 15 —

— 5— —21 7 7— —12 15 — 2— —56 — —

— 6——26 2 8 — —414 — —3– — 45 —

— 7——30 5 9 — — 5 45 —–SS9 30 —

— 8— 35——0 61 15 —

— 9———39 311——19 15 —36 — —i63 — —

— 10 — 4 6 F 45 —

— 11 —— 48 1 13 — —22 45— 38— —66 30 —

— 12——524 141 — ——24 30 — 89 — —68 15 —

— 13— 56 7 15— —26 15 —i0 — —70 — —

— 11— 1 1210 – 28— — — —1 45 —
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Fortsetzung von Tabelle C.

1 8 40. 187

Betrag Betrag Betrag
der in der in der in

Tt. ggl. vi. IGuld. Xr. Hllr. Tbl. aal. vi.Gufb. Kr. Hür. Hh. gal. vi.Gufd. kr. Ollr.

12 ——73 30 —|65 — —11345—88—— — —
13 — —975 15 —66 — —115 30—80— 45 —

4 — —1 77 — —667— 1117 15— · 0 167 30 —

15 — — 78 45 —8——H1 %– —

46 — —80 30 —69 — —120 45——

17 — ——82 145 —70 — — 30—314162 46 —

48 — ——84 — —J — 30—
19 — — 85 45 —1|/72 — —26——95—— 1 —

50 — —87 30 —33— —127 45 —0—

51 ——9 15 —MNf-, 3 —

52 —— 91 — —5 –11 15— 3

53 — —92 45—3S —H% —

54 — —4 30 ——7— —4 45 —% 175— —

55 — —96 15 —!8— —136 30 —%00 350 — —

56 — — 98 — 9 —38 15 300 525——

57 — —99 45 —0O 1—- 400 700 — —
58 — —iol 30 —81——Har 45 —00 875 — —

59 — —103 15—82 — —3 30 —1600——1050——

60 — — 105 ——3 – —5 15 —00 12256—-

6#1 — —% 45—% 890 1400——
62 — 108 30—85 — —18 45 900 1575 — —

63 — —110 15 —,86 — —-50 30 —0% -1760——

6# ——I112 — —87——11#215—



188 1840.

Tabelle D.
zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige nath Speties zu

2 gl. — pf. oder Kopfstücken 5 gl. 4 pf.
in

Gulden, Kreuzer und Heller des 244 Guldenfusjes.

Anmerkung. Deser Nednettonstabelle llegt das Verhöltuiß 5 Thl. in Sptelts zu Iu gl. — vi

find gleich 9 Gulden des 231 Guldensußes zu Grunde.

Betrag Betrag Betrag
der In de in der in

Tbl. asl. ps. Gusd. Xt. Ollr. Thl. gal. ps. Gusd. Xt. Hr. ITbl. gal. pf. Ould. Xt. Hlli

— — 1— — 3—18 — 1 21 —33—— 24—

— — 2— — 6—19—125 443 1

— — 3— 1 1—20—1 30—%— 45 — —

— — 4— 1 4q21+ 1 34 4 4

— — 5 1 7—22 —139— 4 36

— — 6— 2 2—23—143 4H6K0„. 24 —

— — 71— 2 51— —148—– 2ç —

— — — 3—2——336—/30— 54 — —

— — — 3 33—— 524 —1 — 55 48—

— — 1— 3 C 1— — 712 —M32 — —67 36 —

— — 1— 4 1à433

— 1—— 4 4— —10 46— —T 6 12 —
— 2 — — 9— ä3 — —

— 3—— 13 4 24 — 64 48 —

— 1—— 18— 1— —6 12 —–6G 36 —

— 5——22 4% 1 38 — — 68 24—

— 6— — 27—1 46— C .—

— 1—— 31 4 3— — —

— 8—— 36 —+3— —23 24— l— —
— 9—— 40 4— 12 —75 36 —

— 10 — — 45—5— —27 — „ -

— 11 —— 40 46 K248—44 cc -

— 12— — 54 — 1—– —30 36 — S 1 —

— 13— — 586 416— —32 24—4 82 48 —

—. 1 — 1 3— 19– —4 12—N 36 —

— 15— 1 7 40 —36 — — 24 —

— 16 — 1 12—1 1.–3 — S

— 17—!I 1 16 412——13936—l50— — 90 — —



1840. 180

Fortsetzung von Tabelle D.

Betrag Betrag Vetrag
der n dir — der in

Ibl. gal. vu#. Guld. är. Hür.Ibl. ggl. pf.Guld. Ar. Hlli. Thl. aal. vi.Gufd. Kr. Hlc

51 — — 91 48 —’N.–% 14—

52 — — 93 36 —172 ——29 36—2 36 —

53 — — 95 24 — 78——3124—

54 — —97. 12 —M —33 12—

55 — — L9 — —5 — —135 –M% - —

56 — — 100 48 —76 — — 36 48—%

57 — 0 36 —–– a6— %—-
58 — —104 2—8— —4—

59 — —406 12—79— — 12—4% —-

60 — —108 — —80 — —C

61 — —100 48—81 — 45 46 200 360——

6# — —111 36 —82 — —44 36 —00 O

63 — +13 2—83——4924—4720——

64 — 15 12—84 — —f 1 12—60% 900 — —

65 — —117 — —85 1 —% O--
66 — —H18 48—86— — 48—/#0 —— — —

677 — —120 36 —8715 36 —OO 1440 — —

68 — —122 24—38 — —158 24—0 1620 — —

69 — — 1 12—8 – —f60 12—%% -1800 —

70 — —1126 — —hôOO — —I62 — —



190 1840.

Tabelle E.

zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige nach Species zu

33 gl. — pf., oder Kopfstücken zu 5 gl. 6 pf.
in

Gulden, Kreuzer und Heller des 241 Guldenfußes.

Anmerkungen: I. Dieser Reductionstabelle liegt das Verhältniß: 55 Thl. in Species zu 33 gl

— pf. sind gleich 96 Gulden des 244 Guldenfußes zu Grunde.

2. Die vorkommenden Hellerbruchtbeile sind durchweg 1ltel.

3. Die bei der Uunrechnung nach dieser Tabelle vorkommenden Hellerbruchtheil
unter 3, also unter ##Heller, werden nicht, die Hellerbruchtheile über #
also über Xx Heller, werden für einen ganzen Heller gerechuet.

.] . .. — —

Betrag Betrag Betrag
der in der in der in

Thl. gl. pf.. Guld. Xr. Hllr. Thl. gl. pf. Guld. Kr. Hllr., Thl. gl. pf. Guld. r. Hlll.

— — 1— —210156 5% 4
— 2— — — 1 2261

— 31— 1 —15 —11 5 3215——1261074

— 4— 13— 16 — 1 9 64f 5·
5— 16— 1 14 1117—– —29 40 21.=

— 6— 21— 1 18 448 —1 25 —

– 7— 24·-4 1 22 7119 — —33 96—

– 8— 27— 1 27 21320 ——4 544

— 9 — 32— 1 31 5.1!121— —36 39 2—

— 35— 1 36 522——824—

– 4— 1 40 217223— — t10 85—

— 4 210 1 44 5221— — 41 53 3—

— 8 5—— 3 29 3—415 — — 43 384—

— 3 — 5 14 126 ——445 227
3— 6 58 7127—— 4 V75——

– 8 43 5—8 — —8 52 21

– 10 28 21029— —50 37 —.

— 12 13 30——15622184
— 13 57 6G4 4l31——54 644

— 9—— 392— 15 42 4482— —15551 22

— 10 —— 435— 17 27 233— —57 36 —

— 11 — — 48 — 19 12 — 134 — —59 205—

— 12 — 5b2212 20 56 54 35——161634



1840. 14

Lortsetzung von Tabelle E.

Betrag Vetrag Vetrag
der in der in der in

b##. al. v#. Guld. Kr. Hllr. Tbl. al. vi. Gusd. Xr. Hslr.Tbl. gl. vf. Guld. Xr. Ollr.

# — —62 50 1%  — 100 28 2 86——150 64Fr.
# — —64 347- 1 13 87—52-
8 — —66 195—663—— 10 . — —

19 — — 68 421%# 11142 44 89 -- 15520 54

10 — — 6949 65 ——1113272è4 534

11 — —13364GCH

ii2 ——7318 4H1 5 % 1603474
13 — — 75 32—68——I18 41 31 93 -4 162 1954

 — —76 46—.60 ——
15— 6325% 56 — 165 49A.

16 — —0 173 % 96—-I 167 3364
1 ——82 214172 2

18 ——834673S–’ NT 2
i19 — —85 31 5#..l...– %
50 — — 67 16 2r75—– —34 174325X#.

51—80 1 –1 200--349 534
52 — —90 45 6A.[77— —ç— 523 38 1—#.
53 — 192 30 44. –– 1 8 5. 400 698 107X1.
51 — —94 15 2–– OD 872435—

55 — — ——0 139 38 1-5-600 1047 16 21#

56 — —9744 58– 00 122149 4

57 — —99293—82 143 7 5-00 13962161.
58 — —101 14 1. 83– % 1570 54 4—

59 — —102 587 AANK—33 „DOn„

60 — —1 433 5 S—1„.



192 1840.

Tabelle F.

zu linrecmn ber Thaler, Groschen und Pfennige nach Spercies zu
ol.—pf.,oder W zu 5 gl. 8pf.

Gulden, Kreuzer und Heler des 241 Guldenfaßes.

Anmerkungen. 1. Dieser Redurkienstabelle licht das Verhältuiß: 85 Thi. In Species zu 34 gl.

find gleich 144 fl. des 241 Gufdensußes zu Grunde

. Die vorkommendta Hellabruchthelle siud durchweg 17tel.

3. Dle bel der Uomrchaung nach dleser Tabelle vorkommenden Hellerbruchthell

unier 1, also unter P Heller, werden vicht, dle Hellerbruchibeile über -

also Über v, Heller werden für einen ganzen Heller gerechnet.

Bettag Bettag Betragder der in
u#. . vj. ¶Guld. v oukxhkqnpkmm sk- onstphgußmwdossi

——t-—2H--—13—-—55,-I,ta——221:1f«,
——2—-—51-I-—l4——592-H-14—— «-

——3—1-S——15—»134—·.I—15——Æ245171
——-l--—13—k-—16—176410-—2762U

——5—10—Y——17—112—17——2848—

——6—2-I.—'i—1s—116112518———30265—s—

——7—-231-.E—-l9-—12031iålfs——32112—5—
——8—261-.0—20—s12454420——3J52«7-1I—
——9—31-:——2t—1287421-—3Za«u
——10-—-·34—«.L——22—1331-T—ZZ——37161U

——ll——I7J.-—2.—1373-(I-23——38577-L
— 1—— 41

— 2—— 832 2——3 23 25 —2211—

— 3— 12 5 3——5 476— — 4 2 61

— 1—— 46G “4 4 4 314

— 5— 21155—— 828 1f15K– 1

— 6—— 25 34 9 - —-149 7 62

— 1—.—29 54#SSC 40.

— 8— — 3378—– — 3 33 131—62 81 —

9— 38 9— —15 44 6132 — 54 12 511

— 10 —— 42 24 5 3 NN– 55 54 21

— 11 — 46 4421 3 131— —57 36 —

— 12— 50 64%12— —10 19 6— 35 — —159 175-)



1840. 193

Fortsetzung von Tabelle F.

Betrag Betrag Betrag
der in der in der in

EIBEEIEIEIEELIIEIEI

26 — — 60 592 61–—109202,; 386—— 445 41537 — — 60% 7102—— 87——14723.

— —64 22 413 — — 102% 88—— 449 47-—

3o — —66 41 0623“ 150464 2
40 — +467457+5 110 7490 –

11 — — 692743566 — —11 485 91—41

 122 ——71 917——1330252—445
13 — — 7250 6u66 — —115 12 - 93 - - 157 22 1

—4.
15 — —76 44 1

46 ——7755 64

41 — —709 373 Nx
18 — —8t1 190 433——123 40 56 —-I 166 134.
49 — — 83 — .ßt„

50— 844223O
51 — —8624 — — —4 338 49 3.5

52 — 88 55 f GC„ 508 14 1

53 — —+89 472AK18—— 83O S
51 — — 91287#79 O OG —— 34

55 — —991404480 135 31 62600 1016281

— —OO 1185 527—

57 ——96337M OO 1355 17 54-

58 — —9815 4483 — — 365 „ 1524 422.1
59 — 9 57 1. 142 18 2 K.P0 1694 7 K.

60 — —01 38 6185 144— —

Färll Schw. Rudelst. Gesetzslommlunz. I.



194 1840.

Tabelle G.

zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Mennige nach Species z4

85 gl. oder K#nstichen zu 5 gl. 10 pf.

Gulden, Kreuzer und Helet des 247 Guldenfuhes.

Namerkungen: I. Dleser Reductionstabelle llcgt das Verbälmmlß: 175 Thl. la Spreits b

35 gl. sind gleich 289 Gulden des 241 Guldensußes zu Gunde,

2. Die vorkommenden Hellirbruchtheile siud durchweg 3ötel.

3. Die bel der Umrechnung nach kieser Tabelle vorkommendenHellekbruchihs

aater I. alse unler 32 Heller, werden uscht, dle Hellerbruchtbeile über!

also über 11 Heller, wenden für einen genzen Heller berechuct.

Betrag Vetrag Vutragder ln der in
Tbl. gl. vf. Gnld. Xr. Ollr. Tbl. al. vf. Gusd. Ar. Hllr. IEbl. pf. Gust. vult

— 1— —2—13 ’5
— — 21——5-—1„„„„NS „

— — 4 1 15 - -124 4114

— — 1— 1 24—16+ 6 022 16 - -126 197
— — 5— 1 52—17—

– — 6 2 + N2

— — J— 23—190—NS 16 24

— 8— 2 5a—20 —122#.20 — —32 54623
— — 9 3 244A21 4

— — 10—33(—22— 1 30 44. 22 ——812224
— — 11— 364#.1—23— 184 5—–. 51 *2

— 1—/—4 Saà# –– 2 6
— 2——81242—+% 42
— 3—— 12 22A44——— :

— 4— — 16 3444F4 26 16

— 5—— 20 42444 „ 4 4 64

— 6—— 245-„4 41

— 1—— 28 641

— 8—— 3278— 9781 51 1 J

— 9—— 37— 9——44 6 64-
— 10 —— 41 1% 1 4

— 11—— 45211–1 6 1 — 585 57 22
— J2 —— 49 2242——19 44 7M HSS xN 36 —



1840. 105

Fortsetzung von Tabelle G.

Vetrag Vetrag, Betrag
Iin der in

Ibl. ps. IGnsd. Xr. Hslr. Tbl. vpf. Muld. Hllr.Thl. gl. vs. IGnsd. Xr. Hür.

 s00 14 S or 4 2 2  — ä
37 — —60 53 3362 — 1022187——310

8 — 62 32 1223 103 40 614 88—- 14449 224

29 — —64 10 724101——105 19 414 14628 22

10 — —65 49 52465 — — S21 äaü#–

41 — —/67 28 3241/66 — — 08 37JL

42 ——69 7 1216– 15 64 „
43 — —0 45 71%68 — — 111 54444

4 –2 5 113 332449%4
45 — — 3 3130

16 — —T5 42 114SAA O

47 ——–7 20 712– –111829 3 1
48 —— 8 59 53— —12 8124 -1 161 16 614
49 — —80 38 34– 90 -- 16265 414
50 — —82 17 15 – 5äü 1643421##

51 ——83 55 7——125 43a300— 2 842%

52 — —85 34 5JVT % 493 42 620

53 — —97 13 24–% 65817 14

51 — 88 52 12379—13 SOO 82251 31

55 — —c 90 30 6280 131 39 31à4 600 98725 525
56 — —%2 9 42481—– —31 1152— —

57 ——’%o%4% 48 22482 134 56 7##.800 131634Tu#

58——5 27 23— —16 35 5%% 1481 8424
59 —— 5 628 — —138 14 5%%%% 4 6

60 — —c%HS 44 4285 139 53 1-



196 1840.

Tabelle H.
zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pnnige nach Species F

6 gl. oder Kopfstücken zu 6 gl.
in

Gulden, Kreuzer und Heller des 241 Guldenfuhes.

Anmerkungen: 1. Dieser Redueilonstabelle liegt das Verhällniß: 5 Thl. lu Species zu 368
flud öleich 8 Gulden des 241 Guldensußes zu Grunde.

2. Die vorkemmenden Hellerbruchthelle sind durchweg Kiel.

3. Die bel der Umrechnung nach dieser Tobelle vorkommenden Hellerbruchthes

zu # w ulcht, dle Hellerbruchiheile zu 1 werden für einen ganzen Heult

gerechntl.

Betrag Vetrag Betrag
der in de in -- in

Tbl. al. ps. Guld. Kr. Hllr. Thl. gl. pf.Guld. Xr. Hllr. Tbl. gi. vs. MGusd. Kr. Hlr.

— — 1——23—15— — 1n 2127 12 —

— — 2—— 5——16— 4— 1— 48 —

— — 3— 1——ISSGO.NO D

— — 4— 12—18+ 110O--32——

— — 5 15—. +1— 3

— — 6— 2W——2012200 —22—5 12 —

— — 7— 22-—21—124 —385 4—

— — 8— 25——22— - —-3as 24 —

— — — 3——23—1 —25 40 — —

 —– — 10— 32 — G
— — 11— 35— 12 3 1 —

— 1—— 4— 3— — 448— 26——44 48 —

— 2—— 8— I—624 —209— 24 —

— 3——12 — 5——8 — 80 —— — —

— 14—— 16—6— — 936 —31——— 36 —

— 5—— 20 5l– 1 1

— 6—— — S——1248 33——5248——

—s——28— 9——1424—34—-5424—

—8——82—10——16———i35——50——

—0——36—ll-——1786—36——5736—

—«l0——40—12——1912—81——5912—
-11——44—13——2048—38—6048—
—12——48—1-l-——2224—·——6224
—13-———52—15-—-— — —40 64 — —

— 11—— 56 — 16— —125 36 — 41 — — 65 36 —



1840 40

Fortsetzung von abelle H.

Betrag Betrag Vetrag
der in der in der in

Tbl. gi. ps. Musd. Xr. Hllr.s Tbl. al. vs. Guld. Xr. Ollr. Thl. ar. vf. MOusd. Xx. Ollr.

12 — — 67 12 —65— — 104——S

 143 — —68 48—16—05 36—809 142 24 —

41— 70 4 —6 12—4%% 4——
45 ——T2 — FS–108 4 — L– 3 —

16 — —73 36 —19———0 24—92

127 — —75 12—–– 1 „

18 — —V6 46—71–1 3 91—— 15024—

40 — —8 244—2 — 12 —A–

50 — — 80 —— 3–– 48 — 26

51 — — 81 36— ––HH 4 A% „

52 ——983 12—120 ——8–

53 ——J5 4 —- 716 GS E%% S „„„—
51— —86 21—77— 12— 160 — —

55 ——88 — —8— — 48 —200 320 — —

56 — —89 36— 2 - aoo 480 — —

57 — 91 12—80—— 600 640 — —

58 — — 92 48—81— M OD 800——

59 —— 9424 —1 82 — —131 12 —600 ——%——
60 —— 96 — —5 — —32 48 —n00 1120 — —

61 —— 6 H – 0 1280——

62 — —99 12 —85 136 — —900 1440 — —

63 — —lOo 48—88 36 —H#po%—-—

6 — — 102 21 —87– —



108 1840.

Tabelle I.

zu Umrechnung der Kronenthaler,
Gulden, Kreuzer und Helet des 24 Guldenfußes.

Betragetrag Vetrag Betrag Betrag
S la r in l ia in der in

#eie. ntp 5 ss.

1242/25% 73 187 6 968 259 12
2 524%2 — 48 97 261 54

386/|212 4% 42 751202 30 93 264 36

4104828W 3023 761205 12 99 267 18

51330 6 711207 54 100 270 —

6 1612 3081+5 IO 36 200 540 —

7185431 148 30 791213 18 300 810 —

82136 8286 256 12 — a400 1080 —

 2418 6,5753 5181218 41500350 —

1027—831%2 6001620 —

112942 3594 3050 183 6 700 1890 —

12 8224436 12 60 162 — 84226 48 800 2160 —

13 35 6/37/ 9954/614 4E52 30 900 2430 —

11874888102 36 62 7 21 “O 2700 —

15140 308391105 1863/0 6872 4

16 4312 CN 36OO0SIOO —

1745543110 42 6575 30 8 10800 —

184836211324 6678 120

1951 18 11 667 180 5491245 4460000 00 —
2054— 44 2 000 OO —
21 564215 306 18 6OOO L1600 —

22592461“ 12 6COO

2362 6126 5471 % 3! 10000 27000 —

21#64 46|781129 36172119424



1840. 190

Tabelle K.

zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige nach Species

zu 82 gl. oder sstäcken zu 5fl. 4u
Thaler, Groschen und Pionnge des 14. Thalerfußes.

Anmer ungen. 1. Dieser Reductionskabelle lieht das isee 36 a. la Sreies zu 32 fl.
find gleich 37 külr. des 11 Tbaler

3 De vortemmend en alminn 4 kutesi z#inns «
Ihmde Vsmaizomätbctiesmnkssueausscg.«Pi-aasg.spndm-tchidu

Pscaalquchlbssltssltuadülnk also über v#r Plennlg. weiden für elum

ganzen Pienusggercchnet. -

Betrag . Betrag u Betragder *
v261 * o.Ler. #6. vf. Tbl. al. vs. Tbir. — as. Tbir. at. I—

 — 1-S184 Ê[ uÊ cäâ Ê o

— — 2—— 23— 1—17 11 CQ– 11 8

 — 3—— 368 1 3„
— — 4— 52— 16——20 6 1 4

— — 5—— 64 1—21 K 14 2

— — 6—— 919— 18——23 12 15 —

— — 7—— 8 1- 4 10

— — 8——i0 40 20 —2 g„ 16 8

— — 9—120ZC. 6

—— 10 1—#— 22—28 334 — 2 6

 —11 1 z 233—2 10 3
— 1— 1 3M11 21— —24 20 —

— 2—. 26# 2 ——— 8 25— 25 20 10
— 3—. 310 2al 3—— 2 6 26 — — 21 8

— 1—- 5 1204. 27——27 22 6
— 5—- 6 5145 — 5 42 28 —— 28 23 4

— 6— 782:6 —— 5— 29—— 29 24 2

— 7— 8111––510 30 — — 30 25 —

— 8— 10 32# — — 86 8 31— — 31 25 10

— 9— 11 6#9 976 32 — — 32 26 6

 10 — f2 1024% 8 4 33— —33 27 6

 I11 — 14 1844 — -1110 2 31——3428 4
12 — 15 5 12 — — 1210— 35— —135 29 2



200 1840.

Fortsetzung von Tabelle K.

Vetrag Vetrag Vetrag
der ln der in der in

Tbl. gl. vf.] Abl. sal. vf. ITbi. gi. vs. Tbi. sal. vf. Tbl. al. vs. Tbl. fal. vi.

36 ——37 — —65 23 44 94 16 8

31 — —38 — 105 — — 6624 2193— 9517 6

28——39 1 686 67 25 —9 96 18 4
39—— 40 2 667——68 25 14 97 19 2

40—— 1 3 48 —e% % 26 §8 4 986 20 —
41 —— 4 26——707 4· 99 20 10

42 —— 43 5—%028 4 10021 8

43 —— 44 5 10711— 7220 %9 10122 6

41—— 45 6 822— %0L 4

45 —— 46 7 53——5 — 100200

46 ——47 8 4——6 1 8 308 10 —

47 ——48 9 — 2 6%%C3

48 —4 10 ————8 3 4%

49 —— o10 – 4 2KOD

50 ——51 11 8— So 5—% N 4
51 ——2 12 6 0% 622 6 8
52 — 53 13 4 BO 25 — —

53 —— 54 14 2181 ——3 7 6%##üq 4

54 — — 55 15 —ss82 — — s84 s8 4l2000--1 2055 16 8

55 ——56 15 1083——85 9 23000-— 3082 10 —

56 ——57 16 –SG 10 —S0OO 3 4

57— —58 17 685 67 10 10 000-—.
58 —— 59 18 46——88 11 8000-— 16 20 —

50 ——/60 10 87——89 12 6000 7194 13 4
60o ——%%Cf1 20 —88——i%59 13 40 6222 6

K ——162 20 1089——1091 14 29000-—19250— —

62 ——63 21 890— —9#2 —4%%% 10277 23 4
63 — —I 64 22 6191——193 15 10



1840.

Tabelle I.

zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige nach Species zu

33 gl. oder Hopfstücken zu 5 gl. 6 pf.
in

Thaler, Silbergroschen und Pfennige des 14 Thalerfußes.

Anmerkungen: 1. Den Veductiondiabtlle* das Verbllinlß: 297 Thlr. in Spyeckes zu B#gl.
aleich 290 Thir.d

2 4% Enenmenden MMennigbuuchtbelle fün“ durchweg 207sttel.
3. Die bel der Umrechnung nach bieser Tabelle in der Wäbrung des 14 Thaler-

fußes vorkommenden Plenulgbruchihelle unter 1, elso unter 13t Pleunig, werden

uscht, die Plennisbiuchtheile Üüber 3, also über 117 Pennig, werden für eln#m

ganzen Psennig gerechnet.

e 14 Thalersfaßes, zu Grunde.

204

Betrag Betrag Betrag
% der in de in tr n

Thl. gl. vf. Tb. tar. pf. Tbl. gl. pf. Tbl. gr. o gl. vf. Tbi. sar. pf.

— — 1—— 13—13——16 2)0/13 — —128 8f#1

— — 2—— 214% JJ„ 72

— — 3— 32— 15——18 g2 5

— — 4 44 4

— — 5—— 642„ J 3

– — 6 7Z1 5 18--172622
– — 7—— 8%

 —– — 8—— 972024

— — 911 2 4 -120 27 1022

— —10— 1 Us—22——274 122— —2127 9..

— —11— 1 1299%%%-2 2

— 1—— 1223126

— 2—2 522— 29 9– 24

— 3—— 3 82#83—— E

4— — 414

– 5—6 2 521 4120 538—— 27 27 2.
– 6—— 7 52160— 2 4 29——|2827 s#.

—– 1—— 8 8 7 3 SO21
— 8—— 9f1u] 9 80––. 140 .

— 9—11 1 92

— 10 —/—12 5uuilo —— 1 3226 8

— 11——13 gu1 10 – 3 6
— 1—I—1411#I 34 26 örm.

Füstl. Schw. Rudosst. Gesehsammlung l. W



202 1840.

Fortsetzung von Tabelle L.

Vetrag Betrag Vetrag
der in- der (a der in

Möhl. gl. Tbl. sar. pf. Tr. ol. D Tbl. sar. p. l Tbl. al. paf. Tbl. sgr. ps.

36— 3526 4% 61-—63 23 #n — ——
37- +626 3X5 64 23 5 93-—— 20 7—
38— 93726 * 66——6 23 4 91% 20 62.

39- 3826 MWi&amp;y-SG 23 224969- 4
40 —3925 tm S 23 4ä0 — 20 3

41— 40 2 1069—GSS 23 gTLG 20 2r
42-+41 25 9GO 22 11HH.t8- 1

45——42257 22 92199—6 20

- 4325 6## LOO% 10

45-+2 53- ###
4%—- 4525 47— 71-—273 22 68300

4.-— —4625 3 OO 1 7
48-+ S- .SOO 5

49— —+4825 4# T„ES 22 23 CoO— 20 4

50-4 OCGOT 19 31

51-S 24 10S 22 -Loo-%% 9 22

52- 6124 8OO 21 11. 00 2% 1
53— 6224 7COO—4% 1z
51-— —5324 60#fSL 21 g2000-—1903 7 11z

55-—424 543S 2 7 3000 --129689 26 111#
56- 6524 4%8 21 6S.00 —36 1
57- 6 24 2.85 -—4 21 4 4 t#U
5 1SF 21 3 O 23 11#.
59 — +58 24 -BC 21 2000——6976 12 114

60-+9 23 11 S 21 1%O 1
4 SeSS 21 3% %% S90 20 1

62- SS 20 102410000 066 9 10

63- 22 71 o 20 9z -
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Tabelle M.
zu Umrechnung der Thaler, Groschen und Pfennige nach Speries

zu 34 gl. oder Aobsfüchen zu 5gl. Zpf.

Thaler, Silbergroschen und Veenne des 14 Thalerfußes.

Annerkungen: l. Dlel# leegtdasVblet: 153 Thl. ia Speties z

31 gl. find gleich 148 Thaler des 11 Thalersaßes, za Giunde.

. Die vorkemmtnden elerhruchtheltsnd burchweg 15rstel.
3.

kommenden Pfeanigbruchthelle unter 1. elso unter pn i. * ulcht, dle

Miennlzbruchtheile über 1, alsoüber ## Pfenuig, werden für cinea ganzen

Pfenulz gerechnt.

Betrag Vetrag Betrag
der ln der in der in

EEIIIIIIIIEIIIIIIIIIIIIIIIGCWIMIIIIIE

— — 1— — 1#13 —

— — 2— — 224441 314

— — 9——32ä—15——·11%— 15 3#

— — 4 —– 4 41% 3
— — 5— — 6——1 6

 — 6— — 732 18——21 9z118——17 12 44
— — 171—— 8T1— 19— 22 105fH% 1

— — 8——920—+—24 Jaso —— 10 104
— — 9 — 10Kf2– 4 4

— —10— 1 1—22——26 7 é

— — 11— 1 144ê % 5%

— 1— 1 W1—– 6 529#

— 2—— 2 bP2——128 74s-266

— 3—— 3 7011 K 461
— 4—|— 410 364

— 5—— 6 445— —425 14 — -127 2

— 6—— 7 3-6——824 12 — -28 162

— 7—— 8 öa.— — 623 fü 0 ——29 — 72.

— 8—— 9 ga8–22 11 20 20 744

— 9—— 10 102a 2 — -30
— 10— — 12 14 1

— 11— 1 31 1 9 24 32 26

— 12—|— 14 61A12——1118 23 33 25 828
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Fortsetzung von Tabelle M.

Betrag Betrag Betrag
der in der „ I# der iu

Tbl. gl. vf.] Tbl. sal. vi. ITbl. gl. Tbl. sal. vs. Abt. al. vsf.] Abl. sal. vjs.

36— —13424 g# 161 273 ——— g9rn

37 ——9523 8# Z3·%
38 ——9622 8 2 3% %

39 — —3721 92/7—64 24 3ud15-— 9126 1044
40 — —38 20 98248—+ 234 96 . 92251064
41 ——919 9a#69 66 22 43a4497-—24 %

42 — — 40 16 9 70 21 4744 9423 112

B ——1141 17 1014-4 2 4 % 09522 1144
41—— 42 16 105% 19 4 100-- 2 4

15 ——43 102% 18 622 200-- 1093 13 114

46——444 4 10„%1
47 —— 145 13 11415—2 16 5endoo-38627 40
18 — —46 12 114 15 Hü.ahBO 9 .

49 — —47 11 41% 11 Aar

50 — —48 10 11%
51 —— 1010—%9 S0OA

52 — —60.9 à480 77 116/% % 7
53 — —51 8 r1 O D 74%

54 —— 52 7 J x 9000 2

55 —— 53 6 SO 8744 o28

56— —54 5 128 .8 77„COOO–—9 8 öaz

57 ——55 4 1 668 5000 ——)4836 18 72
58 ——56 3 1fc86 5 8Ooo — 5803 27 7

59 ——57 2 1787-—84 483 gi-
60 — —58 1 2114 3PvOo 1 1

—————————— —2.
823 — —159 29 22490--187 1922) 1000- -19673 6 1
68 — —60 28 2#91 ——88 — 98à
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Tabelle J.

zu Umrechnung der Kronenthaler,
in

Thaler, Silbergroschen und Pfennige des 14 Thalersußes.

Betrag Vetrag Betrag Vetrag
der in der iu der in der in

Kriblr. Tbl. sa. pf. Laribir. Tbl. sa. pf. IAribir. Tbl. sg. vs. Ariblr. Tbl. sg. vf.

1116 33111723 9901104 1390 138 22 6
2 33 2 632 4010 +6295 176 91 140 8 9

3 418 933 5026 36397 3992 141 26 —

46 5–34 66 2O 93 143 11 3
5 721 3355328 965100 63 91 144 27 6

6 976136 55 15—66 1012261 95 14613 0
71023 9FT 1 JNJ6T103 89996 148 — —

81210385617 60810425A 149 16 3
9 1326 3#39060 3 6906 11318 151 2 6

101512 6010 6120—M%%% 0. 152 18 .9

111628 941/63 6 374091394A100 154 5—
133815—122 62 200 306 10 —

1320 1 3356 8 973|1121633000 402 15—

11 21417 641 741114 26) 400 6160 20 —

16·420— 1 o27 6 ii 25 — —

1126 6 33213 J0
182722 68%

2640 2 6680610—86132 OO10791 20 —

274118  726 3 39Ooo 12333 10 —

2813 5-588 12 68 20oo3875——
2904421 3%990 26 89 137 6 300005410 20 —
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Tabelle 0.

zu Umrechnung der Groschen (4 Thalerstlicke) und Pfennige des

zeitherigen Cassengeldes
in Silbergroschen (#0. Thalerstücke) und deren Pfennige des 14 Thalerfußes.

Aumerkungen. 1. SIbt W uulencren Cassengeldes zu Silbergroschen2. Die Bruchrsenalge find Ulrtansenbtbeli
3. Vie bel der gtn 0 #l Lab- lÜie in der neuen Währun

kommenden Bfennigbruchtbeile unter1.olso 1n * Psenulg. '
nicht, die mit und sübe al ber Wh Pituulg.

werden für einen ganzen Plennig gerechnel.

r·— Rechn.]NAe#e Rechnung. Allere Nechn.Aee Rlchnung. ltere RNechu, NeueNechnung.

1h.241. Tbl. 30 fl.M b 24 2. E =30 fel.

181. — Cil EEILEILIELEIIIEILII 1ü.

Tohil. al. vi.s Abl. sal. vi. I Thi. gr. vi.  (G. pf. hl. gl. pil.zpt.
— M –—10

— — —62% — 1 u

— — –– 5 ———1L i
— — 1 — 44 — — – — 675— 1——13

— — – — à –1ê2

— — – — 11———— 1114— 3—— 39

—— ––- 237— 1——5—

———B5-3
 ————————————
— — —1 —— - 566% 7—— 80

–—––– 2 ——t0

— —— —13NM —— 22— 9— — 113
——.— — — 5 — 999% 10——126

–—–N 1
— — 1— — 4# | – 11% 16

— —— us 1 13——163
— — — — ar —— 1214— — 176

 ———————————tt8
– — 1126- is -203

— —4%2

— — OO-.S-.- e00 18——226

– —i143S%23

 ———.————— —20 ——25
— —%„ —263



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vieczehntes Stück vom Jahre 1840.

XILII. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Raths-Collegium vom 18. November 1840,

die Herabsetzung der gegenwärtig bestehenden Tarasätze bei dem zum

Versicden in Fässern eingeführt werdenden Lunpenzucker betreffend.

Nachdem im Einverständniß mit den Regierungen der übrigen Staaten des

deutschen Zoll- und Handels-Vereins bestimmt worden ist, daß die im Vereins-

Jolltarif für die Jahre 1840 bis 42 unter Position 25. Hl. X. Nr. 3. enthal-

tenen Tarasätze bei dem zum Versieden in Fässern eingehenden Lumpenzucker

unter gleichzeiliger Aufhebung des Unterschiedes zwischen Fälsern von hartem und

weichem Holze, in folgendem Maße, als

für Fässer unter 15 Centner Brutkogewicht auf 10 Pfunde vom Centner

Brutto und

für Fälser von 15 Centner Brutkogewicht und drüber auf7 Pfunde vom
Centner Brutko

vom 1. Januar 1844 ab herabgeseht, auch die hiernach vereinbarten geringeren

Tarasätze von dem vorgedachten Zeilpuncte ab auch auf denjenigen Lumpenzucker

in Anwendung gebracht werden sollen, welcher schon früher zu Packhofs-Nieder-
lagen oder Prigat-Lagern gelangt ist, aber erst im Jahre 1841 zur Versiedung

und resp. Verzollung angemeldet wird: so wird solches hiermit, gemäß der Be-
stimmung im §. 13 des Jollgeseces vom 1. Mai 1838, unter dem gleichzeitigen

weitern Bemerken zur öffemlichen Kenmtniß gebracht, daß die Perzollung jenes
schon vorräthigen Zuckers erst bei wirklich eintretender Persiedung desselben für

zulässig erachtet werden kann und daß übrigens es sich von selbst versteht, daß

durch die Ermägigung der in Rede stehenden Tarasätze in der Vefugniß der Zoll-

verwaltung die Netto-Verwiegung statefinden zu lassen, nichts geändert wird und

von dieser Befugniß auch bei dem Lumpenzucker zum Versieden Gebrauch zu machen
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ist, insofern sich der Reduction des Tarasatzes ungeachtet erhebliche Mißverhält-

nisse zwischen der wirklichen und der tarifmätigen Tara noch fernerergeben sollten.

Rudolstadt, den 18. November 1840.

Fürstl. Schwarzb. Geheimeraths-Collegium.
hez. von Ketelhodt.

&amp; XLIII. Bekanntmachung
des Fürstl. Geheimen-Ralhs-Collegium vom 9. December 1840,

diejenigen Münzen betreffend, die vom 1. Januar 1841 an bei den

Fürstlichen Cassen zu dem dabei bemerkten Werthe angenommen und

ausgegeben werden können.

1g. 1.

Nachverzeichnete Haupt= oder Curantmünzen sollen bei den herrschaftlichen

Cassen sowohl in der zu dem 241 Guldenfuhe sich bekennenden Oberherrschaft

als in der nach dem 14 Thalerfuß rechnenden Unterherrschaft des Fürstenthums

zu dem dabei bemerkten Werthe angenommen und ausgegeben werden.

Werth
inder Ober · J inder Unter-
berrschaft.berrschaft.

4) die von den sämmtlichen zur allgemeinen Münzcon t sen. sun at st

vemion vom 30. Juli 1838 sich bekennenden Vereins-

luen r9 Voreinsmänücke z : 13 30—2
2) di gemei «

MI- dt Mas c 6. L. ap. *8

Staaten ausgeprägten hanzenGuldenstcke u 1——17|19
3) die von denselben Staaten ausgeprägten halben Gul-

denstäcke · —80 8|68
4) die von densämmtlichen nachder sub1erwähntenCon- 4

vemien zum 14Thalecfuß sich bekennenden Staatenin
dem W geprägt Thalerstücke zu 1 45—. ——

5) halbe Thalerstcee "..““.—6215

6) Drittel-Thalerstücck. —35—10—
7) Einsechstel-Thalerstück. —17445—

 AIWngl. Pronß.1Thalarstüctck. —3 02
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Den unter 6. und 7. erwähnten Drittel= und Sechstelthalerstücken werden

diejenigen von den unter 4. aufgeführten Staaten im 20 fl. Fuße ausgeprägten

und z Thaler gleichgestellt, welche nach vorgängiger der Vestimmung des Ar-
tikels 13. der mehrerwähnten Münzconvention gemäßer Einziehung als Curant-

Münze des 14 Thalerfußes wiederum in Umlauf gesetzt werden.

Ausgeschlossen von den unter Nr. C. und 7. genannten 1 und 7 Stücken

bleiben die unteruuneh Hessischem Stempel vor dem Jahre 1833 geprägten
und Thalerst

Jeder bei sienn der Gulden und halben Gulden auf den 14 Thaler-

fußin letzteremsich —Pfennigbruchtheilbleibt. Funehn bei dem einzelnenMünzstücke, alsinderd » hnung

gebenden Summe, außzer Ansat.

Außier den vorgenannten Curantmünzen werden bis auf weitere Verord-

nung von den Fürstl. Cassen zu dem im vorstehenden §. erwähnten Werthe im

124 Gulden= und 14 Thalerfuhe angenommen und ausgegeben werden: die im

14 Thalerfusse mit Angabe der aus der feinen Mark ausgebrachten Stückzahl ge-

prägten Curant-Münzen derjenigen Staaten, welche der Münzconvention vom

30. Juli 1838 nicht beigetreten sind, vom Thalerstücke zum # Thalerstücke ein-

schlieglich herab. Diesen Curancmünzen werden gleichgestellt dit von denselben.

Staaten im 20 Guldenfusse ausgeprägten und auf den 14 Thalerfuß gesetzlich

herabgesetzten 1 und 7 Thalerstücke.
C. 3.

Desgleichen werden bis auf weitere Verordnung nachverzeichnete Conven-

tionsmünzen bei den Fürstl. Cassen zu dem dabei bemerkten Werthe angenommen

und ausgegeben werden: Wahrunsder Ober-s in der Unter-

u ubansg i#u,m
1) Ganze Laubthaler und Kronenthaler u.2 116

2) *mit der Angabe: zehn eine feine Mark,
- 22222224224 111113

3) halbe Specteckthalcrmkt dekAngabe zwanztgcmcfeme —

- 112

4) göngiis urd Fr *! 14 # 1. 30— 1
5) Kopfstückeu - 24
60) halbe Kopfstückenn 1 12 ——

?2
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Jederbei Umrechnung der in diesem 8. aufgeführten Münzstücke auf den

14 Thalerfuß in dem lettern sich herausstellende Pfennigbruch bleibt, sowohl

bei dem einzelnen Stücke, als in der durch Jusammenrechnung mehrerer Münz-

stücke sich ergebenden Summe auher Ansatz.

S. 4.

In gleicher Weise werden die Königlich und Kurfürstlich Sächsischen Con-

ventlons r Stücke von den Fürstl. Cassen und zwar in der Oberherrschaft zu

9eKreuzer das Stück, in der Unterherrschaft 12 Stück oder 1 Thaler zu 1 Rthlr.

— ihl. 10 pf. angenommen und ausgegeben werden. Vei Jahlungen unter

15 (0l. 5pf. wird das einzelne Conventions # Stück in den unterherrschaftlichen
Cassen nur zu 2 Sgl. 6 pf. angenommen und ausgegeben.

8. 5.

Rücksichtlich der Annahme der Goldmünzen und des Curfes derselben bei

den öffenklichen Cassen wird das Erforderliche wie zeither besonders bekannt ge-

macht werden. Gegenwärtig wird in dieser Beziehung festgesetzt, daß bei allen
an öffentliche Cassen auf den Grund von Contracten in Silbermünzsorten zu lel-

stenden Zahlungen, die Annahme von Goldmünzen ferner nicht zuläsig ist.

8. 6.

Bei den öffentlichen Cassen des Fürstenthums darf zur Ausgleichung nur

inländische Scheidemünze verwendet werden. Bis nach geschehener Ausprägung
der neuen inländischen Silberscheidemünze des 14 Thalerfußes soll zur Ausglei-

chung bei den unterherrschaftlichen Fürstl. Cassen einstweilen Königl. Preußische
Scheidemünze verwendet werden, die auch späterhin, in Gemähheit einer mir der,

Krone Preussen getroffer fGegenleitigkeit beruhenden UebereinkunftimHandel

und Wandel jenes Landestheils Curs haben wird.

Diese Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1841 in Wirksamkeit.

Rudolstadt, den 9. Decbr. 1840.

Fürstl. Schwarzb. Geheimeraths-Collegium.
gez. Witzleben.
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